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280.

1. 8. 1931: Tagesbericht des Reichsbankpräsidenten Luther

Nachlaß Luther 365. Handschriftliche Korrekturen und Ergänzungen.

Ich erfuhr durch Vocke, daß Sprague und Wallenberg sich übergangen fühlten in 
der Diskontfrage, Sprague sei nur für 12% gewesen1. Das Echo davon war auch 
schon ins Kabinett gedrungen, wie ich aus einer Bemerkung Brünings entnahm, 
die sehr vorsichtig war. [. . ,]2 Schäffer sagte mir, Sprague wolle gern von mir als 
Berater behandelt werden, wie Norman dies tue.
Am Nachmittag kam die Nachricht, daß die Bank von Frankreich und die Federal 
Reserve Bank der Bank von England einen Rediskontkredit von 50 Millionen 
Pfund eingeräumt haben3. [Die] Bewertung wäre vorläufig zweifelhaft. Norman, so 
erzählte Sprague am Abend, ist erkrankt und sei aufs Land gegangen, würde also, 
wenn dies zutrifft, nicht nach Basel gehen4. Ich habe Basel selbstverständlich 
abgesagt. [Die] Mißstimmung, die bei McGarrah wegen Benennung Melchiors für 
[das] Kreditkomitee5 angeblich vorhanden war, scheint verflogen.
Dann [kam] Graf Kalckreuth mit einer größeren Anzahl von Herren, hauptsächlich 
Pommern, aber auch Gennes, Sybel. Ich zog Hasse und Friedrich zu. Starkes 
Drängen auf Unwirksammachung der Diskonterhöhung für die Landwirtschaft6. 
Ich erkannte [den] Ernst der Lage durchaus an, aber auch [die] Schwierigkeit und 
bat, da ich fortgehen mußte, Friedrich und Hasse über Möglichkeiten weiterzuver­
handeln. Beim Weggehen sagte ich Graf Kalckreuth noch, daß ich in der nächsten 
Woche ihn einmal ausführlicher in alten Reichsreformgedankengängen sprechen 
wolle. Zum Frühstück lud ich dann Heukamp und Quassowski ein, bat auch Hasse, 
um die Frage weiter zu klären. Der erkrankte Schiele rief mich später an; ich 
konnte natürlich auch ihm nichts zusagen, hatte aber großen Wunsch zu helfen. 
Vor Kabinettssitzung um 12 [Uhr]7 ließ ich mir Jeidels, Löb, Spiegelberg kommen 
(Hans Fürstenberg war vergessen [worden]), um [die] Ansichten über [den] Erlaß 
der Devisenverordnung8 zu klären. Alle Herren waren für [den] alsbaldigen Erlaß 

1 Vgl. Nr. 277, Anm. 11. Nach der Darstellungin seinen Erinnerungen hatte Brüning Wallenberg und 
Sprague um Unterstützung in seiner Kontroverse mit Luther in dieser Frage gebeten. Brüning 
S. 346 ff.

2 Nicht zu entziffernde handschriftliche Einfügung.
3 Uber Stützungsmaßnahmen für die Bank von England Brüning S. 347, 351; Bennett S. 280ff.; Boyle 

S. 264 ff.
4 Hauptgrund für den gesundheitlichen Zusammenbruch Normans war nach Bennett S. 281, Anm. 52 

die Enttäuschung über die Londoner Konferenz, deren Ergebnis seiner Meinung nach „nothing“ 
war. Boyle S. 267 spricht von einem „state of acute mental and nervous prostration“, in den 
Norman am 27. 7. 1931 fiel, als ihm klar wurde, „that the French had successfully sabotaged at last 
nearly everything he had striven for to many years to achieve“.

5 Vgl. Nr. 275.
6 Vgl. Nr. 275.
7 Ministerbesprechung am 1. 8. 1931, 12.30 Uhr, BA R 43 1/1451.
8 Verordnung des Reichspräsidenten über die Devisenbewirtschaftung vom 1. 8. 1931, RGBl. 1931 I 

S. 421. Zum weiteren Ausbau der Devisenbewirtschaftung Born S. 121 f.
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der Verordnung, nachdem das Ausland nun schon etwas Zeit gehabt hatte, unsere 
Vorschläge zu studieren und andererseits noch keine Antwort vorlag, der 
gegenüber der Erlaß der Verordnung dann hätte als Pression wirken können. 
Entsprechend stellte ich mich im Kabinett ein und empfahl nur dringend, die 
Ausnahmevorschriften betreffend Stillhaltung, Reichsbank und Golddiskontbank 
und betreffend Zinszahlung auf [die] Anleihe, die sich - mit Ausnahme der 
letzteren, die man in die Ausführungsanweisung haben will - im Entwurf, 
gesetzestechnisch richtig, hinten befanden, ausnahmsweise an die Spitze zu 
stellen. Das wurde natürlich angenommen9. Charakteristisch für die jetzige Zeit ist 
es, daß bei der Beschlußfassung noch gar kein endgültiger Entwurf vorlag und 
auch der [vorläufige] nur in 1 oder 2 Exemplaren.
Bei der Beratung über die Verlängerung der Notverordnung10 ergab sich dann die 
Überraschung, daß Kleiner den Versuch machte, den Sparkassenverkehr sofort in 
fast normale Formen zu überführen; und meinen Ärger darüber mußte ich später 
fallen lassen insofern, als Kleiner von seiner diesbezüglichen Eingabe an den 
Reichskanzler Kenntnis an Dreyse gegeben hatte, der mich noch nicht hatte ins 
Bild setzen können. Es blieb dann im wesentlichen bei den bisherigen Vorschriften 
hinsichtlich der Sparkassen für eine Woche, wobei auch Dietrich zustimmte. Ich 
meinerseits betonte, daß ich um des psychologischen Effekts auch der Banken­
eröffnung willen [es] viel lieber gesehen hätte, wenn die Sparkassen gleich mit 
eröffnet werden könnten, die technische Möglichkeit aber nicht sähe. (Innerlich 
beschäftigt mich der Gedanke der Sparkassenöffnung unausgesetzt.) Die politi­
schen Bedenken gegen das Geschlossenhalten der Sparkassen, namentlich auch 
im Hinblick auf den 9. August11, wurden stark betont. Es wurde dann [die] weitere 
Beschlußfassung nach Möglichkeit dahin verabredet, daß Freitag früh12 eine 
weitere Auflockerung in den Zeitungen stehen muß.
Allgemein wies ich auf die Notwendigkeit einer sorgfältigen Pressebehandlung in 
den nächsten Tagen hin, damit das Volk die beruhigenden Momente sieht. Ich 
erklärte auch Verhandlung[en] mit den Verbänden für notwendig, was vom 
Wirtschaftsministerium übernommen wurde. Durch v. Wedel habe ich später dem 
Wirtschaftsministerium noch sagen lassen, daß sie auch mit den Gewerkschaften 
verhandeln müßten. Nordhoff habe ich am Nachmittag gebeten, für richtige 
Beeinflussung der Presse in der Frage der noch geschlossenen Sparkassen zu 
wirken, habe ihm auch den Artikel des Berliner Tageblatts „Angst vor der eigenen 
Courage“ geschickt, der völlig verkennt, daß wir aufgrund der Diskontierung nur 
auf 10 Tage auch das Mittel weiterer Diskonterhöhung vor Restriktion in der Hand 

9 § 1 der Verordnung lautete: „(1) Die Beschränkungen und Verbote dieser Verordnung gelten nicht 
für die Reichsbank und die Deutsche Golddiskontbank. (2) Die Durchführung von Vereinbarungen, 
die von Gruppen ausländischer Gläubiger und inländischer Schuldner mit Zustimmung der 
Reichsbank über die Behandlung der zwischen den Mitgliedern dieser Gruppen bestehenden 
Verbindlichkeiten getroffen werden, wird von der Reichsbank oder von Stellen, die diese bestimmt, 
überwacht. Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nur, soweit ihre Anwendung nicht der 
Erfüllung von Verbindlichkeiten aus solchen Vereinbarungen entgegensteht.“ RGBl. 19311 S. 421.

10 Siebente Verordnung über die Wiederaufnahme des Zahlungsverkehrs nach den Bankfeiertagen 
vom 1. 8. 1931, RGBl. 1931 I S. 419; Schulthess 1931 S. 168 f.

11 Datum des Volksentscheids über die Auflösung des preußischen Landtags.
12 7. 8. 1931.
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haben. In der Reichsbank habe ich angeordnet, daß alle Reichsbankanstalten zur 
Sammlung und Verwertung günstiger Einzelnachrichten angehalten werden sol­
len, und habe Klepper, der am Nachmittag bei mir war, die gleiche Anregung 
hinsichtlich der Genossenschaften gegeben, was er zustimmend aufnahm.
Nach Tisch mußte ich [die] geplante Besprechung mit Sprague und Wallenberg auf 
ein Abendessen verschieben.
Dann Einleitung einer Besprechung mit Löb, Fürstenberg, Jeidels, Spiegelberg 
über eine Depesche, die ich betreffend Devisenverordnung an [die] Notenbankprä­
sidenten schicken sollte und wollte, und über Telefongespräche, die die Herren 
mit Tiarks und Cannon führen sollten13. Dazu kam durch Mitteilung Wassermanns 
[die] Nachricht über [die] Einladung Schliepers nach London auf Dienstag14, 
während bisher Montag in Aussicht genommen war, und [die] Anregung von 
Berlin, Spiegelberg zu entsenden. (Am folgenden Tage, Sonntag, meldete Schulte, 
daß Spiegelberg nicht fahren würde, weil er durch anderes zu sehr gebunden sei, 
und auch sonst niemand; Schlieper sei unterrichtet und habe sich abgefunden.) 
Fuchs saß der Sitzung, nachdem ich sie eingeleitet hatte, vor.
Besuch von Emin Yehia Pascha in Sachen Orientbank15. Ich konnte ihm nichts 
zusagen, empfahl ihm aber, [die] Situation noch einmal zu betrachten, nachdem 
[die] Bankenschalter bei uns geöffnet [seien]; das könne auch Rückwirkungen auf 
Ägypten haben.
Dann v. der Porten, Ritscher mit Ehrhardt in Sachen Russenwechsel16, wo ich ja 
positiv gestimmt [war]; [es wurde] aber sehr schwer. In Direktoriumssitzung am 
Abend wies Vocke darauf hin, daß die russischen Bahnen nicht mehr zahlten. Ich 
beauftragte Ehrhardt das festzustellen.
Später [kamen] Drewitz, Ladendorff usw. in Sachen Mittelstandsbanken. Wirk­
liche Sorgen scheinen da nicht zu bestehen17. Verweisung an Akzeptbank.
6 Uhr Direktorium.
1. Betreffend landwirtschaftliche Diskontfrage. Gangbarer Ausweg noch nicht 
gefunden, dann aber schließlich Bereitwilligkeit, 30 Millionen der Reichsregierung 
als besonderen Kredit da zur Verfügung zu stellen, wo die Gefahr des Zusammen­
bruchs von Unternehmungen wegen Diskontfrage besteht.
2. Lebhafte Diskussion betreffend Zahlungsaufnahme bei [den] Sparkassen. Der 
von Hartmann kommende Gedanke mit den Kommunalobligationen bis zu 500 
Millionen RM, mit denen eingefrorene kurzfristige Kommunalschulden umge­
schuldet werden sollen, bei Stückelung bis zu 50 RM, wurde für möglich gehalten, 

13 Tiarks und Cannon hielten sich in Berlin auf, um mit Melchior und Schmitz eine vorläufige Regelung 
der Stillhaltefrage auszuhandeln. Lüke S. 328 f.

14 4. 8. 1931. In London fanden Vorbesprechungen zur Stillhaltung statt.
15 Vgl. Nr. 266, Anm. 17.
16 Gemeint ist die Kreditvergabe der Reichsbank für Handelsgeschäfte mit der Sowjetunion. Vgl. 

Manfred Pohl, Die Finanzierung der Russengeschäfte zwischen den beiden Weltkriegen, Frankfurt 
a. M. 1975.

17 Am 5. 8. 1931 bat Drewitz (Wirtschaftspartei) in einem Brief an Brüning dringend um einen „Kredit 
für den Mittelstand“, da die mittelständischen Betriebe „in erschreckendem Ausmaße in 
Zahlungsschwierigkeiten geraten seien“. BA R 43 1/659.
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aber weniger als Reichsbankangelegenheit betrachtet. Ich beauftragte Geheimrat 
Müller, der seit vorgestern aus Frankfurt da ist, mit dem Studium der Sache. Dann 
kam ich wieder auf die Akzept- und Lombardbank oder, wie Dreyse sagte, Diskont- 
und Lombardbank. Auch hier nur Auftrag zum Studium an Müller von mir aus. Ich 
mußte Vocke sagen, daß es Aufgabe des Präsidenten sei, solche Aufträge zu 
erteilen, da er sich gegen die Auftragserteilung wandte18. Ich betonte wieder, daß 
wir auf keinen Fall eine Situation kommen lassen dürfen, in der aus dem Druck der 
Lage heraus Notgeld entsteht.
3. Besprechung auch über [die] Möglichkeit der Verwertung der Rentenbank­
scheine als Reichsbanknoten. Es lag auch ein Entwurf für Interimsgeld  vor 
(Schmitz, [. . .]) , falls die vorhandenen Scheine nicht ausreichen, was mit meiner 
Zustimmung abgelehnt oder zurückgestellt wurde. Vocke wieder rein theoretisch . 
Es kamen Kleiner, Weltzien, Ernst, Abramowitz. Ich konnte sie nur kurz sprechen, 
worüber sie anfangs wohl ärgerlich, dann aber beruhigt [waren], als sie mein 
sachliches Interesse sahen. Ich zog Müller zu, mit dem sie weiterverhandelten. 
Kleiner kündigte auch schon wieder neue Geldforderung an.

19
20

21

Um 8 Uhr Abendessen mit Sprague, Wallenberg und Dreyse. In der Diskontfrage 
nahmen die Herren verständnisvoll unsere Darlegungen auf, daß die deutsche 
Öffentlichkeit durch die vielen Zeitungsaufsätze, beginnend mit der Frankfurter 
Zeitung22, so aufgeregt worden sei, daß eine Erhöhung auf nur 12% keine 
psychologische Wirkung gehabt haben würde, sondern als Fortsetzung schwächli­
cher Reichsbankpolitik gewürdigt [worden] wäre. Wir erzählten den ja fast 
unglaublichen Tatbestand, daß ein Gewerkschaftsvertreter wie Baltrusch für hohe 
Diskonterhöhung sei.
Ich brachte dann noch zur Sprache die Frage der Sparkassen. Sprague plädierte 
wie immer für eine Hilfsaktion durch die Banken und Heß sich nur schwer davon 
abbringen, daß da nicht viel Möghchkeiten mehr sind. Schon besser begriff er den 
psychologischen Gesichtspunkt, daß die Sparerkreise aus grundsätzlicher antika­
pitalistischer Einstellung einer Hilfsaktion durch die Banken mit Mißtrauen 
gegenüberstehen würden. Wallenberg sah das alles stärker ein und erklärte 
schließlich in Gegenwart von Dreyse, nachdem Sprague nach Bayreuth abgereist 
war, daß er keinen anderen Weg als [eine] solche „Diskont- und Lombardbank“ 
sähe23.

18 Dieser Satz handschriftlich eingefügt.
19 Ähnliche Pläne waren schon mehrfach im Verlauf der Bankenkrise erörtert worden. Vgl. Nr. 279c.
20 Ein weiterer Name, der nicht entziffert werden konnte.
21 Dieser Satz handschriftlich eingefügt.
22 U. a. Artikel Röpkes vom 26. 7. 1931. Born S. 119.
23 Zur Kontroverse um die geeigneten Stützungsmaßnahmen für die Sparkassen Born S. 130 ff.
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281.

5. 8. 1931: Ministerpräsident Held än die Bayerische Gesandtschaft in 
Berlin

GStAM MA 103 463. Durchschlag - Nr. II 21945. Unterstreichungen.

Betreff: Die Schwierigkeiten auf dem Gebiete der Wirtschaft und Finanzen.
Die wirtschaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten Deutschlands haben es 
notwendig gemacht, zur Überwindung der Krise alle hierfür geeigneten Mittel in 
der Hand der Reichsregierung zusammenzufassen. Die gegenwärtige Lage birgt 
aber Ansätze zu einer Entwicklung in sich, die darüber hinaus auf eine finanzielle 
und wirtschaftliche Zusammenfassung größten Ausmaßes und auf die Verwirkli­
chung staatssozialistischer Ideen gerichtet ist. Neben der gebotenen Arbeit an 
dem Ziel der Selbsthilfe schicken sich einflußreiche wirtschaftliche und politische 
Kräfte an, die sachlichen Notwendigkeiten zum Vorspann für die Durchsetzung 
solcher wesensfremder Ziele zu nehmen. Den Weg weiterer finanzieller und 
wirtschaftlicher Zusammenfassung über das Maß des zur Wiedergesundung 
Notwendigen hinaus zu beschreiten, muß schon deshalb bedenklich erscheinen, 
als gerade der Prozeß der wirtschaftlichen und finanziellen Zusammenballung 
einen maßgebenden Teil der Schuld an der gegenwärtigen Krise trägt. Ich 
verweise auf den in dieser Frage mit der Bayerischen Gesandtschaft seit Jahren 
gepflogenen umfangreichen Schriftverkehr, von dem ich vor allem die Erlasse vom 
13. 2. 25 Nr. 3655, 10. 10. 25 Nr. 23921 und das im Abdruck mitgeteilte Schreiben 
an den Herrn Reichskanzler vom 15. 4. 28 Nr. 8286 herausgreife1. Wenn in dem 
letztgenannten Schreiben die Gefahr unnötiger Zentralisierung dahin umschrieben 
wurde, daß im Falle von Erschütterungen die Stoßkraft mit voller Wucht die 
Zentrale und damit das Ganze trifft, so hat die Entwicklung der letzten Wochen die 
Berechtigung dieser Sorge erwiesen. Der Zusammenbruch großer Teile des stark 
zentralisierten Bankwesens hat über die Wirkungen eines räumlich beschränkten 
Zusammenbruchs hinaus unmittelbar das Ganze schwer erschüttert. Es ist auch 
zeitgemäß, an die mit dem erstgenannten Erlaß übermittelte, dem damaligen 
Reichskanzler Dr. Luther persönlich übergebene Aufzeichnung, insbesondere an 
die Darlegungen unter D I zu erinnern. Die Entwicklung hat den darin enthaltenen 
Warnungen recht gegeben und den befürchteten und vorausgesehenen Verlauf 
genommen. Der Prozeß der Zusammenballung in der Wirtschaft, auch im 
Bankwesen, hat immer größere Maße angenommen. Er hat das Reich und das 
deutsche Volk näher an die schon damals aufgezeigten letzten Konsequenzen 
herangeführt.
Die weitgehende Ausfallbürgschaft des Reiches für die Erfüllung der Verbindlich­
keiten der Darmstädter und Nationalbank hat die Anhänger einer staatssozialisti­
schen Wirtschaftsführung ermutigt, mit Forderungen nach einer allgemeinen 
Staatskontrolle über die Banken, nach einer Kontrolle der wirtschaftlichen 
Unternehmungen und nach einer „volkswirtschaftlichen Kapitallenkung“ auf den 
Plan zu treten. (Vgl. z. B. „Vorwärts“ v. 26. 7. 31 Nr. 345, 2. Beilage). In dieser

1 Die im Schreiben genannte Anlage nicht bei den Akten.
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Richtung liegt neuerdings die überraschende Beteiligung des Reiches an der 
Dresdner Bank mit dem ungeheuren Betrag von 300 Millionen RM, die dem 
Außenstehenden um so unverständlicher ist, als andererseits jeder Zweifel an der 
Liquidität dieser Bank als unberechtigt erklärt wird. Mit diesem Schritte, der nicht 
der letzte sein wird, ist die Verstaatlichung des gesamten Bankwesens eingeleitet 
und in greifbare Nähe gerückt2. Dieser Entwicklung kann aber die Bayerische 
Staatsregierung aus staats- und wirtschaftspolitischen Gründen nicht untätig 
zusehen. Gewiß darf der Staat der Wirtschaft nicht freien und ungezügelten Lauf 
lassen. Der Staat darf sich aber auch nicht in das andere Extrem drängen lassen, 
das über die Vertrustung zur Verreichlichung (Politisierung!) und schließlich zur 
Bolschewisierung und damit zur Vernichtung der Selbständigkeit aller wichtigen 
wirtschaftlichen Unternehmungen führen muß. Nach dieser Richtung könnte vor 
allem die Verordnung des Reichspräsidenten vom 27. 7. 1931 (RGBl. I S. 404) über 
die Beteiligung des Reichs an wirtschaftlichen Unternehmungen und Sicherheits­
leistungen des Reichs - sicherlich entgegen den ursprünglichen Absichten der 
Reichsregierung - weitere Entwicklungsgefahren eröffnen. Im Gebrauche dieser 
Vollmachten sollte sich das Reich wenn irgend möglich auf die neugeschaffene 
Akzept- und Garantiebank beschränken, deren Bestand ohnedies nur für eine 
Übergangszeit in Betracht kommen kann. An Versuchen, die Reichsregierung auf 
diesem Wege weiterzudrängen, wird es in der nächsten Zeit nicht fehlen. Von den 
innenpolitischen Bedenken abgesehen, darf die notwendige Wirkung solcher 
staatssozialistischer Experimente auf die gesamte Gestaltung des Reiches und der 
deutschen Wirtschaft nicht außer acht gelassen werden. Die einseitige Festlegung 
der geschwächten finanziellen Mittel des Reiches führt auch dazu, daß das Reich 
in zunehmendem Maße seine Verpflichtungen gegen die Länder nicht mehr 
erfüllen kann und daß die Länder nicht mehr bestehen können.
Ich ersuche Sie, diese Gesichtspunkte bei jeder Gelegenheit der Reichsregierung 
gegenüber zur Geltung zu bringen und ihr möglichste Zurückhaltung gegenüber 
allen Vorschlägen zu empfehlen, die nur einer unnötigen weiteren Zusammenbal­
lung auf dem Gebiete der Wirtschaft und der Finanzen und dem Staatssozialismus 
die Wege ebnen. Den Interessen des Reichs wird nach der Überwindung der 
akuten Krise am besten durch eine zielbewußte regionale Wirtschaftspflege sowie 
durch solche Maßnahmen gedient sein, die auf die Wiedererstarkung der 
Selbstverantwortung im wirtschaftlichen und öffentlichen Leben abzielen. Den 
wesentlichen Inhalt des gegenwärtigen Erlasses wollen Sie dem Herrn Reichs­
kanzler in Form einer eindringlich gehaltenen Aufzeichnung zugehen lassen3.
Abdrucke für Ministerialdirektor Dr. Hammer und die Wirtschaftsstelle sind 
beigefügt.

(gez.) Dr. Held

2 Brüning stellte in der Ministerbesprechung am gleichen Tage fest, daß mit Rücksicht auf die 
Erregung in der Bevölkerung eine Staatsaufsicht über die Banken nicht zu umgehen sei. Er sprach 
sich für die Einsetzung eines Bankenkommissars aus und schlug vor, „daß ein kleines Gremium von 
Sachverständigen bestimmt werden müsse, das sich mit der Reorganisation der Banken zu befassen 
habe und der Reichsregierung Vorschläge machen werde“. Bis zum Zusammentritt des Reichstags 
im Oktober müsse diese Angelegenheit erledigt sein. BA R 43 1/1451.

3 Zur Kontroverse zwischen Bayern und der Reichsregierung um die Auswirkungen der Notverord­
nungspolitik Schönhoven S. 252 ff. Vgl. Nr. 139, 184 und 208.
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6. 8. 1931: Niederschrift über die gemeinsame Sitzung des 
Wirtschaftspolitischen, des Finanzpolitischen und des Sozialpolitischen 

Ausschusses des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates (Auszug)

ZStA Vorl. RWRat 409/B1. 123-138.

Vorsitzender: Kraemer
Schriftführer: Cohen
Vorsitzender: Meine Damen und Herren! Ich hoffe, Sie haben sich nicht 
allzusehr über die ungewöhnliche Form der Einladung zu unserer heutigen 
Aussprache über die gegenwärtige Wirtschaftslage gewundert. 
Der Vorstand und die Vorsitzenden der drei Hauptausschüsse, wir bemühen uns 
schon seit einiger Zeit, die Einschaltung des RWR in die Geschehnisse der Zeit 
herbeizuführen. Aber ich habe die Empfindung, daß die Reichsregierung, nach­
dem sie den Reichstag ausgeschaltet hat und auch den Reichsrat nur soweit 
zuzieht, wie es unbedingt notwendig ist, Bedenken trägt, das an sich unpolitische 
Gremium des RWR als Beratungskörper hinzuzuziehen. Ich darf hinzufügen, daß 
nach meiner doch recht genauen Kenntnis der Ereignisse die Reichsregierung 
auch die Spitzenverbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, einerlei ob es sich 
um Vertretungen der Industrie, des Handels, der Banken, des Handwerks usw. 
handelt, nicht hinzuzieht, sondern sich neuerdings darauf beschränkt, einzelne 
Sachverständige zu hören. Ich bitte, nicht in meinen Worten etwas hören zu 
wollen, daß ich das Wort Sachverständige in Gänsefüßchen setze. Der Sachver­
stand ist etwas, was angeboren, angelernt, anerzogen ist, und es wird viele unter 
Ihnen geben - ich zähle mich dazu -, die der Meinung sind, daß nicht alles, was 
von den Herren Sachverständigen, teils mündlich, teils schriftlich, teils in 
Zeitungen, teils in Denkschriften, der Reichsregierung in den letzten Wochen 
empfohlen worden ist, dazu geführt hat, daß im Deutschen Reiche gerade das 
Richtige geschehen ist.

Wir, die Vorsitzenden der Hauptausschüsse und die Herren Präsidenten, haben 
uns wiederholt in der letzten Zeit überlegt, wie wir wenigstens die Möglichkeit 
schaffen sollten, die Mitglieder des RWR, soweit sie den Hauptausschüssen 
angehören, zusammenzuberufen. Wir haben schließlich diese Form einer freien 
Aussprache gewählt. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß die minimalen Diäten, 
die heute noch für die Mitglieder gezahlt werden, keine entscheidende Rolle 
spielen können, sondern, wenn wir alle entschlossen sind, für die Volksgemein­
schaft etwas zu tun, dann können wir auch für eine oder mehrere Sitzungen auf 
eine Vergütung für unsere Tätigkeit verzichten. Denn das, was wir durch diese 
Aussprache herbeiführen wollen, ist in allererster Linie der feste Entschluß von 
uns, die wir ja zum großen Teil seit 10 Jahren zusammenarbeiten, in dieser Stunde 
die deutsche Wirtschaft - denn nur um die haben wir uns zu kümmern, nicht um 
Politik - nicht im Stich zu lassen.

Ich habe die Empfindung - um ein Wort zu zitieren, das einer meiner Kollegen aus 
der Industrie vor kurzem gebraucht hat -, daß in weiten Volkskreisen augenblick­
lich der Gedanke besteht, man müßte die Schale, die nun einmal heute vorhanden 

863



6. 8. 1931 Gemeinsame Ausschußsitzung des Vorl. RWR

ist, - ich spreche jetzt nicht von der politischen Gestaltung, sondern auch [nur] von 
der Gestaltung der Wirtschaft - einmal sprengen; denn wenn die Schale gesprengt 
sei, werde sich aus dem Kern, der sich in der Schale befindet, schon von selbst 
eine neue Pflanze ergeben. Das ist ein überaus gefährliches Experiment. Es soll 
auch Kerne geben, die keine Keime zu weiterer Entwicklung enthalten. Darum 
scheint mir doch dieses Warten auf das Sprengen des Kerns überaus gefährlich. 
Ich glaube, daß es besser sein würde, wenn wir uns alle anstrengten, den Boden zu 
erhalten, in dem ein Keim, ein Kern gedeihen kann; und wenn die Pflanze heute 
krank ist - und das kann niemand von uns bestreiten -, dann wollen wir vor allem 
daran denken, daß es nicht die Schuld einer einzelnen Persönlichkeit, nicht die 
Schuld einer einzelnen Gruppe ist, sondern die Macht der Verhältnisse, die uns in 
die heutige Situation hineingeführt hat.
Ich möchte mich auf diese einleitenden Worte beschränken und im übrigen der 
Diskussion freien Lauf lassen. Ich darf vielleicht zunächst Herrn Präsident 
v. Siemens das Wort geben.
v. Siemens: Meine Damen und Herren! Ich kann nicht viel den Worten 
hinzufügen, die Herr Kraemer gesagt hat. Ich kann Ihnen nur mitteilen, daß 
Kollege Leipart und ich vor längerer Zeit - es ist über 14 Tage her - 
zusammengekommen sind und die Frage besprochen haben, ob und inwieweit wir 
Schritte ergreifen sollten, um zu versuchen, den RWR bei der Lösung der vielen 
Probleme, die in der heutigen Zeit vor uns liegen, einzuschalten. Aus diesem 
Grunde hatten Herr Leipart und ich vor 14 Tagen durch das Staatssekretariat den 
Herrn Reichskanzler bitten lassen, uns eine Unterredung zu gewähren. Herr 
Staatssekretär Pünder war leider persönlich nicht da; seinen Vertreter, dessen 
Namen ich vergessen habe, habe ich gebeten, unseren Wunsch zu übermitteln. 
Ich habe dann bis zum Ende voriger Woche keine Antwort bekommen. Ich habe 
deswegen an Herrn Staatssekretär Pünder erneut geschrieben und ihn darauf 
aufmerksam gemacht, daß ich seinen Vertreter gebeten hätte, aber bisher noch 
nicht mit einer Antwort beehrt worden wäre. Ich habe dann gestern ein Schreiben 
des Herrn Pünder bekommen, in dem er um Entschuldigung bittet - ich hatte zu 
Anfang versucht, ihn fernmündlich zu erreichen Im Drange der Geschäfte
war mir verständlicher-, aber bedauerlicherweise die Tatsache Ihres Anrufs nicht 
bekannt geworden. Selbstverständlich werde ich mich gern dafür einsetzen, daß 
Sie alsbald Gelegenheit zur Aussprache mit dem Herrn Reichskanzler haben 
werden.“ Bezeichnend ist dieses „verständlicherweise“. Aber ich glaube auch, 
daß in diesem Falle tatsächlich der Staatssekretär Pünder nichts erfahren hat. Die 
Konfusion in der Reichskanzlei wird ja in diesen Zeiten noch etwas groß sein. 
Dadurch nun, daß der Herr Reichskanzler nach Rom abgereist ist1, wird sich diese 
Unterredung wiederum auf eine Woche etwa verschieben.
Was mich vor allen Dingen bewegt und was ich gern persönlich dem Herrn 
Reichskanzler sagen möchte, ist das, daß gerade doch wir Vorsitzende uns 
verantwortlich fühlen für den Gedanken, der dem RWR zugrunde liegt. Der 
Gedanke, nach meiner Auffassung der Hauptgedanke, ist doch der, daß wir durch 
offene, vertrauliche Aussprache mehr Verständnis gewinnen für die gegenseitige 

1 Brüning und Curtius waren am 5. 8. 1931 zu einem Staatsbesuch nach Rom abgereist. Schulthess 
1931 S. 175, 390 ff.
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Not, für die gegenseitigen Bedürfnisse. Der RWR hat im Anfänge, wo auch 
schwere Zeiten waren, nach meinem Gefühl auf diesem Gebiete sicherlich 
manches Gute geschaffen, er hat das gegenseitige Verständnis erweitert2. Und 
wenn eine Zeit wiedergekommen ist, wo das doch gerade notwendig ist, dann ist es 
sicherlich die jetzige Zeit, wo wir doch, wie wir alle wissen, nur auf die eigene 
Kraft angewiesen sind und wo es darauf ankommen wird, zu welcher Zusammen­
fassung der Kräfte, die uns noch geblieben sind, wir uns aufraffen können. Ich 
muß, offen gestanden, sagen, ich habe in mancher Beziehung Furcht vor der 
jetzigen Methode, die von der Reichsregierung behebt wird. Es ist mir vollkommen 
klar, daß in Momenten der akuten Gefahr nicht diejenigen, die in erster Linie die 
Verantwortung tragen, den Rat von einem Gremium von Sachverständigen 
anhören können, sondern da heißt es handeln. Aber so kann es doch nicht dauernd 
weitergehen. Die Maßnahmen, die ergriffen worden sind, mögen vielleicht - ich 
will sie durchaus nicht etwa kritisieren - notwendig gewesen sein, um den ersten 
Einsturz zu verhindern. Aber daß diese Maßnahmen auch zu einem langsamen 
Abtöten der Wirtschaft geführt haben und noch führen, daß wir alle darunter zu 
leiden haben, das ist doch vollkommen klar. Man muß doch aus dieser Zeit, wo 
diese schnellen Maßnahmen evtl, notwendig sind, herauskommen. Ich glaube, der 
RWR hat immer bewiesen, wenn eine Aufgabe an ihn gestellt wird, daß er mit aller 
Beschleunigung die Sache angreift und ohne Rücksicht auf andere Momente als 
die rein sachlichen zu einem Urteil zu kommen versucht. Daß das Urteil nicht 
immer einstimmig ist, ist selbstverständlich. Aber gerade dadurch, daß die 
wirklichen Gegensätze der Auffassungen klar herausgearbeitet werden, wird ja 
den entscheidenden Stellen ihre Entscheidung erleichtert.
So, wie man jetzt vorgegangen ist, habe ich das Gefühl, daß das Mißtrauen der 
Stände untereinander wachsen muß. Ich spreche nicht bloß von dem Mißtrauen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder Verbrauchern, sondern ich 
glaube, auch das Mißtrauen zwischen den einzelnen Gruppen, zwischen Banken, 
Industrie, Handel, Handwerk. Keiner weiß recht, ob der andere etwas tut und was 
er tut, was er empfiehlt. Es wird unter sich im Geheimen, im Dunkeln gearbeitet. 
Das sind gerade die Momente, die mich bewogen haben, dies dem Herrn 
Reichskanzler auszusprechen und ihm dringend ans Herz zu legen, für die 
kommende Arbeit der Überführung in geordnetere Zustände doch wieder den 
RWR einzuschalten, der bewiesen hat, daß er ruhig und sachlich arbeitet.
Leipart: Ich will gern auf die Aufforderung hin ausdrücklich bestätigen, daß diese 
Unterhaltung zwischen Herrn v. Siemens und mir stattgefunden hat und ich mich 
durchaus mit der Anregung, von der er eben berichtet hat, einverstanden erklärt 
habe. Vielleicht darf ich etwas deutlicher noch sagen, wie wir zu der Entschlie­
ßung gekommen sind, zum Reichskanzler gehen zu wollen.
Nicht nur ich, sondern anscheinend auch Herr v. Siemens hatte den Eindruck, daß 
die Regierung sich in den letzten Wochen so wie in alter Zeit die Sachverständigen 
selbst ausgesucht hat, die sie gerade hat hören wollen, während wir doch den 

2 Der Reichswirtschaftsrat war im Art. 165 der Weimarer Verfassung vorgesehen. Durch Verordnung 
vom 4. 5. 1920 wurde ein „Vorläufiger Reichswirtschaftsrat“ gebildet, der meist durch Ausschüsse 
tätig wurde, die er bildete. Friedrich Glum, Zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Politik, Bonn 
1964.
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RWR zu dem Zweck ins Leben gerufen haben, um die Sachverständigen hier zu 
vereinigen und den alten Zustand zu beseitigen. Ich persönlich habe um so 
freudiger zugestimmt, als wir, die Gewerkschaften, uns auch darüber zu beschwe­
ren haben, daß wir in diesen Wochen überhaupt nicht gehört worden sind und 
nicht die Möglichkeit gehabt haben, auf die Entscheidungen der Regierung auch 
nur den geringsten Einfluß unmittelbar wenigstens - außer durch unsere Veröf­
fentlichungen, unsere Eingaben - auszuüben. Wir haben den Eindruck, daß von 
Unternehmerseite und sonstigen Interessenten manches Mal Vertreter geholt und 
gehört worden sind.

Dann glaube ich, Herr v. Siemens, ist es ganz zweckmäßig, auch auf den Teil 
unserer Unterhaltung wenigstens andeutungsweise einzugehen, der sich auf die 
Methode der evtl. Mitwirkung des RWR in der gegenwärtigen Zeit bezieht, wo die 
Entscheidungen so drängen, wo, wie wir ja wissen, das Kabinett nicht nur, 
sondern auch die Sachverständigen-Kommissionen Tag und Nacht getagt haben. 
Wir waren uns darüber einig, Herr v. Siemens und ich, daß, wenn wir schon den 
Wunsch äußern und das Verlangen stellen, anstelle der wahllos oder ganz nach 
Beheben einberufenen Sachverständigen den RWR einzuschalten, die Mitwirkung 
des RWR in dieser Zeit nicht in der sonst üblichen Form möglich sei, daß 
beispielsweise eine Vorlage der Regierung dem Wirtschaftspolitischen oder dem 
Finanzpolitischen Ausschuß zugewiesen wird, daß dieser Ausschuß zunächst eine 
Plenarsitzung hält, daß ein Arbeitsausschuß eingesetzt wird, der tage- und 
wochenlang berät, dann wieder eine Plenarsitzung abgehalten wird und endlich 
das Gutachten zustande kommt. Das ist in der jetzigen Zeit nach unserer Meinung 
nicht möglich. Herr v. Siemens hat den Gedanken geäußert, es müßte unter 
Umständen ins Auge gefaßt werden, einen besonderen, ganz kleinen Ausschuß 
einzusetzen, in dem natürlich alle Abteilungen vertreten sein müßten, daß unter 
Umständen wir beiden Vorsitzenden uns für diese Beratungen auch mit zur 
Verfügung stellen müßten, - daß also ein besonderer Ausschuß seitens des RWR 
der Regierung zur Verfügung gestellt werden könnte, der allerdings dann auch die 
Absicht bekunden müßte, sich wirklich schnell und ohne Rücksicht auf Tages­
oder Nachtzeiten zur Verfügung zu halten.

Ich bedaure sehr, daß die Unterhaltung, die wir mit dem Herrn Reichskanzler 
haben wollten, bis heute noch nicht hat Zustandekommen können. Inzwischen sind 
weitere Dinge geschehen, weitere Verordnungen erlassen, weitere Maßnahmen in 
Angriff genommen und Regelungen zum Teil schon getroffen worden, von denen 
auch ich nicht sagen kann, daß sie alle gut und richtig sind, an denen auch ich und 
meine Freunde mancherlei auszusetzen haben.

Ich glaube, daß der Inhalt der Aussprache, die jetzt hier stattfinden soll, sich in 
der Hauptsache auch darauf ausdehnen müßte: Wie ist es überhaupt möglich, den 
RWR in der jetzigen Zeit einzuschalten? Auf dem seitherigen Wege mittels der 
bestehenden Ausschüsse, wie ich ausgeführt habe, wohl kaum. Hier müßte auch 
eine Art Notmaßnahme ins Auge gefaßt werden oder wenigstens vorübergehend 
geschaffen werden zur Erörterung solcher dringenden Notmaßnahmen, die, man 
kann fast sagen, stündlich aufs neue an die Regierung herangetragen oder von ihr 
behandelt worden sind. Daneben könnte ich mir allerdings vorstellen, daß Sie, 
meine Herren, die Sie in den Ausschüssen ständig mitgearbeitet haben, die 
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Meinung hier vertreten müßten, daß demnächst auch wieder eine Zeit kommen 
müsse, wo regulär gearbeitet werden kann, und daß Sie für diese reguläre Arbeit 
bereits einen Plan aufstellen oder Richtlinien für eine Wirtschaftspolitik entwer­
fen. Das würde eine wichtige Aufgabe der Herren, die in den Ausschüssen 
arbeiten, sein können. (Sehr richtig!) Ich erlaube mir, eine solche Anregung 
meinerseits zu geben.
Vorsitzender: Ich darf vielleicht zwei ganz kurze Bemerkungen an das anschlie­
ßen, was Herr Präsident Leipart eben gesagt hat. Ich habe mich meinerseits 
unausgesetzt bemüht, die Einschaltung des Wirtschaftspolitischen Ausschusses 
für wirtschaftspolitische Fragen anzuregen. Ich bin auf eine gewisse Abneigung 
maßgeblicher Mitglieder der Reichsregierung gestoßen. Ich schließe dabei nicht 
ein den von uns allen mit Recht als einen besonderen Kenner der Wirtschaft 
verehrten Staatssekretär des Reichswirtschaftsministeriums, der augenblicklich 
die Geschäfte des Reichswirtschaftsministeriums führt. Bei anderen Mitgliedern 
der Reichsregierung ist - durch wen veranlaßt, weiß ich nicht - die Auffassung 
vorherrschend, daß sich in der berühmten Preissenkungsaktion3 und bei ähnlichen 
Gelegenheiten gewissermaßen die Abteilungen 1 und 2 aus egoistischen Gründen 
vereinigt hätten, um Maßnahmen, die die Regierung damals für notwendig hielt, 
abzubremsen. Daß dieser Vorwurf unberechtigt ist, das werden Sie mir alle 
bestätigen können.
(Bruns: Die Leute sollten doch die Protokolle einmal nachlesen!)
Verehrter Herr Kollege Bruns, ich glaube, daß augenblicklich noch nicht einmal 
die Zeit gewesen ist, die Protokolle der Entschließungen nachzulesen, die die 
Reichsregierung selbst gefaßt hat. Es ist Ihnen ja allen bekannt, daß sogar 
Notverordnungen beschlossen sind, in die nachträglich bei der Redigierung durch 
einzelne Beauftragte Dinge hineingekommen sind, die ursprünglich vom Kabinett 
gar nicht beschlossen waren. Ich habe die Empfindung, daß man die Befürchtung 
hat, es könnte das Parlament, also die gewählte Vertretung des Volkes,1 sich 
beleidigt fühlen durch die Tatsache, daß man Kenner der Wirtschaft in geschlosse­
nen Korporationen hinzuzieht.
Wenn ich Herrn Präsident Leipart richtig verstanden habe, so denkt er nicht 
daran, daß etwa die drei vereinigten Ausschüsse zu solchen Fragen gehört werden, 
sondern ist der Ansicht, daß evtl, aus den drei vereinigten Ausschüssen ein kleines 
Gremium gebildet wird, das schnell zur Verfügung stehen kann und das auch die 
Vertretung der Berufsstände darstellt.
Eine Bemerkung darf ich aber in bezug auf einen Zwischensatz Ihrer Ausführun­
gen machen. Ich habe die Reichsregierung und auch die Reichsbank darauf 
aufmerksam gemacht, daß es mir nicht richtig erschiene, daß bei Verhandlungen 
über Maßnahmen der Banken zum Beispiel die Bank der Arbeiter und Angestellten 
nicht hinzugezogen würde. Sie werden mir bestätigen müssen, daß noch am 
gleichen Tage, als ich gegen 12 Uhr diesen Wunsch ausgesprochen hatte, ich 
glaube, um 4 Uhr nachmittags, der Direktor der Bank, Herr Dr. Bachem, nach der 
Reichsbank gerufen worden ist und daß er auch künftig zu diesen Verhandlungen 
hinzugezogen wird. (Leipart: Nach tagelangen Kämpfen!)

3 Vgl. Nr. 162, 163, 176.
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Bei dieser Gelegenheit habe ich aber feststellen können, daß wir uns in einem 
Irrtum befinden, wenn wir glauben, daß die Reichsregierung irgendetwas bewußt 
unterläßt. An dem Tage, als ich diesen Wunsch äußerte, ist mir gesagt worden: 
Daran haben wir gar nicht gedacht, wir sind Ihnen außerordentlich dankbar, daß 
Sie uns daran erinnern. Meine Herren, ich müßte sehr persönlich werden, wenn 
ich Ihnen sage, daß auch sehr wichtige Vertreter großer Berufsstände - ich sehe 
einige davon hier in diesem Saale - nicht hinzugezogen werden, sondern daß man 
einzelne Persönlichkeiten herausgreift, die nicht einmal der Gesamtheit der 
Berufsstände verantwortlich sind. Ich bitte, mich auf diese ganz zarte Andeutung 
beschränken zu dürfen.

Frowein: Meine Damen und Herren! Ich kann eigentlich dem, was die beiden 
Herren Präsidenten des RWR gesagt haben, kaum etwas hinzufügen. Ich stimme 
restlos mit Herrn v. Siemens dahin überein, daß gerade die Erfüllung der großen 
Aufgabe, die dem RWR seinerzeit durch seine Gründung gestellt worden ist, 
unmöglich gemacht wird, wenn wir keine Gelegenheit mehr haben, uns mit der 
Regierung über die Dinge zu unterhalten, die vorgehen. Ich erkenne selbstver­
ständlich an, was Herr v. Siemens gesagt hat, daß es für die Reichsregierung, der 
wir nach meiner Ansicht Dank und Anerkennung zollen müssen, schwer und 
beinahe unmöglich oder ganz unmöglich ist, uns in der Form, wie es früher üblich 
war, zu den einzelnen Verordnungen zu hören. Das kann wahrscheinlich heute 
nicht geschehen; und ich gebe Herrn Leipart recht, daß man nach einer neuen 
Methode suchen muß, etwa so, wie er es auch schon angedeutet hat. Aber ich teile 
die Befürchtungen, die geäußert worden sind. Wenn wir nach der praktischen 
Ausschaltung des Parlaments auch hier nicht mehr zusammenkommen können, 
wenn wir auch hier nichts mehr dazu tun können, um die außerordentlich vielen - 
ich will mich milde ausdrücken - Mißverständnisse zu beseitigen, die fortgesetzt 
umlaufen, wenn wir auch hier nicht den Versuch machen können, uns vertrauens­
voll auszusprechen, dann sehe ich auch die ganze Situation als sehr bedenklich an. 
Denn eines ist sicher: Ebenso wie zur internationalen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete der Wirtschaft Vertrauen notwendig ist, ist zwischen uns Vertrauen 
notwendig, wenn wir die deutsche Wirtschaft wiederherstellen wollen. Zu diesem 
Vertrauen gehört zwar nicht, daß man derselben Ansicht ist. Zu diesem Vertrauen 
gehört nur, daß man in einem Kreise wie diesem in der Lage ist, sich offen 
auszusprechen, seine eigenen Ansichten zu entwickeln, zu sagen, was man in 
Wirklichkeit meint, was man für richtig hält, was man vorschlägt, und das Aug in 
Auge zu tun und nicht in die Lage versetzt zu werden, daß über alle möglichen 
Pläne und Unterhaltungen gesprochen wird, die zum Teil, wie Herr Kraemer es 
eben schon andeutete, gar nicht stattgefunden haben, sondern von denen man nur 
vermutet, daß sie stattgefunden haben. Es ist nun einmal leider so, daran kann 
man auch nichts ändern. Ich will nur ein bezeichnendes Beispiel dafür geben.

Es ist leider so, daß auch in der Presse heute Behauptungen aufgestellt werden, 
die zu 100% aus der Luft gegriffen sind. Nach der letzten Hauptausschuß-Sitzung 
des Reichsverbandes der Deutschen Industrie - nicht der Vorstandssitzung, die in 
der vorigen Woche stattgefunden hat, sondern eine Reihe von Wochen früher - hat 
eine ganz große Berliner Zeitung unter Nennung meines Namens erklärt, ich hätte 
mich über die Deutsche Volkspartei in dieser Sitzung verbreitet und hätte ihr 
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einmal gesagt, wie sie eigentlich wäre. In Wirklichkeit habe ich die Deutsche 
Volkspartei weder direkt noch indirekt überhaupt erwähnt. Es ist gar nicht von ihr 
die Rede gewesen. Aber es stand in dieser Zeitung. Und so gibt es natürlich auch 
noch mehr Dinge, die man liest und hört, die erzählt werden, die das Vertrauen 
vernichten, die das Mißtrauen stärken. Allein deshalb halte ich es für unbedingt 
notwendig, daß wir uns hier aussprechen.

Aber ich könnte mir vorstellen, daß, wenn die beiden Herren Präsidenten von dem 
Herrn Reichskanzler empfangen werden, es ihnen gelingt, den Herrn Reichskanz­
ler davon zu überzeugen, daß auch die Stellung der Reichsregierung - wenigstens 
ist das meine Überzeugung - eine ganz andere wird, wenn man sich über die Dinge 
ausspricht, daß sie ganz anders fundiert ist. (Max Cohen: Darauf kommt es an!) 
Es ist nicht unbedingt notwendig, daß wir vor jeder Notverordnung gehört werden. 
Aber es ist, wie wir jetzt gesehen haben, sicherlich sehr wünschenswert und 
nützlich, wenn wir auch nach der Notverordnung gehört werden, wenn die 
Reichsregierung von uns hört, wie wir über die Dinge denken, wie wir die Dinge 
sehen, und wenn wir dann auch in der Lage sind, in den Kreisen, die wir hier 
vertreten, aufklärend zu wirken. Auch dazu sind wir tatsächlich nicht mehr in der 
Lage. Und ich glaube, wir unterscheiden uns dabei gar nicht voneinander. Herr 
Kraemer hat schon angedeutet, daß bei einer ganzen Reihe von Besprechungen, 
die stattgefunden haben, die Vertreter der Wirtschaft, der Banken usw., die 
zugezogen worden sind, nicht etwa als Vertreter ihrer Organisationen zugezogen 
worden sind, sondern als Personen, die zum Teil auf Grund der Schweigepflicht 
nicht einmal in der Lage waren, nachher ihre eigene Organisation zu unterrichten.

So hegen die Dinge heute, und deshalb ist es wirklich notwendig, daß im Kreise 
des RWR - natürlich nicht in diesem großen Kreise, sondern etwa so, wie Herr 
Leipart es vorgeschlagen hat - ein Ausschuß gebildet wird, mit dem die 
Reichsregierung sich regelmäßig aussprechen kann. Dann passieren auch solche 
Dinge nicht, wie sie Herr Kollege Bruns ganz richtig vorhin in einem Zwischenruf 
gerügt hat. Natürlich können die betreffenden Minister nicht alle unsere Proto­
kolle durchlesen. Aber ich finde allerdings, daß sie nicht ein solches Urteil, wie es 
uns der Herr Vorsitzende eben mitgeteilt hat, aussprechen sollen, ohne daß sie 
überhaupt wissen, was hier vorgegangen ist. Darin liegt das Charakteristische: Sie 
wissen nicht, was hier vorgegangen ist, und trotzdem sprechen sie solches Urteil 
aus.
Aus allen diesen Gründen, aus den Gründen, die unsere beiden Herren Präsiden­
ten vorgetragen haben, ist es notwendig, daß wir uns einmütig hinter den Wunsch 
unserer Präsidenten stellen und sie bitten, dem Reichskanzler mitzuteilen, daß wir 
es gerade im Interesse des Werkes, das er sich vorgenommen hat, für notwendig 
halten, daß er eine engere Fühlung mit dem RWR hält, als es bisher geschehen ist. 

Umbreit: Ich stimme ebenfalls den Anregungen der beiden Herren Präsidenten 
zu, Mittel und Wege zu suchen, um zu einem Zusammenarbeiten zwischen 
Reichsregierung und RWR zu gelangen. Wir vom Sozialpolitischen Ausschuß 
haben uns am frühesten geregt, um uns durch die Praxis der Notverordnungen 
nicht völlig ausschalten zu lassen. Schon im Dezember vorigen Jahres haben wir zu 
der Frage der Notverordnungen Stellung genommen und eine Entschließung 
gefaßt, die auf das Recht des RWR, zu wichtigen sozialpolitischen Fragen gehört 
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zu werden, Anspruch erhebt und es erneut unterstreicht. Wir haben vor der 
zweiten Notverordnung im Juni dieses Jahres wiederholt mit der Regierung 
verhandelt, ob es nicht nötig wäre, den RWR in geeigneter Weise einzuschalten. 
Es wurde uns von Seiten der Reichsregierung erklärt, es sei nicht möglich, dem 
Herrn Reichspräsidenten zuzumuten, sein Notverordnungsrecht von einer vorheri­
gen Begutachtung des RWR abhängig zu machen.
Angesichts dieser strikten Weigerung der Reichsregierung blieb ein anderer Weg 
kaum übrig. Denn eine Notverordnung, die bereits erlassen ist, nachträglich zu 
begutachten oder zu einzelnen Fragen Stellung zu nehmen, erschien den Kreisen, 
die sich in dieser Situation mit der Frage der Einschaltung des RWR befaßten, 
nicht möglich; und auf dem Wege der Initiative etwas zu erreichen, erschien noch 
weniger möglich. So blieb der RWR vor der zweiten Notverordnung vollständig 
ausgeschaltet.
Seitdem hat sich der Zustand entwickelt, daß die Reichsregierung in Permanenz 
tagt und der RWR in Permanenz nicht tagt, also vollkommen außerhalb der 
Ereignisse steht. Umgekehrt wäre es sicherlich vernünftiger. Wir sollten ständig 
tagen in dieser Zeit und zu allen wichtigen Fragen vom Standpunkt der 
Selbstverwaltung der Wirtschaft aus Stellung nehmen und sollten nicht alles die 
Regierung allein machen lassen. Das mag eine Zeitlang gut gehen mit dem Recht 
der Diktatur, der Notverordnungen; aber schließlich kommt der Zustand, wo 
keiner der betroffenen Kreise sich davon befriedigt fühlt und wo wir mehr als je 
uns auf das Recht des RWR besinnen müssen.
Die Frage, wie wir es machen sollen, liegt meines Erachtens ziemlich einfach. Der 
Weg wird gefunden werden. Wenn es nicht nach den bisherigen Satzungen des 
RWR geht, dann müssen wir uns ebenfalls dem Zustande der Diktatur anschließen 
und müssen außerhalb der Satzungen den Weg finden, sei es, daß das Präsidium 
von Fall zu Fall die geeigneten Persönlichkeiten herausgreift, denen die Begutach­
tung gewisser Fragen und die Verantwortung dafür anvertraut wird, sei es, daß ein 
kleiner, fähiger Ausschuß dafür ausgewählt wird.

[• • J4

4 Fortsetzung der Aussprache. Nach der Sitzung boten Leipart und v. Siemens mit Zustimmung der 
Vorsitzenden der drei Hauptausschüsse Brüning die Einsetzung eines kleinen Gremiums von 
Sachverständigen an, das immer bereit sein sollte, der Regierung Gutachten zu erstellen. Obgleich 
Brüning auf das Angebot nicht einging, bildete der Vorläufige Reichswirtschaftsrat im Dezember 
1931 einen „Zentralausschuß“ mit zunächst 15, dann 21 Mitgliedern. Der Zentralausschuß befaßte 
sich auf seinen Sitzungen vom 21. 12. 1931, 21. 1. 1932 und 23. 2. 1932 hauptsächlich mit dem 
Problem der Arbeitsbeschaffung. Vgl. Protokoll der 2. Sitzung des Zentralausschusses des 
Vorläufigen Reichswirtschaftsrates vom 21. 1. 1932, ZStA Vorl. RWRat 618/B1. 25-28; Nr. 442.
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6. 8. 1931: v. Gilsa (Sterkrade) an Reusch (Oberhausen)

HA/GHH 400101293/4 b. Paraphe Reuschs.

Sehr geehrter Herr Reusch!
Die Aussprachen unter vier Augen mit Herrn Hitler werden jetzt modern. Ich hatte 
Gelegenheit, einen führenden Rechtspolitiker über eine derartige Unterredung 
zwischen ihm und Hitler zu sprechen. Auch diese Unterredung ist ähnlich wie bei 
Dingelde^ in menschlich sehr sympathischer Form verlaufen. Hitler war freund­
lich und betont bescheiden. In politischer Hinsicht hielt Hitler es für erforderlich, 
daß der Reichspräsident so bald wie möglich eine neue Reichsregierung unter 
stärkster Beteiligung der Nationalsozialisten beriefe. „Dann werde die Todfeind­
schaft gegen die zersetzenden Kräfte unseres Volkes ausgetragen werden.“ Die 
Frage meines Gewährsmannes, wie Hitler sich dieses Austragen denke und welche 
Maßnahmen er vorhätte, beantwortete Hitler damit, daß er so weitschweifig wie 
möglich geschichtsphilosophische Ansichten vortrug, viel von Volksseele, Impon­
derabilien, Rassenfragen und dergleichen erzählte, aber nicht eine einzige 
praktische und real durchzuführende Maßnahme erwähnte. 
Wiederholt versuchte der Rechtspolitiker, Hitler doch zu irgendeiner näheren 
Äußerung über das unmittelbar zu Ergreifende zu veranlassen; diese Versuche 
scheiterten indes vollkommen. Mein Gewährsmann ging, wie er mir sagte, unter 
dem Eindruck weg, daß er sich einem „Besessenen“ gegenüber befunden habe, 
der zweifellos über starke Willensenergien verfüge, deren eruptiver Ausbruch 
jedoch jederzeit nach irgendeiner vorher nicht zu erratenden Richtung erfolgen 
könne. Jedenfalls halte er eine praktische Beteiligung der Nationalsozialisten an 
der Reichsregierung für absehbare Zeit für unmöglich.
Wenn diese Ansicht meines Gewährsmannes zutrifft, so stehen wir vor einer 
außerordentlich betrüblichen Tatsache. Immerhin halte ich es für denkbar, daß 
Hitler bewußt der ihm jetzt peinlichen Fragen nach einzuschlagenden praktischen 
Maßnahmen ausgewichen ist, indem er sich auf das Gebiet der Geschichtsphiloso­
phie rettete. Ich weise darauf hin, daß in dem bekannten Buche „Mein Kampf“ 
von ihm sehr deutlich herausgestellt wird, er, der Führer Hitler, habe die großen 
Fernziele anzugeben und sie dauernd als Richtpunkte festzuhalten. Das allmähli­
che Herankommen an diese Ziele überlasse er aber anderen Organen seiner 
Bewegung, nämlich den Politikern im eigentlichen Sinne. So besteht doch 
vielleicht noch ein Funke von Hoffnung, daß Hitler, gerade weil er so sprunghaft 
ist, in dem Augenblick, wo die ganze Verantwortung auch auf ihm lastet, 
wenigstens andere in zweckentsprechender Weise wird handeln lassen. Sicherhei­
ten für ein solches Verhalten von Hitler sind allerdings keineswegs vorhanden.
Immer mehr tritt in den Wirtschaftskreisen die Tatsache in die Erscheinung, daß 
der Reichsbankpräsident Luther die autoritative Vertrauensstelle, die er früher

1 Das Gespräch Hitler-Dingeldey fand am 28. Juli 1931 in Nürnberg statt. Die „Frankfurter Zeitung“ 
mutmaßte, den Anlaß zu der Zusammenkunft hätten die finanziellen Schwierigkeiten verschiedener 
nationalsozialistischer Presseorgane in Nord- und Westdeutschland gegeben. Frankfurter Zeitung 
1. August 1931, Nr. 564—566 (Vereinigte Reichsausgabe). 
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innehatte, jetzt völlig verloren hat. Man macht ihm mit Recht den Vorwurf, er habe 
die ungeheure Machtstellung, die er jetzt zusammen mit Brüning in Deutschland 
einnahm, nicht rechtzeitig und richtig ausgenutzt. Bis zum Ausbruch der letzten 
Krise, etwa bis zum 13. Juli, habe Luther so gut wie gar nichts getan. Dann habe er 
mit einmal eine fieberhafte Tätigkeit entfaltet, seine ganze Stoßkraft aber nicht an 
der richtigen Stelle, d. h. im Kabinett, zur Geltung gebracht, sondern er habe sich 
in das Parteigetriebe begeben und dort versucht, einzelne Fraktionen im wesentli­
chen für ein weiteres Nachgeben in der alten Richtung zu bestimmen. Das deckt 
sich mit dem, was Ihnen, sehr geehrter Herr Reusch, seinerzeit Dingeldey in Berlin 
auch sagte. Erwähnenswert ist noch, daß die Berufung von Schachtals besonderer 
Finanzbevollmächtigter2 mit an dem Widerstand Stegerwalds gescheitert ist, der 
Schachts Berufung als untragbar für die Gewerkschaften bezeichnete.
Inzwischen nehmen die Mindererträgnisse bei den Steuern ein immer erschrek- 
kenderes Ausmaß an. Die Schätzung der Ausfälle geht bis zu 50% der angesetzten 
Eingänge. Die Zahlungsfähigkeit der öffentlichen Hand, insbesondere für Gehälter 
und alle Sozialausgaben, wird dadurch in stärkste Schwierigkeiten kommen.
So ernst dieser Zustand an sich selbstverständlich für Deutschland und das 
deutsche Volk ist, so hat er doch auch eine gute Seite. Der Kanzler kann nun nicht 
mehr ausweichen. Er muß handeln. Bisher hat er immer stets noch irgendei­
nen Termin abwarten wollen, einmal den sozialdemokratischen Parteitag, dann 
wieder Genf, dann irgendeine Ministerbesprechung, ehe er gehandelt hat. Seine 
Zusage, dann zu handeln, hat er bisher nicht gehalten, weil immer ein neuer 
Wartegrund inzwischen aufgetreten war. Jetzt ist er am Ende seiner Kunst. Jetzt 
sind die Verhältnisse so dringend geworden, daß er in der allernächsten Zeit 
handeln muß, wenn er nicht vor sich selbst und vor der Geschichte mit der 
schwersten Unterlassungssünde gegenüber dem deutschen Volke, die es über­
haupt gibt, belastet werden will. Das ist aber bei der starken ethischen Einstellung 
des Kanzlers nicht zu erwarten.
Bis Mitte dieses Monats wird nun die große neue Notverordnung zu erwarten sein3, 
die zeigen wird, ob Brüning diesmal mit der nötigen Brutalität die zu heilenden 
Dinge angreift. Etwas von seinen Absichten ist ja schon bekannt geworden. So soll 
die Novelle zur Aktienrechtsreform durch Notverordnung eingeführt werden4. 
Kenner haben sie mir als ganz tragbar geschildert. Jedenfalls sei es besser, sie 
durch Notverordnung in Gang zu setzen als sie dem Reichstag zu übermitteln, in 
dem sie nur verschandelt werden würde. Auch über die Hauszinssteuer ist man ja 
einigermaßen im klaren5. Bekanntlich soll etwa die Hälfte der jetzigen Abgaben 

2 Vgl. Nr. 259, 263 und 279c.
3 Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung der Haushalte von Ländern und Gemeinden vom 

24. 8. 1931, RGBl. 1931 I S. 453.
4 Verordnung des Reichspräsidenten über Aktienrecht, Bankenaufsicht und über eine Steueramne­

stie vom 19. 9. 1931, RGBl. 1931 I S. 493.
5 Das Kabinett hatte am 3. 8. 1931 im Zusammenhang mit der Frage der Sanierung der Haushalte von 

Ländern und Gemeinden über die „Ablösung oder Neugestaltung der Hauszinssteuer“ beraten, war 
aber noch zu keinem Beschluß gelangt. Ministerbesprechung am 3. 8. 1931, BA R 43 1/1451. Die 
Dritte Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und zur 
Bekämpfung politischer Ausschreitungen vom 6. 10. 1931 sah im Vierten Teil (Wohnungs- und
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gestrichen und die andere Hälfte kapitalisiert werden. Die Erleichterungen sollen 
vornehmlich den Vermietern, zum Teil aber auch den Mietern zugute kommen. 
Aber das sind eigentlich nur Nebensächlichkeiten. Die Hauptsache ist, ob der 
wirtschaftliche Sachverständigenausschuß, der den Kanzler dauernd berät - die 
Hinzuziehung von Hilferding und Dernburg ist allerdings etwas verdächtig - von 
sich aus verständige Vorschläge macht, und zweitens, ob der Kanzler diese 
Vorschläge dann durchführt.
So wie die Dinge liegen, müssen die Ausgaben der öffentlichen Hand um 
Milliarden gekürzt werden. Das kann nur geschehen, wenn an folgende Dinge 
herangegangen wird:
1. Beamtengehälter,
2. Überweisungen an Länder und Gemeinden,
3. Soziallasten, insbesondere auch an die Arbeitslosenversicherung.
Vielleicht wird das einzige, was das Reich auf die Dauer noch für die Arbeitslosen 
wird tun können, deren Speisung sein; wenn wir verhüten können, daß jemand in 
Deutschland verhungert, wird das schon eine Höchstleistung darstellen.
Was die Frage etwaiger Unruhen in der nächsten Zeit anlangt, so scheint 
festzustehen, daß seitens der Nationalsozialisten keinerlei Exzesse zu erwarten 
sind. Jedoch besteht absolute Sicherheit darüber, daß die Kommunisten ihre 
Vorbereitungen bis ins einzelne getroffen haben, um, sobald irgendwo der 
öffentliche Apparat versagt, z. B. wenn irgendeine Stadt keine Arbeitslosenunter­
stützung mehr zahlen kann, mit offener Gewalt vorzugehen.
Inzwischen werden wir abwarten müssen, wie die Notverordnung der nächsten 
Woche aussieht. ... . ... „ ...

Mit angelegentlicher Empfehlung
Ihr sehr ergebener
v. Gilsa

Siedlungswesen) Kap. I eine Senkung der Hauszinssteuer um 20% vom 1. 4. 1932 an vor. RGBl. 
1931 I S. 551. Vgl. Brüning S. 476 f.

6 Hilferding und Dernburg hatten an der Ministerbesprechung am 3. 8. 1931 (Anm. 5) teilgenommen.

284.

10. 8. 1931: Niederschrift Mulerts über eine Besprechung in der
Reichskanzlei

AVfK B (DST) 3765. Durchschlag. Handschriftliche Ergänzungen und Korrekturen.

In Verfolg des von mir gestellten Antrages fand heute in der Reichskanzlei eine
Besprechung statt1, an der u. a. folgende Herren teilnahmen:
1. seitens der Reichsregierung: Reichskanzler Brüning, Reichsfinanz­
minister Dietrich, Reichsarbeitsminister Stegerwald, Reichsinnenminister Wirth, 

1 Hierzu auch Aktenvermerk von Ministerialrat Vogels über eine Aussprache mit den Vertretern des 
Deutschen Städtetages vom 10. 8. 1931, BA R 43 1/2372. Vgl. Brüning S. 365.
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Reichsbankpräsident Luther, dazu die Staatssekretäre Schäffer vom Reichsfinanz­
ministerium, Zweigert vom Reichsinnenministerium, ferner Ministerialdirektor 
v. Hagenow von der Reichskanzlei und eine größere Anzahl Referenten;
2. seitens des engeren Vorstandes des Deutschen Städtetages: 
die Herren Mulert, Sahm, Heimerich und Lohmeyer.
Auf Aufforderung des Reichskanzlers gab ich eine kurze Schilderung der 
Gesamtlage der Städte und knüpfte daran die vom Städtetag in Aussicht 
genommenen Maßnahmen bzw. Forderungen. Es handle sich im wesentlichen um 
folgende Punkte:
I. Die am 5. 8. erlassene Sparkassen-Notverordnung  im Zusammenhang mit den 
seitens der Reichsregierung weiter beabsichtigten Maßnahmen (weitere Verbote, 
Strafandrohungen usw.) müsse bei den Städten die Befürchtung wachrufen, daß 
die Reichsregierung glaube, mit starken Zwangs- und Strafmaßnahmen gegen die 
Gemeinden vorzugehen . Mögen an sich dafür außenpolitische Gründe angeführt 
werden, so müssen die Gemeinden ein solches Vorgehen doch ablehnen, einmal 
weil es sachlich durch das Verhalten der Gemeinden wenigstens in den letzten 
P/2 Jahren in keiner Weise gerechtfertigt ist, sodann weil es psychologisch von 
völlig verkehrten Voraussetzungen ausgeht. Die Gemeinden erkennen durchaus 
die jetzigen Schwierigkeiten und haben von sich aus das größte Interesse, aktiv an 
der Überwindung mitzuarbeiten, ja sie haben geradezu die Initiative auf diesem 
Gebiete ergriffen. Diese freudige Mitarbeit wird aber durch derartige Zwangsmaß­
nahmen vollkommen ertötet, die Gemeinden werden von der Gesamtheit abgesto­
ßen. Im Augenblick, in dem die Zusammenfassung aller Kräfte erforderlich 
erscheint, wird hier ohne Grund ein großer innenpolitischer Gegensatz geschaffen, 
den man nicht schwer genug ansehen kann. Ich warne dringlich vor einem solchen 
Vorgehen. Man möge die zu lösenden Aufgaben mit den Gemeinden besprechen 
und gemeinschaftliches Handeln vereinbaren, dann wird man zum Erfolge 
kommen. Ich verweise auf die so überaus erfolgreiche Aktion zur Eindämmung der 
kurzfristigen Kredite durch den Kreditausschuß des Städtetages.

2

3

II. Ich lege die Etatlage der Gemeinden mit kurzen Worten dar. Die Gemeinden 
hatten sich schon im Laufe des Jahres 1929, sodann im Jahre 1930 und 1931 mit 
größtem Nachdruck bemüht, die zunehmenden finanziellen Schwierigkeiten auch 
durch Einsparungen zu überwinden . Es ist ihnen auf diese Weise gelungen - 
selbstverständlich unter Unterstützung der Notverordnung - einmal die Ausfälle 

4

2 Verordnung des Reichspräsidenten über die Spar- und Girokassen sowie die kommunalen 
Giroverbände und kommunalen Kreditinstitute vom 5. 8. 1931, RGBl. 1931 I S. 429.

3 Bereits bei der Beratung der am 5. 8. 1931 erlassenen Notverordnung wünschte der Reichskanzler 
eine weitere Bestimmung, „durch die den Stadtverwaltungen verboten wird, bei Androhung einer 
Gefängnisstrafe von 4 Monaten, ohne Genehmigung der Aufsichtsbehörde kurzfristige Anleihen 
aufzunehmen“. Ministerbesprechung am 5. 8. 1931, BA R 43 1/1451. In die Notverordnung wurden 
keine Strafbestimmungen aufgenommen; aber es wurde den Spar- und Girokassen, Giroverbänden 
und Kreditinstituten untersagt, Gemeinden und anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
Kredite zu gewähren (§ 3). In einer Unterredung mit Stegerwald am 7. 8. 1931 protestierte Mulert 
gegen diese Regelung und „den noch größeren Widersinn der beabsichtigten Strafbestimmungen 
bei einer neuen Kreditverordnung“. Aktenvermerk Mulerts über eine Unterredung mit Stegerwald. 
7. 8. 1931, AVfK B (DST) 3768.

4 Vgl. Nr. 177, 238, 260, 265 und 284.
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durch Steuerrückgänge, sodann die Mehrausgaben, die auf dem Fürsorge-Etat und 
im Anleihe-Etat entstehen mußten, zugleich durch Einsparungen wettzumachen. 
Lediglich hinsichtlich des Anwachsens der Ausgaben der Wohlfahrtserwerbslosen 
konnte dies nicht mehr gelingen. Die Ausgaben für die Wohlfahrtserwerbslosen 
sind seit 1928 ganz außerordentlich angewachsen. Genau im gleichen Verhältnis 
hat sich das Defizit der Gemeinden entwickelt.

Jahr Ausgaben für WE.5) und Kru.6) Haushaltsdefizit
1928: — (ausgeglichen)
1929: 230 + 40 = 270 Millionen 200-280 Millionen
1930: 500 + 105 = 605 Millionen 420 Millionen
1931: 875 + 165 = 1040 Millionen 800 Millionen

Die Gemeinden haben also die Verschlechterung der gesamten Etatslage keines­
wegs lediglich durch Vermehrung ihrer kurzfristigen Kredite ausgeglichen, 
sondern sie sind mit aller Macht an Ersparnismaßnahmen herangegangen.
Auch innerhalb der Ausgaben für die WE selbst hat man erhebliche Ersparnismaß­
nahmen vorgenommen, ohne die die Ausgaben noch weiter gestiegen wären. 
Während pro Kopf der WE-Partei
im Jahre 1929 mit 750,- RM,
im Jahre 1930 mit 700,- RM
zu rechnen war, sind im Jahre 1931 nur noch 630 RM einzusetzen. Die Gemeinden 
sind dadurch in die Lage versetzt worden, ein Viertel der exorbitanten WE-Lasten 
ihrerseits zu tragen. Hierüber sage ich zu, dem Herrn Reichskanzler demnächst 
statistisches Material zu bringen.
Die gemeindlichen Etats sind also in sich durchaus gesund. Lediglich die 
Arbeitslosigkeit wirft sie über den Haufen. Ihr Anteil hierbei ist durchaus zufällig 
und unbillig, sowohl nach der Ausgabenseite: die Gesamtheit der WE, gegen die 
die Gemeinden sich nicht schützen können, wie nach der Einnahmeseite: sie sind 
an der neuen Krisenabgabe des Reichs überhaupt nicht beteiligt, haben auch 
entsprechende Steuervermehrungen nicht erhalten, das Reich hat sich lediglich an 
den Ausgaben neuerdings mit dem 60 Millionen-Fonds7 beteiligt. Die Gemeinden 
sind bisher nicht in der Lage gewesen, diesen gewaltigen Ausgabeposten, der die 
Aufstellung eines jeden geordneten Etats über den Haufen wirft, vom Etat 
abzuhängen, wie es das Reich wenigstens zum Teil mit der Reichsanstalt getan 
hat.
Diese finanzielle Situation der Gemeinden wird im gegenwärtigen Augenblick 
durch die Maßnahmen des Reichs weiter verschärft: auf der einen Seite die 
starken Rückgänge an Steuerüberweisungen, auf der anderen Seite die Abdrän­
gung von jedem Kassenkredit bzw. kurzfristigen Kredit.

5 Wohlfahrtserwerbslosenunterstützung.
6 Krisenunterstützung.
7 Der Fonds wurde aus den Ersparnissen gespeist, die sich aus dem Fortfall der Lohnsteuererstattun­

gen ergaben. Notverordnung vom 5. 6. 1931, Vierter Teil (Wohlfahrtslasten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände), Kap. 1 § 2, RGBl. 1931 I S. 302.
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III. Die kurzfristigen Kredite der Gemeinden sind in den Jahren 1930 und 1931 im 
wesentlichen auf die ungedeckten Ausgaben für die WE zurückzuführen. Diese 
Kredite haben die Zahlungsfähigkeit der Gemeinden aufrechterhalten und dadurch 
also über die Mängel des Finanzausgleichs hinweggetäuscht, zumal auch seitens 
der Länder, insbesondere Preußens, verlangt wurde, daß alle Kreditquellen 
erschöpft würden, ehe ein Antrag an den vom preußischen Staat verwalteten 
Ausgleichsfonds gestellt wurde. Gerade dieser Gesichtspunkt muß auch bei der 
Beurteilung der von der Rheinischen Landesbank gegebenen kurzfristigen Kredite 
sehr stark mit berücksichtigt werden. (Es wird darauf ankommen, hierfür noch 
statistische Unterlagen beizubringen.)
Durch die jetzigen Maßnahmen des Reichs zur Abdrängung der Gemeinden von 
den Sparkassen müssen alle diejenigen Gemeinden - und das ist die große 
Mehrzahl -, die ihren regelmäßigen Kontokorrentverkehr mit den Sparkassen 
gehabt haben, in schwere Verdrückung kommen. Die Reichsregierung hat der 
eigenen Initiative der Gemeinden damit einen Riegel vorgesetzt; sie wird sich der 
Verantwortung nun nicht entziehen können, ohne ihrerseits zu helfen. Dieser 
Ansturm wird schon in den nächsten Tagen eintreten. Man kann nicht einfach 
Verbote machen, man muß auch zugleich sagen, was man in solchen Augenblicken 
Positives bieten kann.
IV. Die Forderungen des Städtetages gehen also auf ein alsbaldiges Sofort­
programm, das etwa folgende Punkte umfaßt:
a) Wiederherstellung der Verbindung der Gemeinden zu den Sparkassen, wenig­
stens überall dort, wo die Sparkassen nicht unmittelbar ihren Kredit von der 
Reichsbank zur Aufrechterhaltung ihrer Liquidität genommen haben.
b) Unterlassung weiterer einschränkender Vorschriften durch die Reichsregie­
rung zur Knebelung der Gemeinden.
c) Hilfe hinsichtlich der kurzfristigen Kredite der Gemeinden durch Einwirkung 
auf die Banken und Mitarbeit bei der Umschuldung. Das Projekt der „Gemein­
schaftsgruppen deutscher Hypothekenbanken“  verdient hier aber vor dem 
Silverbergschen Projekt  (wegen dessen Nebenbedingungen) Vorzug.

8
9

d) Stärkere Beteiligung des Reichs an den WE-Lasten der Gemeinden. Bis zur 
Regelung dieser Frage Zurverfügungstellung eines Zuschuß-Fonds zur Unterstüt­
zung der Gemeinden in Höhe von 80 Millionen für den Monat August.
V. Eine Sanierung der Gemeinden im Kreditwege durchzuführen, ist aber auf die 

8 Dieses Projekt sah vor, daß die Deutsche Girozentrale und die Gemeinschaftsgruppe Deutscher 
Hypothekenbanken Goldkommunalobligationen mit einem Zins von 6%, einem Tilgungssatz von 
31^% und einem laufenden Verwaltungskostenbeitrag von Yz% ausgaben. Sie sollten von den 
Kommunen in Höhe von 110% ihrer kurzfristigen Verbindlichkeiten genommen und in Höhe des 
Nennwertes der kurzfristigen Schulden (also zu 100%) an ihre Gläubiger ausgeliehen werden. Aus 
den restlichen 10% sollte dann ein Kursregulierungsfonds gebildet werden.

9 Silverberg schlug vor, daß das Reich von sämtlichen deutschen Banken und Bankiers alle nicht 
konvertierten Forderungen gegen die öffentliche Hand aufkaufte und als Kaufpreis Reichsschatzan­
weisungen mit einer Laufzeit von 5 Jahren und einer etwaigen Prolongation auf weitere 3 Jahre 
ausgab. Die Forderungen gegen die öffentliche Hand sollten bei der Reichsschuldenverwaltung 
vereinigt und verwaltet werden. Die Reichsschuldenverwaltung hätte mit den Schuldnern Verein­
barungen über Laufzeit, Verzinsung und Tilgung treffen müssen. Als Äquivalent war eine Kontrolle 
der Gemeinden im Wege der Gesetzgebung vorgesehen.
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Dauer ausgeschlossen. Ein Ausgleich der gemeindlichen Haushalte muß unbe­
dingt herbeigeführt werden, zumal im Winter mit stärkeren Einnahmerückgängen 
gerechnet werden muß. Zu diesem Zwecke hat der engere Vorstand des Deutschen 
Städtetages eingehende Vorschläge ausgearbeitet, die versuchen sollen, nach 
Möglichkeit einen Ausgleich der Etats herbeizuführen:
a) Weitgehender Abbau der Sachausgaben auf dem Gebiet der Schule, der 
Wohlfahrtspflege, des Bau- und Wohnungswesens usw. im Gesamtbeträge für den 
Schluß des Etatjahres von etwa 200 Millionen RM. Es handelt sich hierbei nicht 
mehr um Einsparungen, sondern um Aufgaben-Abbau. Ein solcher Abbau 
öffentlicher Aufgaben kann aber selbstverständlich von den Gemeinden allein 
nicht vorgenommen werden; er muß eine einheitliche Linie für die Betätigung der 
öffentlichen Gewalt überhaupt erkennen lassen, deshalb in gleicher Weise Reich, 
Länder und Gemeinden umfassen. Das Maß der Ansprüche des Bürgers an die 
öffentliche Hand muß geringer werden, gleichviel, ob das Reich, die Länder oder 
die Gemeinden dies sind. Denn da wir eine systematische Aufgabenverteilung 
nicht haben, ist die Betätigung der einen oder anderen Stelle auf dem einzelnen 
Gebiete ja zum Teil mehr zufälliger Art.
b) Darüber hinaus sind weitere Einsparungen auf personellem Gebiete unerläß­
lich. Dies gilt in erster Linie für das Gebiet der Wohlfahrts-Ausgaben und der hier 
Unterstützten. Wir müssen auf die Unterstützungssätze der Jahre 1925 und 1926 
wieder zurückgehen, in denen im großen und ganzen der Lebenshaltungsindex der 
gleiche war wie heute. Es handelt sich hierbei nicht mehr um die Maßnahmen 
eines Einzelentschlusses einer Gemeinde, sondern um eine Frage von größter 
allgemeiner Bedeutung. Deshalb muß
1. durch Notverordnung eine generelle Herabsetzung erfolgen auf die Sätze von 
1925 und 1926. Diese Formulierung muß weich gehalten sein ,10
2. muß die Einzelausführung alsdann einheitlich in der Hand des Oberbürgermei­
sters liegen, um die entgegenstehenden Schwierigkeiten zu überwinden. (Hier 
handelt es sich um einen Punkt, bei dem sich die Notwendigkeit einheitlicher 
Organisationsgesetzgebung — Reichsstädteordnung - für die Durchführung allge­
mein bedeutsamer Maßnahmen besonders deutlich zeigt, denn überall dort, wo 
Kollegien, Magistrate oder Stadtverordnetenversammlungen mitzuwirken haben, 
wird aus eigener Initiative der Selbstverwaltung ein Heruntergehen nicht mehr 
möglich sein.)
VI. Organisationsmaßnahmen besonderer Art werden selbstverständlich mit 
diesen Maßnahmen Hand in Hand gehen müssen. Der Verwaltungsaufwand wird 
nach Möglichkeit einzuschränken sein. Die betriebswirtschaftliche Durchprüfung 
insbesondere der Wohlfahrtsämter ist hierbei auf gemeindlichem Gebiet ein 
wichtiger Punkt. Ähnliche Probleme entstehen aber auch beim Reich (Finanzäm­
ter, Versorgungsämter) und bei den Ländern.
Vor allem aber wird es notwendig sein, im Wege der Verwaltungsreform den 
teilweise verwickelten, zeit- und arbeitsraubenden Instanzenzug und die Zustän­

10 Die Herabsetzung erfolgte durch die Notverordnung vom 6. 10. 1931, Erster Teil (Änderungen der 
Verordnungen des Reichspräsidenten vom 1. Dezember 1930 und 5. Juni 1931), Kap. IV: 
Erleichterung der Wohlfahrtslasten der Gemeinden. RGBl. 1931 I S. 540.
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digkeitsregelung entsprechend den neuen Verhältnissen und Bedürfnissen zu 
regeln.
In diesem Zusammenhang berühre ich auch die dringliche Notwendigkeit, auch 
die Frage der Reichsreform nunmehr weiterzubringen.

VII. Weiterhin kann man an den Gehältern der Beamten, Angestellten und 
Löhnen der Arbeiter nicht vorübergehen. Selbstverständlich kann es sich hierbei 
gleichfalls nur um ein einheitliches Vorgehen von Reich und Ländern handeln. 
Besondere Bedeutung wird dabei eine Bestimmung haben, auch kommunale 
Beamte in den einstweiligen Ruhestand zu versetzen. Die wesentliche Ersparnis 
einer solchen Maßnahme hegt dabei nicht so sehr in den 20% als in der 
Verringerung des gesamten Apparates.

VIII. Eine solche Maßnahme ist aber nicht durchführbar, wenn nicht auf der 
anderen Seite ein Preisabbau in systematischer und umfassenderWeise herbeige­
führt wird11. Ein großer Teil der Preise in unserer Wirtschaft ist ja schon ohnehin 
von der öffentliehen Hand oder durch ähnlich wirkende sonstige, das Gesetz von 
Angebot und Nachfrage ausschaltenden Preisbindungen bestimmt. Es wird not­
wendig sein, auf allen diesen Gebieten zu einer Preisreduktion zu kommen. Dabei 
wird insbesondere auch an der Miete nicht vorübergegangen werden können. Aber 
auch die Frage der Bindungen von Kartellen usw. gehört selbstverständlich hier­
her. Dieses Problem muß als ein einheitliches wirtschaftliches Problem auf­
gezogen werden, zugleich unter dem Gesichtspunkt der stärkeren Wiederingang­
setzung der deutschen Volkswirtschaft. Ohne eine solche systematische Abwer­
tung erscheint es unmöglich, in kurzer Zeit die Kraft zur Überwindung der jetzigen 
Krise zu sammeln.

Dabei spielt alsdann auch das Zinsproblem eine besondere Rolle, da die Höhe der 
Zinssätze die Verteuerung der wirtschaftlichen Produktion mehr als irgendein 
anderes Moment herbeiführe. Die Frage der Reduktion dieser Zinssätze ist 
selbstverständlich ganz außerordentlich schwierig. Sie würde sich aber vielleicht 
dann durchführen lassen können, wenn gewisse dabei notwendige Zwangsmaß­
nahmen auf der anderen Seite dadurch unterstützt würden, daß die Nachfrage 
nach neuen Krediten auf ein Minimum gesenkt, das Angebot durch kapitalbil­
dende Maßnahmen aber gesteigert würde.

IX. Die den Gemeinden möglichen Ersparnisse werden insgesamt nur für den 
Rest des Jahres noch rd. 400 Millionen RM zusätzlich ausmachen können. Infolge­
dessen sind weitere Hilfsmaßnahmen unerläßlich. Diese können nur seitens des 
Reiches oder [der] Länder kommen. Reich und Länder werden also zunächst einen 
Teil derjenigen Ersparnisse, die sie bei evtl. Gehaltsreduktionen machen, auch 
ihrerseits den Gemeinden zur Verfügung stellen müssen.

Vor allem aber wird eine einheitliche Arbeitslosenfürsorge, wenn nicht in der 
Organisation und im Aufbau, so doch in der Art der Unterstützung nunmehr 
durchgeführt werden müssen. Es ist völlig unmöglich, daß ein Teil der Arbeitslo­
sen infolge der sich aus dem Finanzausgleich für die Gemeinden ergebenden 
Schwierigkeiten in ihren Unterstützungen wesentlich herabgemindert werden 

11 Hierüber hatte sich Mulert vorher schon mit Stegerwald verständigt. Anm. 3.
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kann, wenn die Leistungen für die anderen aufrechterhalten bleiben. Wir kommen 
also zu der Forderung
a) von der Reichsanstalt die Bedürftigkeit auch dort einführen zu lassen, wo sie 
bisher noch nicht gilt,
b) die Unterstützungssätze der Arbeitslosenversicherung sowohl als auch der 
Krisenunterstützung herabzusetzen auf die zukünftig ermäßigten Sätze in der 
Wohlfahrtserwerbslosenfürsorge.
Zum Schluß sei noch einmal besonders hervorgehoben, daß diese zum Teil nur 
angedeuteten Vorschläge voraussetzen: ein einheitliches Zusammengehen von 
Reich, Ländern und Gemeinden
a) sowohl hinsichtlich der gleichmäßigen Maßnahmen, die von den verschiedenen 
Gruppen der öffentlichen Körperschaften und für deren Bereich zu treffen sind, 
b) wie auch bei der Unterstützung, die die Gemeinden durch Änderung von 
Gesetzen usw. seitens des Reichs erfahren müssen. Hierzu gehört als besonderer 
Punkt auch der Schutz des Reichs gegenüber einseitigem Vorgehen der Länder. 
(Vgl. letzte Notverordnung von Baden.)
Auf die vorstehend dem Inhalt nach wiedergegebenen Ausführungen erwiderte der 
Kanzler im wesentlichen folgendes:
1. Er könne sich mit vielen der von mir gemachten Ausführungen durchaus 
einverstanden erklären; ähnliche Probleme seien auch schon seitens des Kabinetts 
angeschnitten worden und würden in kürzester Zeit zu einem positiven Ergebnis 
weitergeführt. Schnellstes Handeln sei erforderlich. Der bevorstehende Winter 
werde der schwerste sein, den die jetzt lebende Generation überhaupt je erlebt 
habe. Im übrigen sei es auch noch vollkommen ungewiß, wie die weiteren 
Verhandlungen mit dem Auslande hinsichtlich der Reparationsverhandlungen und 
hinsichtlich der Anleihen ausgingen. Es sei also notwendig, die Dinge allein vom 
deutschen Standpunkte anzusehen.
2. Bei den zu ergreifenden Maßnahmen müsse indessen auch die Einstellung des 
Auslandes mit berücksichtigt werden. Die in Basel tagenden Leiter der Notenban­
ken, die sich mit der Kreditfähigkeit Deutschlands befassen sollen , würden in 
den nächsten Tagen bereits nach Deutschland kommen, um dort ihr Gutachten 
abzugeben. Sicherlich werde hierbei die Frage der Gemeindefinanzen und die 
Folgewirkungen, die diese für die gesamte Finanz- und Wirtschaftslage in 
Deutschland haben, miterörtert werden. Man könne mit Bestimmtheit darauf 
rechnen, daß die Empfehlung weiterer Kredite an Deutschland abhängig gemacht 
werde von einer ganz starken Einschränkung der Gemeinden und ihrer Bewe­
gungsfreiheit. In der Vergangenheit seien schwere Fehler gemacht worden. Auch 
das Ausmaß der kurzfristigen Kredite, das zum Beispiel die Rheinische Landes­
bank an die Gemeinden gegeben habe, sei hierfür ein charakteristisches Zeichen. 
Es müßten ganz scharfe und nach außen primitiv wirkende gesetzliche Barrieren 
errichtet werden, die zeigten, daß für die Zukunft ähnliche Vorgänge unmöglich 
seien.

12

Reichsarbeitsminister Stegerwald ergänzte alsdann die Ausführungen des Reichs­
kanzlers. Auch er hob hervor, daß er mit vielem des Vorgetragenen durchaus 

12 Vgl. Nr. 288.
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einverstanden sei. Er wies darauf hin, daß Unterstützungssätze pro Kopf des 
Arbeitslosen in der Versicherung und der Krisenfürsorge in den letzten beiden 
Jahren ganz außerordentlich gekürzt worden seien (von 81,- RM auf 57,- RM 
minus 5,- [RM] = 52,- RM pro Kopf). Die Kriegsbeschädigtenunterstützungen 
seien um 20%, die Leistungen der Krankenversicherung um 22% gesenkt. Die 
Ausfälle in der Sozialversicherung würden im laufenden Jahr 114 Milliarden RM 
ausmachen und sollten allein durch Ersparnisse eingebracht werden, denn da 
heute der Grundlohn bereits mit 20% für Zwecke der Sozialversicherung belastet 
[sei], sei eine weitere Belastung nicht möglich.

Dann sei es aber ganz unerläßlich, daß zugleich der Verwaltungsaufwand des 
Reichs, der Länder und Gemeinden gesenkt würde. Die Steigerung des Zuschuß­
bedarfs von 5,4 Milliarden RM im Jahre 1913 auf 16,5 Milliarden im Jahre 1931 sei 
ganz untragbar. Es handele sich hier um eine gemeinsame Angelegenheit von 
Reich, Ländern und Gemeinden. Die einheitliche Regelung der Arbeitslosenfür­
sorge wird von ihm nicht grundsätzlich abgelehnt, Voraussetzung hierfür aber sei 
auch eine Umgruppierung des Steuersystems, denn es sei nicht möglich, daß 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber mit 614% ihrer Beiträge nunmehr die ganze Last 
der Wirtschaftskrise allein trügen. Diese Last müsse dann auf die Gesamtheit der 
Bevölkerung umgelegt werden. Das bedeutet, daß also auch die Festbesoldeten 
eine besondere Abgabe für diese Zwecke leisten müssen.

Was schließlich die beabsichtigten Strafvorschriften gegen die Gemeinden 
anlangt, so kann er den Widerstand der Gemeinden dagegen durchaus verstehen. 
Aber es seien hier auch außenpolitische Bedenken und Gesichtspunkte mit zu 
berücksichtigen.

Meine Ausführungen wurden alsdann noch verschiedentlich von den anderen 
Kollegen Sahm, Heimerich und Lohmeyer unterstützt, wobei Heimerich nament­
lich den Schutz gegen Länderwillkür hervorhob, Lohmeyer im wesentlichen sich 
gegen die Zwangsvorschriften oder Strafvorschriften hinsichtlich der Oberbürger­
meister wandte. Ich nahm meinerseits Gelegenheit, besonders darauf hinzuwei­
sen, daß diese Strafvorschriften eine Deklassierung der Oberbürgermeister bilden 
müsse, die unberechtigt sei, denn die Mißstände auf diesem Gebiete wären in den 
letzten 114 Jahren nicht mehr vorgekommen. Mache man aber eine solche 
Strafbestimmung, so hieße dies nichts anderes, als daß sie sich gerade gegen neue 
Mißstände wenden müsse; man verfälsche also zugleich den Tatbestand. Auch 
hinsichtlich der Rheinischen Landesbank wies ich nochmals darauf hin, daß die 
Hingabe kurzfristiger Kredite in erster Linie eine Folge des unzureichenden 
Finanzausgleichs hinsichtlich der WE gewesen sei.

Im Verfolge sagte alsdann der Reichskanzler zu:

1. die vorgetragenen Erwägungen vor dem Abschluß neuer gegen die Gemeinden 
gerichteter Verordnungen noch einmal eingehend zu prüfen;
2. vor endgültiger Beschlußfassung diesen Problemkreis noch einmal mit den 
Gemeinden auch unter dem Gesichtspunkte gemeinschaftlicher Erledigung durch­
zusprechen;
3. den Gesamtkomplex der künftig zu ergreifenden Sanierungsmaßnahmen in 
seinen Grundzügen mit den kommunalen Spitzenverbänden noch einmal zu 
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erörtern13. Hinsichtlich anderer Einzelheiten sei dies freilich erfahrungsgemäß 
nicht nötig, da hierfür einfach die erforderliche Zeit nicht zur Verfügung stehe. Er 
hob dabei noch einmal hervor, daß er über Einzelheiten noch nicht sprechen 
könne, da er nach seiner Rückkehr von Rom14 hierüber noch nicht genügend 
unterrichtet sei.
4. Mit dem Reichsfinanzminister Dietrich wurde alsdann noch besonders die 
Frage der Behandlung der kurzfristigen Kredite der Gemeinden und eines weiteren 
Überbrückungskredits besprochen. Er sagte mir zu, diese Angelegenheit nun 
endlich in den beiden nächsten Tagen in Angriff zu nehmen15 und mir dann 
Gelegenheit zur weiteren Besprechung zu geben. Die Dringlichkeit werde auch von 
ihm ganz anerkannt.
5. Mit Reichsbankpräsident Luther verabrede ich eine Unterhaltung für Mitt­
woch16 über die Frage der Ablösung der gemeindlichen kurzfristigen Schulden auf 
dem Wege über das Projekt der Gemeinschaftsgruppe Deutscher Hypotheken­
banken.
6. Mit Minister Treviranus verabrede ich gleichfalls eine Unterhaltung über die 
wichtigsten kommunalpolitischen Probleme, damit er in der Lage ist, die 
auswärtigen Finanzsachverständigen, mit denen auch er zu sprechen haben wird, 
entsprechend zu unterrichten.

[gez.] Dr. Mulert

13 Die Zusagen 2 und 3 hielt Brüning nicht ein. Die Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
der Haushalte von Ländern und Gemeinden vom 24. 8. 1931, RGBl. 1931 I S. 453 erließ das 
Kabinett ohne weitere Anhörung des Städtetages. Dazu Nr. 298.

14 Brüning und Curtius hatten sich vom 5. bis 8. 8. 1931 in Rom aufgehalten. Nr. 282, Anm. 1.
15 Im Gegensatz zu dieser Äußerung unternahm Dietrich nichts. Nr. 298. 
16 12. 8. 1931.

285.

11.8. 1931: Blank an Reusch (Katharinenhof)

HA/GHH 4001012024/9. Handschriftliche Korrekturen. Paraphe Reuschs.

Betrifft: Politische Lage.
In der Anlage übersende ich eine Ausarbeitung von Herrn Heinrichsbauer1, die 
meines Erachtens eine sehr gute Würdigung des Ausgangs des Volksentscheids 
vom 9. August2 gibt. Wenn auch die Zahl der Ja-Stimmen hinter der erforderlichen 
Anzahl um mehrere Millionen zurückblieb3, so ist sie doch, absolut betrachtet, 
erfreulich hoch, um so mehr, wenn man bedenkt, daß die Kommunisten ihre 
Stimmen nur zu einem recht kleinen Prozentsatz für den Volksentscheid abgege­
ben haben. Ich habe gestern mehrstündige Aussprachen mit der Bundesführung 

1 Nicht bei den Akten.
2 Vgl. Nr. 271.
3 Die 9793603 Ja-Stimmen reichten nicht aus. Die Hälfte der Wahlberechtigten, die für den Erfolg 

der Aktion der Rechtsparteien nötig war, wäre erst mit annähernd 13,5 Millionen Stimmen erreicht 
worden. Schulthess 1931 S. 153, 156, 178 f.; vgl. Berghahn S. 158 ff.
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des Stahlhelm, insbesondere mit den Herren Seldte, Duesterberg, v. Morozo- 
wicz, Wagner, Lübbert usw. gehabt und dabei feststellen können, daß man nun 
endgültig davon überzeugt ist, daß auf dem Wege des Volksbegehrens mit 
anschließendem Volksentscheid die politische Wandlung nicht herbeizuführen ist. 
Man hat also auch den früher gelegentlich erwogenen Gedanken, nach einem 
etwaigen Mißerfolge dieses Volksentscheids weitere Volksbegehren in Gang zu 
setzen, definitiv aufgegeben.
Aus meinen Unterhaltungen mit den genannten Herren geht weiter hervor, daß 
man zwar über das Ergebnis des 9. August enttäuscht, aber in keiner Weise ent­
mutigt ist. Die Stahlhelm-Führung sieht meines Erachtens sehr richtig ihre Haupt­
aufgabe jetzt darin, für alle bevorstehenden Wahlen aus den Parteien, die sich 
hinter den Volksentscheid gestellt haben - natürlich mit Ausnahme der Kommuni­
sten - einen einheitlichen nationalen Rechtsblock zu formen, der bei allen 
zukünftigen Wahlen unbedingt geschlossen auftreten soll. In diesem Sinne werden 
die Verhandlungen bereits heute aufgenommen. Heute nachmittag findet eine 
Unterredung der Stahlhelm-Führung mit Herrn Hugenberg statt, dem die Forde­
rung des Stahlhelm auf Bildung eines Blocks der nationalen Parteien unterbreitet 
werden soll. Da der Stahlhelm selbst nicht Partei ist, ist er meines Erachtens 
durchaus die richtige Stelle, die mit Aussicht auf Erfolg die Blockbildung 
betreiben kann. Man wird allerdings, besonders auch den Nationalsozialisten 
gegenüber, mit aller Behutsamkeit vorgehen müssen. Auf der anderen Seite ist 
man entschlossen, die Front des Blocks so weit wie irgend möglich nach links 
auszudehnen, d. h. möglichst sämtliche bürgerlichen Mittelparteien, deren Zusam­
menschluß vor der Reichtagswahl 1930 scheiterte, in den Block mit einzubeziehen. 
Die Bereitwilligkeit solcher Gruppen, wie beispielsweise der DVP und der 
Wirtschaftspartei, sich hier anzuschließen, wird als recht groß angesehen, da die 
Führer dieser Parteien eingesehen haben dürften, daß sie ein selbständiges 
Eigenleben doch nicht mehr fortsetzen können.
Schon aus den Bemühungen um die Bildung eines solchen Blocks wird sich 
ergeben, daß auf die Nationalsozialisten in mäßigendem Sinne eingewirkt werden 
muß. Dazu bieten sich auch allerhand Anknüpfungspunkte. So zeigt sich z. B. in 
den verschiedensten Landesteilen, daß die Nationalsozialisten keine brauchbaren 
Führer und Unterführer haben, während solche beim Stahlhelm in großer Zahl zur 
Verfügung stehen. Das hat sogar schon dazu geführt, daß die Nationalsozialisten 
versucht haben, besonders tüchtigen Stahlhelm-Führern die Führung ihrer eige­
nen nationalsozialistischen Gliederungen zu übertragen. Wenn sich diese Vor­
gänge noch vermehren, so gewinnt dadurch die Stahlhelm-Führung gegenüber der 
Führung der NSDAP ein gewisses taktisches Übergewicht, das mit aller Kraft 
eingesetzt werden soll. Herr Seldte bezeichnete mir gegenüber als Ziel dieser 
Arbeiten, die nationale Opposition aus dem Radikalismus herauszuführen und sie 
für positive Arbeit am und im Staat und gegebenenfalls auch zur Übernahme der 
Verantwortung fähig zu machen. Die erste grundsätzliche Aussprache zwischen 
der Stahlhelm-Führung und der Führung der NSDAP bzw. Herrn Hitlerist für den 
Monat September vorgesehen. Inzwischen unterhält die Stahlhelm-Führung aber 
auch in geeigneter Form Verbindung zum Reichspräsidenten und zur Reichsregie­
rung. Herr Seldte wird während des Urlaubs des Reichspräsidenten diesen in 
Bayern im privaten Kreise treffen. Er wird außerdem voraussichtlich in nächster
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Zeit persönliche Aussprachen sowohl mit dem Reichskanzler wie mit Dr. Wirth 
haben4.
Meine gestrigen Unterhaltungen haben mich erneut in der Überzeugung bestärkt, 
daß der Stahlhelm diejenige Organisation ist, die gerade deshalb, weil sie nicht 
Partei ist, dazu berufen ist, die Zusammenführung der rechten Oppositionspar­
teien in positivem Sinne zu betreiben und hoffentlich auch glücklich zu Ende zu 
führen. Im Gegensatz zu den Parteien besteht im Stahlhelm eine sehr viel größere 
Entscheidungsfreiheit der Führung, da die bekannten „Rücksichten auf die 
Wählermassen“ keine Rolle zu spielen brauchen. Im übrigen zeichnet sich nach 
meinen Eindrücken die gesamte Bundesführung durch außerordentlich klares und 
nüchternes Urteil über die gegebenen Tatbestände aus. Die Lage wird sehr 
vernünftig und ruhig beurteilt.
Die meisten Sorgen macht der Stahlhelm-Führung natürlich der Nationalsozialis­
mus, da hier die große Gefahr besteht, daß die NSDAP in ihrem heutigen Zustand 
nicht in der Lage sein würde, die Verantwortung für das Schicksal des Staates zu 
übernehmen, ohne sehr bald aus Mangel an führenden Persönlichkeiten kläglich 
zu scheitern. Gerade auch die Persönlichkeit von Adolf Hitler wird in dieser 
Beziehung mit der allergrößten Skepsis betrachtet, was mir berechtigt zu sein 
scheint. An einer Aussprache im kleineren Kreise gestern abend nahmen auch 
zwei führende Nationalsozialisten teil, die sich auch sehr kritisch und bedenklich 
über die Zustände in der Münchener Parteileitung aussprachen. Die einzige Per­
sönlichkeit, auf die man wirklich rechnen kann, scheint der Leiter der Reichs­
organisationsabteilung Gregor Straßer zu sein, während die anderen Insassen des 
Braunen Hauses aus den verschiedensten Gründen als unzuverlässig bzw. unzu­
länglich angesehen werden müssen.
Es ist bemerkenswert, daß nach dem Mißlingen des Volksbegehrens sowohl die 
NSDAP wie die DNVP versuchen, die Verantwortung für die ganze Veranstaltung 
des Volksentscheids von sich abzuschieben. Ich füge zwei diesbezügliche Aus­
schnitte aus dem „Angriff“ und dem „Lokalanzeiger“ hier bei5. Der Stahlhelm 
wird sich durch diese Machenschaften nicht von dem oben gekennzeichneten Ziel 
der Bildung eines Rechtsblocks abbringen lassen. Zur Erreichung dieses Zieles 
erbittet er die Unterstützung der Wirtschaft in der Form, daß bei künftigen Wahlen 
den einzelnen Parteien überhaupt keine Mittel mehr zur Verfügung gestellt 
werden.
Über die allgemeine Lage ist im gegenwärtigen Augenblick nichts Besonderes zu 
berichten. Die heutige Verfassungsfeier6 hat ohne Störung ihren programmäßigen 
Verlauf genommen. Das Kabinett dürfte sich nun der Ausarbeitung des „großen 
Wirtschaftsprogramms“ zuwenden. Es scheint aber, als ob die zur Durchführung 
dieses Programms erforderlichen Notverordnungen frühestens gegen Ende dieses 
Monats erscheinen werden7. D, ,

4 Die von der Stahlhelmführung für Anfang September 1931 geplante Unterredung mit Brüning kam 
nicht zustande. Vgl. Berghahn S. 178 f.

5 Nicht bei den Akten.
6 Verfassungsfeier der Reichsregierung am 11. 8. 1931.
7 Die erste dieser Verordnungen war die Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung der 

Haushalte von Ländern und Gemeinden vom 24. 8. 1931, RGBl. 1931 I S. 453.
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12. 8. 1931: Rundschreiben des Gesamtverbandes der Christlichen 
Gewerkschaften Deutschlands

BA Kleine Erwerbungen 461-3, Handakten Otte. Vervielfältigtes Exemplar. „Nicht für die 
Presse! An die dem Gesamtverband angeschlossenen Verbände und die Außengeschäfts­
stellen des Gesamtverbandes!“ Handschriftliche Randvermerke.

Werte Kolleginnen und Kollegen!
Die Morgenausgabe des „Vorwärts“ (Nr. 373 vom 12. Aug. 1931) bringt einen 
kurzen Artikel „Was ist’s mit der Notverordnung? Es ist höchste Zeit, sie zu 
korrigieren!“ Nachdem am 11. August Herr Aufhäuser beim Reichsarbeitsminister 
(wahrscheinlich im Auftrage der SPD) vorstellig geworden ist, hatten am gleichen 
Abend Fräulein Müller (VwA)1 und der Unterzeichnete eine längere Unterredung 
mit Stegerwald über die gesamte gegenwärtige Lage und die Abänderung der 
Notverordnung vom 5. Juni dieses Jahres2. Auch wir haben Änderung der 
Notverordnung, vor allem Beseitigung der größten Ungerechtigkeiten verlangt.
Das Ergebnis der Unterredung war, daß mit größeren Milderungen der 
Notverordnung vorerst kaum gerechnet werden kann. Die wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnisse eröffnen für die nächste Zeit keine guten Aussichten. Das 
Institut für Konjunkturforschung rechnet für den Winter mit einer Arbeitslosen­
ziffer von über 8 Millionen. Wenn auch solche Schätzungen, zumal wenn sie 
veröffentlicht werden, gerade in der gegenwärtigen Zeit, wo alles von Pessimismus 
angesteckt ist, ungünstig wirken und nicht als Evangelium zu betrachten sind, so 
muß sich doch die Regierung auf eine Verschlimmerung der Lage, die weniger 
Steuereingang und vermehrte Wohlfahrtslasten mit sich bringt, einstellen. Ange­
sichts dieser allgemeinen Lage und der teilweise katastrophalen finanziellen Lage 
der Gemeinden haben Vertreter der Städte verlangt3, daß außer der Anpassung der 
Löhne der Arbeiter in den Gemeinden an die Bezüge der Reichsarbeiter noch eine 
etwa 10%ige Senkung der Löhne und Gehälter eintreten solle. Ferner solle eine 
allgemeine Fürsorge für die Erwerbslosen eingeführt werden, die den 
Gemeinden eine stärkere finanzielle Entlastung bringt. Das würde Beseitigung der 
Arbeitslosenversicherung bedeuten.
Tatsächlich Hegt es so, daß 1929 auf einen Arbeitslosen durchschnitdich noch 
81 RM an Unterstützung entfielen. Jetzt, nach der Notverordnung, nur noch 
57 RM (das sind ca. 30% Abbau). Davon gehen noch 5 RM für Sozialbeiträge 
herunter. Die Bezüge für die Kriegsbeschädigten sind um etwa 20%, die Ausgaben 
in der Krankenversicherung um etwa 15% gesenkt. Hinzu kommt noch der starke 
Abbau für die Knappschaftsrentner. Daneben der beträchthche Lohnabbau. 
Angesichts dieser Verhältnisse erklärte auch Stegerwald, daß er sich mit allem 
Nachdruck gegen alle weiteren einseitigen Belastungen der Arbeiterschaft wenden 

1 Verband der weiblichen Handels- und Bureauangestellten.
2 Zweite Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 5. 6. 

1931, RGBl. 1931 I S. 279.
3 Vgl. Nr. 284.
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werde. Daß die vorhin erwähnten Pläne schärfsten Widerstand finden müssen, ist 
selbstverständlich. Aber diese Vorgänge zeigen auch, daß mit größeren Änderun­
gen der Notverordnung fürs erste voraussichtlich nicht gerechnet werden kann. 
Der „Vorwärts“ wendet sich bezeichnenderweise in der eingangs erwähnten Notiz 
konkret auch nur gegen den Eingriff in das Tarifrecht und die Angleichung an die 
Reichsarbeiter-Löhne. Bekanntlich haben wir uns schon früher gegen diesen 
Eingriff und gegen eine schematische Angleichung gewendet. Nun ist aber u. a. 
auch sehr wesentlich, ob sich Milderungen für die Erwerbslosen 
erreichen lassen. Stegerwald will sich dafür einsetzen, daß einige, auch von uns 
stark kritisierte Ungerechtigkeiten beseitigt werden. Darüber hinaus dürfte es 
Milderungen, die finanziell stärker ins Gewicht fallen, kaum geben.
Weiter sind die Aussichten für die Beseitigung der Lohnsteuer-Rücker­
stattung und eine Änderung der Krisensteuer ebenfalls nicht günstig. Auch 
meinte Stegerwald, daß nicht daran zu denken sei, die zwischen Beamten und 
Arbeitern im öffentlichen Dienst vorhandene unterschiedliche Behandlung in der 
Form zu beseitigen, daß den Arbeitern für das erste Kind wieder etwas gegeben 
werde. Danach muß also die Entwicklung umgekehrt gehen und bei den Beamten 
angesetzt werden, um so einen Ausgleich zu schaffen. Die Frage der Großpen­
sionäre soll erneut ernsthaft aufgegriffen werden.
Die Besprechungen, die die Reichsregierung vor der Reise des Reichskanzlers 
nach Rom mit Wirtschaftsführern gehabt hat, haben im allgemeinen ergeben, daß 
alle Aufwendungen und Ausgaben noch stärker auf den „Stand der Wirtschafts­
rendite“ zurückgeführt werden müssen. Das bedeutet: weiterhin verstärkter 
Druck auf die Gesamtlebenshaltung. Die Reichsregierung plant deshalb 
u. a. Maßnahmen, die verstärkt das Preisniveau drücken sollen. Ebenfalls 
Maßnahmen, die Mietsenkungen im Zusammenhang mit einem Umbau oder 
einer Beseitigung der Hauszinssteuer bringen sollen. Für unsere gesamtwirtschaft­
lichen Verhältnisse ist auch von nicht unwesentlicher Bedeutung, daß der 
Baumarkt nicht fast ganz zum Erliegen kommt.
Stegerwald, der uns in nächster Zeit möglichst auf dem laufenden halten will, legte 
uns dann noch dringend nahe, doch über die Frage, wie das Tarifwesen in 
dieser schweren Zeit erhalten bleiben könne, nachzudenken und gegebenenfalls 
auch geeignete Vorschläge zu machen. Heute ist es in einer ganzen Reihe von 
Betrieben bereits so, daß stillschweigend unter Tarif gearbeitet wird. Die Fälle 
mehren sich, und die Arbeitgeber wissen, daß sie im Ernstfälle Arbeitslose haben 
können. Diese Lage bedeutet eine große Gefahr, auch für die Gewerkschaften. Es 
ergäbe sich, so meinte Stegerwald, die Frage, ob es nicht gerade im Interesse 
der Gewerkschaften läge, unter bestimmten Voraussetzungen einen Teil der 
tariflichen Lohnregelung abdingbar zu machen. Hier handelt es sich jedenfalls um 
eine sehr ernste und wichtige Frage, die in nächster Zeit voraussichtlich aktuell 
wird.

Mit freundlichen Grüßen 
gez. Bernh. Otte
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13. 8.1931: Niederschrift über die Sitzung der Vereinigten Ausschüsse 
des Reichsrats

GStAM MA 103 301. Abschrift. Handschriftliche Korrekturen.

Der Reichskanzler Dr. Brüning wies zunächst darauf hin, daß die heutige 
Besprechung streng vertraulichen Charakter habe, über die keine näheren 
Mitteilungen an die Presse kommen sollten. Er warnte davor, allzuviel über die 
Pläne der Regierung zu sprechen, um nicht den Reichstag zu veranlassen, sich 
damit befassen zu wollen. Der Reichskanzler erstattete sonach das in der Anlage 
beigefügte Referat1.
In der Aussprache erklärte
der Bayerische Ministerpräsident Dr. Held: Es sei natürlich schwer, Aus­
führungen zu konkreten Maßnahmen zu machen, die nur angedeutet seien. Er 
nehme an, daß die Reichsregierung diese Maßnahmen zunächst selbst noch im 
einzelnen durchprüfen wolle und dann auch mit den Ländern darüber Fühlung 
nehmen werde. Er hätte gewünscht, daß erklärt worden wäre, wie die Verpflich­
tungen des Reiches selbst aussehen. Die Länder seien sich über die Notwendigkeit 
zu Sparmaßnahmen durchaus im klaren. In Bayern sei schon ein Haushalt 
aufgestellt worden, der das äußerste an Sparsamkeit darstellt, wenn man 
überhaupt noch an die Aufgaben des Staates denkt. Trotzdem sei man nicht davor 
zurückgeschreckt, im eigenen Staatshaushalt noch weitere 60 Millionen RM 
abzudrosseln. Aber auch hier gebe es Grenzen an den notwendigen Staatsaufga­
ben. Es sei falsch, so zu sparen, daß daraus Nachteile für die Öffentlichkeit ent­
stünden. Verkehrt sei zu behaupten, daß die Länder in erster Linie die verfehlte, 
überspannte Ausgabenwirtschaft betrieben haben. Dieser Vorwurf treffe in erster 
Linie die Privatwirtschaft, vor allem die Großindustrie. Heldvrarf die Frage auf, ob 
auch die kurzfristigen Staatsanleihen unter die Stillhalteaktion fallen sollen oder 
ob unsere Kreditoren unnachsichtlich gegen die Länder vorgehen könnten. Bayern 
sei jedenfalls nicht in der Lage, die Zahlungstermine einzuhalten.
Die Länder seien heute nicht mehr in der Lage, ihre verfassungsmäßigen 
Aufgaben zu erfüllen, wenn ihnen nicht größere Mittel hierfür vom Reich gegeben 
würden. Sonst drohe die Zwangslage der Zahlungseinstellungen, wie sie bereits 
von einer Reihe von Gemeinden vorgenommen worden sei. Vor allem sei drückend 
die Kassenlage der Länder; ihre Vermögenslage stünde wesentlich besser. 
Schwierigkeiten bestünden insbesondere infolge der Wohlfahrtslasten und der 
nicht rechtzeitigen Überweisungen an die Länder. Bei allen Maßnahmen der 
Reichsregierung habe man den Eindruck, daß man nur an das Reich und vielleicht 
[an] die Gemeinden, aber nicht an die Länder gedacht habe. Aufgefallen sei, daß 
man den Banken gegenüber von Reichs wegen getan habe, als ob das Reich selbst 
gar nicht in Schwierigkeiten wäre, während den Ländern gegenüber eine solche 
Pflichterfüllung nicht möglich gewesen sei. Es bestehe der Eindruck, daß alle 
Maßnahmen der Reichsregierung so ausgelegt werden könnten, daß daraus eine 

I Nr. 287b.

886



Sitzung der Vereinigten Ausschüsse des Reichsrats 13. 8. 1931

Reichsreform konstruiert werde und beabsichtigt sei, die Länder dadurch für 
eine beliebige Reichsreform mürbe zu machen2. Bayern habe die Auffassung, daß 
auf dem Wege der Verwaltungsvereinfachung sehr vieles getan werden könne. 
Besonders unerträglich sei die Aufblähung in der Reichsarbeitsverwaltung und 
ähnlich auch in der Reichsfinanzverwaltung. Man müsse Sparsamkeit nicht nur 
von den Ländern, sondern auch vom Reiche verlangen. Er sei damit einverstan­
den, daß wir eine Bankeninspektion bekämen3, warne aber davor, die Bankenauf­
sicht so weit auszudehnen, daß dadurch dem Reich und den Ländern eine 
Mitverantwortung erwachse. Man solle sich darauf beschränken, eine bereits 
bestehende Organisation mit den Aufgaben der Bankenaufsicht zu betrauen und 
ihr vor allem auch die Aufsicht über die Kreditoren zu übertragen. Es sei ein 
Unheil, daß das ganze Geldwesen in Berlin zentralisiert werde; dadurch würde das 
ganze Reich in eine eventuell kommende Katastrophe hineingezogen. Bayern sei 
zu allen Notmaßnahmen bereit, sei aber der festen Überzeugung, daß eine 
wirkliche Hilfe nur möglich sein werde, wenn die Verteilung der Steuern und die 
Verteilung der Lasten, vor allem der Wohlfahrtslasten, anders gestaltet würden. 
Ohne Reichshilfe für die Gemeinden bestehe für diese keine Möglichkeit der 
Rettung vor einer Katastrophe.
Hinsichtlich der Frage des Abbaues der Hauszinssteuer4 erklärte Held, dies 
erscheine ganz unmöglich. Die Erträgnisse dieser Steuer bedeuteten einen 
derartigen Posten im Haushalt der Länder und Gemeinden, daß ein entsprechen­
der Ersatz nicht gedacht werden könne. Hinsichtlich eines Abbaues der Landesbe­
amtengehälter vertrat Held den Standpunkt, daß ein solcher überhaupt nur 
möglich sei, wenn die Lebenshaltungskosten verringert würden. Bereits jetzt 
erhielten die unteren und mittleren Beamten und zum großen Teil auch die 
höheren Beamten nur mehr das Existenzminimum. Ein Abbau der Gehälter der 
Landesbeamten sei aber jedenfalls nur dann möglich, wenn auch das Reich auf 
diesem Wege vorangehe.
Oberbürgermeister Menge, Hannover, verlangt die beschleunigte Vorlegung 
eines Wirtschaftsprogramms durch die Reichsregierung. Der Wirtschaft der 
Kommunen werde ein ungerechtfertigtes Mißtrauen entgegengebracht. Unbegrün­
det sei eine Abdrängung4“ der Kommunen von ihren Sparkassen. Er bitte um 
Überlassung der Berichte der Landesfinanzamtspräsidenten zwecks Richtigstel­
lung, weil die Finanzpolitiker der Reichsregierung sich den Kommunen gegenüber 
auf diese Berichte stützten. Um eine Lohn- und Gehaltssenkung und eine 
Herabsetzung der Lebenshaltungskosten werde man nicht herumkommen.
Der Reichskanzler erwiderte, es müsse erst in Basel eine allgemeine Stillehal­
tung erzielt werden, dann erst könne an eine Lockerung der zur Herstellung des 
Vertrauens erforderlichen Maßnahmen gedacht werden.
Der Sächsische Ministerpräsident Schieck schloß sich den Ausführungen 
Helds voll und ganz an. Er betonte, daß die größten Schwierigkeiten der Länder 

2 Vgl. Nr. 281.
3 Vgl. Nr. 281, Anm. 2.
4 Zu den Plänen der Reichsregierung Nr. 283, Anm. 5.
4a In der Vorlage: „Abneigung.“
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nicht in ihrer Vermögenslage, sondern in ihrer Kassenlage bestünden. Infolge der 
besonders hohen Belastung Sachsens durch die Fürsorge für die Wohlfahrtser­
werbslosen sei Sachsen in einigen Wochen oder Monaten, wenn nicht bald Hilfe 
vom Reiche komme, genötigt, seine Zahlungen einzustellen. Durch die Einführung 
russischen Holzes seien die Einnahmen aus den sächsischen Staatsforsten fast 
ganz geschwunden. Ein verschiedenes Vorgehen der Länder in der Frage des 
Beamtengehälterabbaues komme nicht in Frage.
Der Reichsfinanzminister Dr. Dietrich erklärte, die Übernahme der Garantie 
für die Großbanken5 durch das Reich sei keineswegs freiwillig erfolgt, sondern 
lediglich unter dem Zwang der Lage, um die sonst unausbleibliche Erschütterung 
des gesamten Wirtschaftslebens zu verhüten. Es hätte sonst mit einer völligen 
Vernichtung des gesamten deutschen Bankwesens gerechnet werden müssen. Die 
Steuerausfälle hätten innerhalb von 14 Tagen bereits 230 Milhonen RM betragen, 
ohne die Bankengarantie hätten sich diese Ausfälle auf mindestens 1 Milliarde 
erhöht.
Hinsichtlich der Frage einer Hilfe des Reichs für die Länder äußerte sich Dietrich 
dahin, es könne heute noch nicht gesagt werden, wie man den Ländern helfen 
könne. Es sei ein Erfolg der Finanzpolitik des Reiches gewesen, daß das Reich am 
6./7. 8. 31 die Länderüberweisungen habe wieder durchführen können; die 
Verspätung müßten die Länder in Kauf nehmen. Man könne froh sein, daß es ihm 
und seinen Mitarbeitern gelungen sei, die Länderüberweisungen überhaupt so 
rasch wieder zu ermöglichen. Die Ausgaben des Reiches für das Reichspersonal 
seien nicht höher als im Jahre 1926.
Die Frage, wie man einer Schädigung durch Holzlieferungen aus Rußland 
entgegentreten könne, werde erschwert durch langfristige Verträge der Industrie 
mit den Russen. Die Industrie strebe zwar danach, von diesen Verträgen 
loszukommen, es könnten aber nicht auf dem Umweg über die Gesetzgebung der 
Industrie ihre Verpflichtungen abgenommen werden, um nicht das Vertrauen in 
die deutsche Vertragsehrlichkeit zum Schwinden zu bringen.
Die Kernfrage der Krise der Länder sei die Frage der kurzfristigen Länderschul­
den. Diese Frage solle bei den Stillhalteverhandlungen eine besondere Behandlung 
erfahren. Einstweilen bestünde für die kurzfristigen Schulden noch ein Schutz 
durch die Devisennotverordnung6, bei den langfristigen Auslandsschulden dage­
gen müsse das letzte aufgebracht werden, um die Zinsen zu bezahlen.
Bestimmte Zusagen für eine Reichshilfe für die Gemeinden, auch hinsichtlich der 
Wohlfahrtserwerbslosenfürsorge, könnten zur Zeit nicht gemacht werden. Bespre­
chungen mit den Ländern seien bei der großen Arbeitsüberlastung nicht in 
Betracht gekommen; er habe dafür keine Zeit gehabt. Die Bildung einer 
Kommission würde nur hemmend wirken.
Der Mecklenburgische Finanzminister erklärte, man müsse zu dem Grund­
satz zurückkehren: „Nicht mehr Ausgaben, als Einnahmen vorhanden sind.“ An 

5 Gemeint ist die Mitwirkung des Reiches bei der am 25. 7. 1931 erfolgten Gründung der „Akzept- 
und Garantiebank AG“. Vgl. Nr. 266, Anm. 4; Nr. 273, Anm. 1 und Nr. 275.

6 Verordnung des Reichspräsidenten über die Devisenbewirtschaftung vom 1. 8. 1931, RGBl. 1931 I 
S. 421.
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den sachlichen Ausgaben könne nicht weiter gespart werden, daher bliebe nur 
eine Kürzung der Beamtengehälter übrig. Es müßte allerdings zum Ausgleich ein 
großer Notstandsfonds für Ausbildung der Kinder, Miete usw. geschaffen werden. 
Eine Senkung der Löhne werde durch Tarifbindungen erschwert.

Der Württembergische Finanzminister betonte, daß die Personalausgaben 
der Länder sich denen des Reiches anschließen müßten. Er verweist auf die hohen 
Pensionslasten und wünscht Reichshilfe für die Forstwirtschaft.

Der ostpreußische Provinzialvertreter Frhr. v. Gayl forderte eine Verwal­
tungsreform im Rahmen der gegenwärtigen Verfassung. Der Aufgabenkreis der 
öffentlichen Hand müsse eingeschränkt werden; eine grundlegende Besserung der 
Gemeindefinanzen sei nur möglich durch eine grundlegende Finanzreform, die 
ausreichende eigene Einnahmequellen erschließe. Das Uberweisungssystem habe 
letzten Endes eine Reihe von Gemeinden zu einer zu großzügigen Finanzwirtschaft 
veranlaßt.
Der Badische Staatspräsident Wittemann erklärt, es seien heute lediglich 
Aussichten eröffnet worden, wie man helfen könne, und Wege zur eigenen Hilfe 
angegeben worden, aber keine Wege, aus der augenblicklichen Notlage herauszu­
kommen. Die Erträgnisse der Beamtengehaltskürzungen dürften nicht überschätzt 
werden. Reich und Länder hätten sich hinsichtlich der Zahl der planmäßigen 
Beamten übernommen. Die Planmäßigkeit müsse zurückgeführt werden auf die 
Beamten, die eigentliche Hoheitsverwaltungen auszuüben hätten. Wittemann 
weist darauf hin, daß die Maßnahmen, die in die Hoheit der Länder eingreifen, 
nicht immer so geeilt hätten, daß man die Länder nicht mehr hätte anhören 
können.
Oberbürgermeister Menge verlangt die baldige Vorlage eines endgültigen 
Finanzausgleichs.
Der Sächsische Ministerpräsident Schieck weist nochmals darauf hin, daß 
Reichshilfe für die Länder dringend nötig sei.
Der Bayerische Ministerpräsident Dr. Held bezeichnet die Antwort des 
Reichsfinanzministers hinsichtlich der Holzwirtschaft bei deren großer Bedeutung 
für unzureichend. Es werde zur Ausarbeitung der neuen Pläne von den Ländern 
keine Kommission verlangt, aber gefordert werde wenigstens eine Mitteilung der 
Pläne und Anhörung der Länder. Dr. Held sprach sodann dem Reichskanzler den 
Dank des Reichsrats für die mühevolle Arbeit der letzten Wochen aus.
Der Reichsernährungsminister Schiele: Die Schwierigkeiten auf dem Getrei­
demarkt rührten nicht von einem ungenügenden Markt her, sondern von dem 
Mangel an hinreichenden Zahlungsmitteln. Die von der Reichsregierung zur 
Hebung der Landwirtschaft geplanten Maßnahmen habe er bereits in seiner 
Rundfunkrede mitgeteilt.

Der Badische Staatspräsident Wittemann wehrt sich hinsichtlich der Neu­
regelung der Hauszinssteuer gegen jede Beeinträchtigung der Landesfinanzen.

Der Reichskanzler: Wir stünden in einer Krise von nie dagewesenen Ausma­
ßen. Man sei bisher durchgekommen, weil das deutsche Volk eine bewunderns­
werte Disziplin gezeigt habe. Die Reichsregierung sei bereit, vor Erlaß weiterer 
Notverordnungen sich mit den Ländern darüber zu unterhalten, aber nicht in Form 

889



13. 8.1931 Sitzung der Vereinigten Ausschüsse des Reichsrats

einer Kommission. Die Reichsregierung sei sich darüber klar, daß den Ländern 
andere Einnahmequellen erschlossen werden müssen, wenn man an einen Abbau 
der Hauszinssteuer herangehe. Es habe keinen Zweck, ein Wirtschaftsprogramm 
in weitergehendem Umfang heute aufzustellen. Die vorgeschlagene Aufhebung der 
Tarifverträge sei kein Allheilmittel. Ohne Tarifverträge wäre es überhaupt nicht 
möglich gewesen, über viele Schwierigkeiten hinwegzukommen. Die Schwierigkeit 
der Wirtschaft liege hauptsächlich in der Preisgestaltung. Es habe sich gezeigt, 
daß die durchgeführte Lohnsenkung keine entsprechende Auswirkung auf dem 
Gebiete der Preisgestaltung gehabt habe. Teilweise liege das an den Listen­
preisen.
Zur Frage der Holzwirtschaft erklärte der Reichskanzler7: Von der Holzverarbei- 
tungs- und anderen Industrien seien langfristige Lieferungsverträge auf dem 
Preisniveau abgeschlossen worden, das der Hochkonjunktur der Jahre 1927/28 
entsprochen habe. Diese Industriezweige könnten nun nicht einfach auf dem Wege 
der Devisensperre von der Erfüllung dieser Verträge befreit werden. Es seien aber 
andere Maßnahmen zur Sicherung der Holzwirtschaft bereits in Erwägung 
gezogen. Ein Teil der Zelluloseindustrie habe sich auch bereits selbst daran 
gemacht, sich aus der geschilderten Situation zu ziehen.
Hinsichtlich der Finanzlage der Länder bemerkte der Reichskanzler, er warne 
davor, Vermögenswerte unter dem Begriff Kredit einzustellen. Die Gemeinden 
hätten in vergangenen Jahren vielfach für Steuergelder Grund und Boden 
angekauft. Jetzt müßten die Grundstücke vielfach zu lächerlichen Preisen wieder 
abgestoßen werden.
Zur Frage der Sparmaßnahmen erklärte er, es sei auch seine Ansicht, daß die 
Aufgaben an den Zentralen abgebaut werden müßten. Das müßten aber auch die 
Länder tun. Es komme hinzu, daß eine Hypertrophie der Zentralinstanzen in den 
Jahren seit dem Kriege stattgefunden habe. Durch den Abbau der Aufgaben der 
Zentralen werde dann auch der Finanzausgleich erleichtert. Es bestehe bei den 
jetzigen schwankenden Verhältnissen aber keine Möglichkeit, eine stabile Rege­
lung zu treffen. Wir würden aber gezwungen sein, im Laufe der nächsten Zeit 
bereits zu durchgreifenden Maßnahmen zu kommen.
Die Bankeninspektion habe die Aufgabe, Fehler zu verhüten. Im übrigen könne 
das, was für die kleineren und mittleren Betriebe getan werden solle, nicht in 
erster Linie durch die Bankeninspektion durchgeführt werden, sondern vor allem 
durch eine Abstimmung der Aufgaben, die die einzelnen Banken zu übernehmen 
hätten. Hierüber sei aber keine Lösung durch die Reichsregierung beabsichtigt. 
Die dafür in Aussicht genommene Banksachverständigenkommission werde sich 
damit bereits in den nächsten Tagen befassen. Die Leistungen der Banken über 
die Führung des Geldmarktes hätten in den letzten Jahren einen so starken Stoß 
bekommen, daß dies auch später eine Folge haben werde. In keinem Lande der 
Welt wäre es möglich gewesen, daß erst durch Notverordnung habe festgestellt 
werden müssen, wieviel kurzfristige Auslandskredite vorhanden sind. In anderen 
Ländern werden solche Kredite dem Zentralbankinstitut immer mitgeteilt.
Der Reichskanzler warnte davor zu glauben, daß durch eine Lohn- und Gehalts­

7 Im Original „Reichsminister“.
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Senkung allein eine Besserung möglich sei. Die Folge wäre wieder eine Verminde­
rung der Steuereinnahmen. Es gebe eine Grenze für die Lohn- und Gehaltssen­
kung. Die jetzige Lage könne von Deutschland allein nicht geregelt werden bei der 
bestehenden internationalen Verflechtung der Wirtschaft. Ohne große internatio­
nale Wirtschaftsvereinbarungen könne die Preisfrage nicht gelöst werden. Die 
Reichsregierung arbeite dauernd daran, im Großen an diese Dinge heranzugehen 
und wie innenpolitisch so auch in den anderen Ländern das Verständnis für eine 
verantwortliche Lösung dieser Dinge zu schaffen. Es bestehe kein Zweifel, daß der 
Schock in Deutschland nur der erste Schock war, auch im Osten - Rußland, 
Ungarn, Rumänien usw. - seien solche Schocks nicht ausgeschlossen. Es bestehe 
daher die Notwendigkeit, in Deutschland möglichst rasch stabile Verhältnisse 
herbeizuführen.
Die Reichsregierung sei auch entschlossen, Maßnahmen zu treffen, die allen 
Terrorakten ausreichend begegnen würden8. Die Maßnahmen würden, wenn die 
heutige Gesetzgebung nicht ausreiche, von Tag zu Tag entsprechend ergänzt 
werden. Die Reichsregierung sei nicht gewillt, sich vor Unruhestiftungen zu 
beugen, gleichgültig von welcher Seite sie kämen, und [werde] jeden Versuch 
hierzu rücksichtslos im Keime ersticken9.

8 Vgl. Dritte Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und zur 
Bekämpfung politischer Ausschreitungen vom 6. 10. 1931, RGBl. 1931 I S. 537; Staat und NSDAP 
Nr. 36 und 41a, b.

9 Uber die Rede Brünings und die anschließende Diskussion Aktenvermerk des württembergischen 
Vertreters Bosler. Aktenvortrag vom 15. 8. 1931, HStASt E 130 Bü 853. In einer Nachschrift heißt 
es, die Länder hätten sich nach Schluß der Sitzung darauf geeinigt, „daß es ein Bedürfnis sei, 
hinfort mit der Reichsregierung in möglichst enger Fühlung zu bleiben; um jeweils rechtzeitig 
unterrichtet zu werden, ist Preußen (Preußisches Finanzministerium) gebeten worden, die Länder 
außerhalb Berlins im Fortgang jeweils rechtzeitig durch die Gesandtschaften zu verständigen und 
für besonders wichtige Fragen die Zusammenberufung der Länderminister hierher rechtzeitig in die 
Wege zu leiten. Die Länder waren im übrigen mit der Reichsregierung dahin einig, daß es sich vor 
allem um zwei Fragen für die nächste Zukunft dreht, nämlich: 1. Wie gelingt die Umschuldung der 
kurzfristigen in langfristige Darlehen, und 2. wie können Länder und Gemeinden die Last der 
Wohlfahrtserwerbslosen ferner durchhalten?“

287b.

13.8. 1931: Referat des Reichskanzlers Brüning vor den Vereinigten 
Ausschüssen des Reichsrats

GStAM MA 103 301. Durchschlag einer Abschrift.

Nach den Ereignissen der letzten Wochen befanden wir uns zunächst auf dem 
Wege der Reform in der ganzen Welt allein. In der Zwischenzeit ist aber die Krise, 
die Deutschland getroffen, über die ganze Welt gegangen, und langsam reift die 
Erkenntnis, daß die Welt vor einer Situation steht, für die man keine Parallele 
gekannt hat. Alle Staatsmänner sind darüber einig, daß es sich nicht nur um eine 
reine wirtschaftliche Krise handelt, sondern um eine fortschreitende Vertrauens­
krise der ganzen Völker und jedes einzelnen Individuums, die sich darin äußert,
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daß in immer steigenderem Maße die Abneigung zur Anlage von Kapitalien in 
langfristiger Form überall in der Welt wächst und damit ein Zustand geschaffen 
wird, aus dem bislang noch niemand einen Ausweg sieht. Nur das eine steht fest, 
daß alle Völker und alle Staatsmänner zu der Überzeugung gekommen sind, daß 
wir heute nicht bereits am Tiefpunkt angekommen sind, sondern daß der uns 
bevorstehende Winter Situationen bringen wird, die vielleicht selbst während der 
Kriegszeit noch nicht dagewesen sind, auch nicht in den vergangenen Jahrhunder­
ten. Es ist natürlich sehr schwer, einen Weg aus der Krise zu finden, auch 
international gesehen, weil sich diese wirtschaftliche und Vertrauenskrise in 
jedem Lande zunächst in einer anderen Form dem breiteren Publikum darstellt 
und es bisher noch nicht möglich gewesen ist, die Völker zu der Überzeugung zu 
bringen, daß es für diese Krise einen einheitlichen Nenner gibt. Erst wenn diese 
Überzeugung sich durchgesetzt hat, glaube ich persönlich daran, daß aus dem 
Tempo der Reisen der letzten Zeit auch ein entsprechendes Tempo des Handelns1 
kommen wird. Wenn man sich die Entwicklung der Dinge vor Augen führt, muß 
man zu der Feststellung kommen: Die Außenpolitik und die Innenpolitik haben mit 
ungeheuren Schwankungen zwischen Hoffnungsfreudigkeit und absoluter Resig­
nation in kurzen Intervallen zu rechnen. Den Hoffnungen auf den Hoover-Plan ist 
heute eine negative Einstellung gefolgt, insbesondere hervorgerufen durch die 
französische Publizierung des Memorandums über die Abrüstungsfrage2. Es ist 
dabei folgendes zu sagen. In allen Gesprächen mit den übrigen verantwortlichen 
Politikern der Länder ist als Grundtendenz eines hervorgehoben worden: Wenn 
die Völker Europas Dinge machen, die dazu führen können, daß die Vereinigten 
Staaten sich endgültig von Europa zurückziehen, dann gibt es keine Rettung mehr 
ohne die allerschwersten politischen und sozialen Erschütterungen. Da hier 
Vertreter aller Parteien anwesend sind, betone ich, daß jede innerpolitische 
Kundgebung heute ganz anders gewertet werden muß als noch vor einigen 
Monaten. Jede Demonstration hat heute einen Effekt für die an und für sich bereits 
überreizten Nerven. Ich wünsche daher dringend, daß endlich die Einsicht in alle 
Parteien hineinkommt, sich zur Rettung des deutschen Volkes gewisse Reserven 
aufzuerlegen. Die Reichsregierung ist nicht in der Lage, die Dinge durchzuhalten, 
auch für die Landwirtschaft, wenn die Landwirtschaft auch in ihren politischen 
Vertretungen nicht Verständnis dafür bekommt, daß wir uns in einer ungeheuer 
schwierigen Lage befinden3, und es ist Pflicht der Führer aller Wirtschaftsgrup­
pen, den Mut zu haben, den Angehörigen ihrer Berufsgruppen die restlose 
Wahrheit zu sagen. Auf amerikanische Staatsbürger ist kein Eindruck zu machen 
mit der Notlage der deutschen Landwirtschaft, wenn die Landwirte der Vereinig­
ten Staaten selbst praktisch nicht mehr im Besitze ihrer Farmen sind und die

1 Im Original „Handels“.
2 In einem Memorandum vom 15. 7. 1931 hatte die französische Regierung ihre Position in der 

bevorstehenden Genfer Abrüstungskonferenz abgesteckt. Rüstungsbeschränkungen sollten erst 
beschlossen werden, wenn die Frage der Sicherheit hinreichend geklärt sei. Deutsche Übersetzung 
des Memorandums in Karl Schwendemann, Gleiches Recht und gleiche Sicherheit, 2. Aufl. Berlin 
1934 S. 593 ff.; vgl. Schulthess 1931 S. 533 f.

3 Brüning spielt wahrscheinlich auf den Aufruf des Bundesvorstands des Reichslandbundes vom 
29. 7. 1931 an, den er auch in seinen Memoiren S. 349 heftig kritisiert. Vgl. Schulthess 1931 S. 167; 
Nr. 269 und 274.
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Farmen ausschließlich von Vertretern der Hypothekenbanken geleitet werden. 
Jede Übertreibung ist gefährlich, weil sie den Eindruck im Ausland erweckt, als ob 
wir eine Not künstlich konstruierten und nicht wahrhaftig seien. Und wer heute 
nicht den Glauben an seine Wahrhaftigkeit erwirbt, der kann für sein Vaterland 
nichts mehr erreichen.

Die Hoffnungslosigkeit ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß jede 
Hoffnung auf eine Stabilisierung zu Schanden wird. Eine Erholung der Weltwirt­
schaft gibt es erst dann, wenn der Tiefpunkt der Preise erreicht wird, wenn die 
Menschen wissen, jetzt geht es mit den Preisen nicht mehr weiter herunter, 
sondern kann nur langsam wieder hinaufgehen. Dann erst können die gesamten 
Maßnahmen getroffen werden, die notwendig sind, dann erst kann das Preisniveau 
der Waren wieder in das richtige Verhältnis zum Volumen der Waren kommen. Bis 
dahin gibt es in der ganzen Welt nur ein Herumtappen, und jedes Volk kann sich 
nur darauf einrichten, daß es sehen muß, wie es aus dieser Situation kommt.

Es ist außerordentlich bedauerlich, wie Curtius gestern bereits sagte4, daß in der 
Berliner Atmosphäre immer wieder behauptet wird, wir hätten eine langfristige 
Anleihe in Paris haben können, wenn wir nur gewollt hätten. Nein, wir hätten nur 
das Versprechen einer langfristigen Anleihe erhalten können unter der Vorausset­
zung, daß die Regierungen von England und Amerika sich mit Staatsgarantien an 
einer solchen Anleihe beteiligten. Von England konnte aber damit nicht gerechnet 
werden, weil dort die gleiche Not herrscht, und von Amerika nicht aus verfas­
sungsmäßigen Gründen. Die Beratungen in dem Komitee der Banksachverständi­
gen haben aber die einstimmige Ansicht ergeben, daß eine langfristige Anleihe in 
absehbarer Zeit aus markttechnischen Gründen überhaupt nicht in Betracht 
kommt. Wir müssen uns daher darüber endlich klar werden, daß nichts anderes 
übrig bleibt aus rein technischen Gründen, als die Zähne zusammenzubeißen und 
zu sehen, wie man über den Winter hinwegkommt.

Das Jammern macht in der Welt gar keinen Eindruck, ob von Kreisen der Industrie 
oder der Landwirtschaft. Die Welt ist sich heute darüber aber im klaren, daß die 
Reparationszahlungen in der bisherigen Höhe nicht mehr fortgesetzt werden 
können, sei es offen oder wenigstens im Stillen. Sehr schwer ist es ja doch, den 
Völkern klar zu machen, nachdem der Young-Plan nun ein Jahr in Kraft ist und als 
stabile Lösung angesehen wurde, daß es mit den Reparationen nichts ist. Man 
braucht Zeit für diese Erkenntnis, und die Politik der Reichsregierung, keine 
populäre Politik zu machen, hat absolute Bestätigung gefunden. Wir mußten die 
Initiative den anderen zuschieben; die letzten Ereignisse haben sicher den 
Gutwilligen klargemacht, daß wir bei eigener Initiative einen politischen Block 
bekommen hätten, der eine andere Reichsregierung zur Folge gehabt hätte. Es 
bleibt nichts anderes übrig, um wieder Kredit zu bekommen, als der Welt zu 
zeigen, was wir leisten können. Die Gefahr, daß daraus hinsichtlich der Reparatio­
nen in positiver Hinsicht Schlüsse gezogen werden können, ist nicht mehr groß. Es

4 Am 12. 8. 1931 hatte Außenminister Curtius den Auswärtigen Ausschuß des Reichsrats über die 
„außenpolitischen Vorgänge der letzten Monate“ informiert. Der Bayerische Gesandte Ritter 
v. Preger an das Bayerische Staatsministerium des Äußern, 12. 8. 1931, GStAM Gesandtschaft 
Berlin 1108, Nr. 2191.
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muß der letzte Schleier von Deutschland weggezogen werden und die Dinge ganz 
offen so dargestellt werden, wie sie sind.
Der Reichsfinanzminister hat in einer früheren Sitzung die Lage geschildert bis zu 
dem Tage des Bankenzusammenbruches. Die von der Reichsregierung danach 
erlassenen Notverordnungen haben kein vollendetes Werk geschaffen. Ich darf in 
diesem Kreise deutlicher werden: Es waren andere Lösungen vorbereitet, aber aus 
der Tatsache, daß wir keine sicheren Informationen von Seiten der Banken 
bekommen konnten und jede Solidarität seitens der Banken fehlte, waren wir 
gezwungen, den eingeschlagenen Weg zu gehen5. Wir waren der Ansicht, daß es 
darauf ankam, nicht nur Bankfeiertage zu machen, ohne zu erklären, was danach 
kommen soll, sondern gleich am ersten Bankfeiertag dem Volke zu sagen, was 
geschehen müsse. Die Ratschläge an die Reichsregierung, die auf verschiedene 
Vorgänge der letzten Monate zurückgingen, mußten entschlossen von der Reichs­
regierung abgelehnt werden. Eine Inflation machen kann jeder, dafür sind keine 
Sachverständigen nötig. Es hat sich aber gezeigt, daß man ohne Inflation über 
solche Schwierigkeiten hinwegkommen kann. Ich bitte dringend, jede Idee 
zurückzuweisen, als ob nur auf dem Wege über irgendeine Form der Rentenmark 
die Lösung möglich sei6; die Lösung geht nur auf dem Wege, den die Reichsregie­
rung gegangen ist, weil nur eine solche Lösung die Waffen in die Hand gibt, durch 
die wir wirtschaftlich und finanziell die Welt bis zu einer für uns erträglichen 
Lösung der Reparationsfragen nicht zur Ruhe kommen lassen können. Würden wir 
uns nochmals hinwegtäuschen durch eine irgendwie geartete Inflation, dann wäre 
die sofortige Folge, daß die Welt sich nicht mehr für die deutsche Situation 
interessiert. Wir müssen uns natürlich darauf einstellen, daß das Volumen des 
umlaufenden Kapitals in Deutschland kleiner bleiben wird als vor dem letzten 
Rennen auf die Banken. Das stellt die Reichs- und Länderregierungen vor 
vollkommen neue Aufgaben. Es wird nicht möglich sein bis zu dem Augenblick, in 
dem internationale Lösungen denkbar sind, durchzukommen, wenn nicht gleich­
zeitig in der Frage der Preispolitik etwas geschehen wird. Hierüber will ich mich 
heute nicht weiter verbreiten. Es wird möglich sein indirekt, insofern eine gewisse 
Flüssigmachung von ausländischen Krediten zu schaffen, daß wir den aus den 
Zeitungen bekannten Weg (Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten) gehen in 
der Weise, daß man uns die Zahlung für notwendige Rohstoffimporte in irgendei­
ner Form kreditiert. Es kommt ja heute darauf an, das zurückgezogene Kapital, 
das an sich im Laufe eines Jahres ersetzt werden kann, durch den Erlaß der 
Reparationen für dieses Jahr nur für einige Monate auszugleichen, d. h. also einen 
Weg zu finden, der uns den Endeffekt am Ende des Jahres jetzt schon zur 
Verfügung stellt. Außer diesem Weg der Kreditierung ausländischer Rohstoffim­
porte gibt es noch einen zweiten Weg, worüber ich aber jetzt noch nicht sprechen 
werde.
Es besteht die sichere Notwendigkeit, überall zu erneuten Sparmaßnahmen zu 
kommen. Einige Länder haben dankenswerterweise ein leuchtendes Vorbild 
gegeben, indem sie selbst kurz entschlossen in mutiger Verantwortung für ihre 

5 Vgl. Nr. 259, 261, 266, 270, 279c; Brüning S. 310 ff.
6 Vgl. Nr. 260, 261, 279c.
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Eigenstaatlichkeit Kürzungen an ihren Ausgaben in großem Umfange ausgeführt 
haben. Ich muß diesen Ländern meine aufrichtige Dankbarkeit aussprechen, weil 
sie auch nach außen hin die Situation außerordentlich erleichtert haben. Ich bin 
mir darüber durchaus im klaren, wie hier bereits im vergangenen Winter 
ausgesprochen: Kommen wir an die endgültige Lösung der Reparationsfrage 
heran, dann wird das System der Überweisungen des Reichs an die Länder und 
das System des vielfachen Abwälzens der Verantwortlichkeit auf das Reich der 
schwierigste Punkt sein, über den wir hinwegkommen müssen. Je sparsamer die 
Länder, desto leichter werden die Verhandlungen werden. Die Reichsregierung 
wird in kürzester Frist hierfür Vorschläge machen. Es wird notwendig sein, 
Maßnahmen zu treffen, die eine Garantie bieten, daß eine Wiederholung von 
Vorgängen, die zum offenen Aufbruch der Wunden der vergangenen Wochen 
geführt haben, nicht möglich ist. Eine kurzfristige Verschuldung von Ländern und 
Gemeinden im Tempo wie in den vergangenen Jahren muß aufhören. Es ist 
unmöglich, das Bankensystem noch einmal zu retten, wenn man plötzlich vor 
Tatsachen gestellt wird, die uns zum Teil erst in letzter Stunde bekannt geworden 
sind. Die Dinge hegen zwar in den Ländern verschieden. Aber die Tatsache, daß 
ein großer Teil der Illiquidität auf diese enorme kurzfristige Verschuldung 
zurückzuführen ist, müßte jedem verantwortlichen Politiker in Reich, Ländern 
und Gemeinden die Augen öffnen, daß mit diesem System Schluß gemacht werden 
muß. Ich glaube, daß ein zweiter Schock nicht mehr zu überstehen sein wird. Wir 
werden nicht darum herumkommen, Maßnahmen zu treffen, wie solche bereits 
überlegt, aber noch nicht formuliert sind, die sowohl Fehler der Kommunen 
hinsichtlich eines Zugriffs auf die Sparkassen verhindern, als auch Fehler der 
Großbanken verhüten, an Länder und Gemeinden kurzfristige Kredite zu geben 
und Depoteinlagen kleiner Sparer aufzunehmen und dann das Geld an die 
Großindustrie zu verleihen, aber sehr wenig dafür zu tun, daß die mittleren und 
kleineren Existenzen in Gewerbe usw. auch wieder zu Krediten kommen. Das 
System der letzten Jahre ist einfach nicht aufrechtzuerhalten. Endlich ist viel 
Kapital in den Investitionen verloren gegangen und dadurch gleichzeitig viele 
lebensfähige Existenzen vernichtet worden. Das trifft nicht nur für die privaten 
Großbanken zu, sondern wir werden auch, was für den Osten bereits in der 
Notverordnung7 angekündigt ist, mit rücksichtsloser Entschlossenheit durchfüh­
ren müssen, nämlich eine Gesundung des Genossenschaftswesens. Es ist nicht zu 
ertragen, daß von Genossenschaften kleinsten Umfangs enorm große Gehälter 
bezahlt werden. Unerhört ist, daß man von Seiten der landwirtschaftlichen 
Vertretungen nicht den Mut hat, diese Dinge auszusprechen.
Wir müssen in ein Bankensystem hineinkommen, das größere Sicherheit gibt und 
gleichzeitig die Möglichkeit schafft, der mittleren und kleineren Industrie Kredite 
zu gewähren, die das Risiko der Fehlinvestitionen in Großunternehmungen 
herabsetzen. Das wird Aufgabe der nächsten drei Wochen sein. Die Reichsregie­
rung wird bereits heute oder morgen eine Kommission zusammenrufen, um sich 
mit diesem Problem zu befassen. Auch mit den Länderregierungen sind hierüber 

7 Zweite Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 5. 6. 
1931, RGBl. 1931 I S. 279. Siebenter Teil: Handels- und Wirtschaftspolitik, Kapitel V: Öffentlich- 
rechtliche und genossenschaftliche Kreditorganisationen.
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insbesondere wegen der Sparkassen noch Besprechungen nötig. Es muß Vorsorge 
getroffen werden, daß einzelne Hilfsmaßnahmen, die bereits getroffen sind, z. B. 
die Akzept- und Garantiebank, zu einem dauernden Institut werden. Außerdem 
muß Vorsorge getragen werden, daß in irgendeiner Form nach ausländischem 
Muster eine Bankinspektion stattfindet, über die Einzelheiten noch nicht gesagt 
werden können, die viele Fehler der Vergangenheit verhindern soll8. Nicht nur 
Oberbürgermeister, sondern auch Industrielle gibt es, die sich unter dem Angebot, 
ihr ganzes Geldwesen bei einer anderen Großbank anzulegen als bei ihrer 
bisherigen, einen neuen Kredit verschafft haben, dann zur alten Bank gegangen 
sind und von dieser auch einen Kredit gefordert haben. Durch dieses System ist es 
z. B. bei einem Industrieunternehmen schließlich gelungen, von vier Großbanken 
das Vierfache an Kredit zu bekommen, für den man bei einer Großbank überhaupt 
nur gut war. Dasselbe System ist auch von einzelnen Kommunalverwaltungen 
durchgeführt worden. In anderen Ländern gibt es solche Dinge nicht. Sie müssen 
durch die Bankeninspektionen verhindert werden. Weitere Aufgabe der Bankenin­
spektion wird es sein, auch über andere Dinge zu wachen im Zusammenhang mit 
den Maßnahmen, von denen wir zur Stunde annehmen, daß sie sofort aus der 
Reform des gesamten Aktienrechts herauszugreifen sind. Einzelheiten können 
hierüber zunächst noch nicht mitgeteilt werden. Ich will nur andeuten: Das 
vielfache Spekulieren in eigenen Aktien ist ein Krebsschaden sowohl in der 
Industrie als in der Bankwelt.
Es kommt darauf an, daß wir diese Dinge unter allen Umständen durchführen, um 
das Vertrauen im Inland und im Ausland wiederherzustellen. Seien wir uns 
darüber klar, daß dies nicht nur in dieser Beziehung zu geschehen hat, sondern 
auch, was die eigene Verantwortlichkeit der Länder und der Gemeinden an 
rücksichtslosen Sparmaßnahmen angeht. Die Welt ist sich darüber klar, daß wir 
eine überspannte Ausgabenwirtschaft in öffentlicher Hinsicht erlebt haben. Wir 
werden uns nur dann wieder den Glauben an die Ehrlichkeit der gesamten 
Lebenshaltung verschaffen können, wenn es der Reichsregierung gelingt, mit den 
angekündigten Maßnahmen rücksichtslose freie Bahn zu schaffen.

8 Vgl. Nr. 281, Anm. 2 und Nr. 287a.

288.

16. 8.1931: Tagesbericht des Reichsbankpräsidenten Luther

Nachlaß Luther 365. Handschriftliche Ergänzungen.

Morgens in der Wohnung erhielt ich den Text des Berichts, den Layton1 vor­
bereitet hat, und las ihn während der Fahrt in die Stadt.
Um 10 Uhr Direktoriumssitzung, in der wir bald sahen, daß wir uns mit der Gold­

1 Der britische Delegierte Lord Layton hatte den Bericht des Sachverständigenausschusses (Wiggin- 
Committee, nach dem Vorsitzenden, dem Präsidenten der Chase National Bank in New York, 
Albert H. Wiggin) verfaßt, der seit dem 8. 8. 1931 in Basel Stillhalteverhandlungen führte. Lüke 
S. 330 ff. In dem Layton-Bericht hieß es u. a.: , ,1. Der sofortige weitere Kreditbedarf Deutsch-
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diskontbankregelung, wie die anderen sie wollen2, abfinden mußten, sofern die 
Durchrechnung nicht Platz greift. Große Sorge wegen der Markfrage3 im Hinblick

lands. Die Krise, die Deutschland seit etwa zwei Monaten erschüttert, traf es im Augenblick einer 
außergewöhnlichen Depression in der ganzen Welt, die gekennzeichnet ist durch einen heftigen 
Sturz der Großhandelspreise auf den Weltmärkten, durch einen scharfen Rückgang des Welthan­
dels, durch weitverbreitete Arbeitslosigkeit in den Industrieländern und durch akute finanzielle 
Schwierigkeiten für vom Ausfuhrhandel abhängige landwirtschaftliche Gebiete. Für Deutschland, 
als eine der großen Welthandelsnationen, war es unausbleiblich, daß es die Wirkungen der 
Depression in ganz außergewöhnlichem Grade zu verspüren bekam. Es ist wichtig, von Anfang an 
zu erkennen, daß die Lage, zu deren Untersuchung wir aufgefordert worden sind, zum Teil nur eine 
Phase - wenn auch allerdings eine sehr akute - eines Problems ist, welches in verschiedenem 
Ausmaß bei allen Ländern der Erde aufgetreten ist, und daß eine bleibende Besserung der Lage 
Deutschlands nicht eher zu erwarten ist, als bis die Ursachen der allgemeinen Depression beseitigt 
sind. Auf der anderen Seite spielt Deutschland im Wirtschaftsleben der Welt und insbesondere 
Europas eine so bedeutende Rolle, daß, solange sich die Lage in Deutschland nicht bessert, es 
keine allgemeine Erholung von der gegenwärtigen Depression geben kann. Die Lage Deutschlands 
weist indessen eine Besonderheit auf, die es für Störungen besonders empfindlich gemacht hat. Wir 
denken dabei an die bedeutende Zunahme der Verschuldung Deutschlands an das Ausland. 
Zahlenmaterial, aus dem die Entstehung dieser Sachlage sowie der Grad der Verschuldung 
Deutschlands beim Eintreten der Krise zu entnehmen sind, ist uns vorgelegt worden [. . .] Die Lage 
im Jahre 1931. Es ergeben sich für die kurzfristige deutsche Verschuldung - ohne die von der 
Reichsbank kürzlich aufgenommenen Kredite - für Ende Juli folgende Zahlen im Vergleich zu Ende 
Dezember 1930:
Kurzfristige Schuld Deutschlands (in Milliardeen RM)

31. Dez. 31. Juli
1930 1931

Kurzfristige Schulden der öffentlichen Verwaltung 
der Banken

1,1 0,8

a) laufende Rechnung und Akzeptverbindlichkeiten 7,0 -
b) sonstige Verbindlichkeiten 0,2 5,1
Sonstige kurzfristige Verbindlichkeiten 2,0 1,5

Gesamte kurzfristige Verschuldung 10,3 7,4
Demnach sind in den sieben Monaten etwa 2,9 Milliarden RM kurzfristige Gelder abgezogen 
worden. Außerdem hat das Ausland langfristige Anlagen in Deutschland, Pfandbriefe und 
dergleichen abgestoßen, und Deutsche haben lang- und kurzfristige Anlagen im Ausland erworben. 
Insgesamt dürften diese Bewegungen etwa dreieinhalb Milliarden RM ausmachen. Dieser Abfluß ist 
mit etwa einer Milliarde RM aus den Auslandsguthaben der Banken, mit zwei Milliarden RM aus 
den Guthaben der Reichsbank (einschließlich der etwa 630 Millionen RM, die der Reichsbank von 
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich und den Zentralbanken sowie einem New Yorker 
Syndikat durch Vermittlung der Golddiskontbank zur Verfügung gestellt worden sind) und der Rest 
aus anderen deutschen Guthaben im Auslande gedeckt worden.“ Nach: Das Baseler Gutachten 
über die deutsche Wirtschaftskrise, Frankfurt a. M. 1931, S. 15ff.; vgl. Ursachen und Folgen VIII 
S. 196ff.; Born S. 142ff.

2 In Basel war gefordert worden, „daß die Golddiskontbank nur Übernahme solcher Schulden sollte 
ablehnen können, bei denen der Schuldner bereits im Konkurs ist“. Tagesbericht Luthers vom 
15. 8. 1931, Nachlaß Luther 365. Zur Garantieübernahme der Golddiskontbank für einen Teil der 
gestundeten Kredite Born S. 149.

3 Am 10. 8. 1931 hatte Luther festgestellt, mit der Forderung nach Freigabe des Markguthabens (d. h. 
der Guthaben in Mark, über die ausländische Firmen in Deutschland verfügten) „durchlöchere“ die 
Gegenseite die Stillhaltung: „Das bedeutet entweder, daß die Mark ins Ausland gezogen und dort in 
Devisen verwandelt wird. Dann haben wir schlechte Markkurse oder müssen Devisen geben. Oder 
aber es bedeutet, daß die deutschen Exporte nicht mit Devisen, sondern aus den Markguthaben 
bezahlt werden.“ Die deutsche Seite bot zunächst „eine alsbaldige Freigabe von 10% jedes Kontos 
und mindestens 20000 Mark“ an. Tagesbericht Luthers vom 10. 8. 1931, Nachlaß Luther 365. 
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auf unsere Devisenbelastung. Ich stellte den Vorschlag zur Erörterung, jetzt 
alsbald 15% zu geben und dann in den einzelnen Monaten einen bestimmten 
Teilbetrag, der erhöht werden könnte, wenn unsere Deviseneingänge ein gewisses 
Maß überschreiten. Während die übrigen Herren zum Studium der Möglichkeiten 
in der Markfrage zurückblieben, ging ich mit Herrn Vocke in die Versammlung der 
Golddiskontbank und des Stillhaltekomitees.
Dort wurden die Zahlen von Schäffer vorgetragen, die ein Höchstrisiko bei der 
Golddiskontbank von 150 Millionen anzudeuten schienen. Alle Zweifel wurden 
betont, besonders auch, ob der Ausgangspunkt von 7,4 Milliarden als gesamte 
kurzfristige Verschuldung richtig ist. Das letztere unterstrich ich später noch, 
nachdem Ehrhardt mir mitteilte, daß die fortgesetzte Weiteraufarbeitung des 
Anmeldematerials in der Reichsbank z.T. erheblich höhere Zahlen zu ergeben 
schien. Gleichwohl erfolgte in der Golddiskontbankfrage eine Verständigung, 
namentlich auch so, daß die anwesenden Industrievertreter Kastl, Lammers und 
Haller zustimmten, wobei Lammers sagte, es sei jedenfalls eine Erleichterung.
Dann trug Hans Fürstenberg eine Berechnung vor, die große Sorgen wegen der 
Verlegung des Stichtages vom 13. Juli auf den 31. Juli hervorrief4 5, welche 
Verlegung in Basel als weniger bedeutungsvoll betrachtet worden war. Es ergab 
sich aus einer Aufstellung, daß die Verschlechterung gegenüber dem ursprüngli­
chen deutschen Angebot, dem Tiarks und Cannon ja ausdrücklich zugestimmt 
hatten, weit über IVz Milliarden ausmachte. Hans Fürstenberg hatte das schon 
gestern abend Jeidels gesagt; ich veranlaßte ihn, sofort wieder in Basel anzurufen. 
Nach 12 Uhr kam ich in die Kabinettssitzung. Es wurden gewisse Änderungen an 
dem Laytonschen Text gewünscht, die die praktische Annahme der französischen 
Texte zurückhalten sollten3. Ich trug dann die Gesamtsituation in der Stillhaltung 
vor. Der Kanzler, mit ihm das Kabinett, stimmten meiner Auffassung bei, daß die 
Dinge nunmehr an das Kreditkomitee in Basel gehen müßten, weil sie auf dem 
lediglich privatwirtschaftlichen Wege offenbar nicht zustande kommen. Es wurde 
über die gegenseitige Abhängigkeit des zu erwartenden Beschlusses des Kreditko­
mitees und der Stillhalteverhandlungen gesprochen.
Es wurde dann arrangiert, daß sowohl der Kanzler wie ich mit Dr. Melchior 
sprachen, der zu dem Zweck nach Lörrach herüberfuhr.
Währenddessen wurden in der Reichsbank die Verhandlungen in dem großen 
Kreis fortgesetzt. Anstelle eines Entwurfs von Hans Fürstenberg für eine Depesche 
nach Basel, der mir für den Außenstehenden nicht klar genug erschien, entwarf 
ich, in die Maschine diktierend, eine andere Depesche. Sie wurde dann die 
Grundlage weiterer Verhandlungen. Währenddessen wurde immer wieder mit 

4 Der Layton-Bericht legte der Stillhaltung den Umfang der Kredite am 31. 7. 1931 zugrunde. Daher 
mußten alle kurzfristigen Kredite, deren Fälligkeit zwischen dem 13. und 31. 7. 1931 lag, 
zuriickgezahlt werden. Born S. 147.

5 Ministerbesprechung am 16. 8. 1931, BA R 43 1/1450. Das Kabinett beschloß, Melchior, der dem 
Wiggin-Committee als deutscher Vertreter angehörte, darauf hinwirken zu lassen, daß das 
Sachverständigenkomitee auch die Reparationsproblematik erörtern dürfe. Nachdem Luthereinen 
pessimistischen Bericht über den Verhandlungsverlauf gegeben hatte, kam man überein, Melchior 
zu empfehlen, den Gläubigern ein deutsches Moratorium für Auslandsschulden anzudrohen. Vgl. 
Brüning S. 364.
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Basel telefoniert, wobei aus Basel der Wunsch kam, wir möchten doch recht bald 
die Depesche senden, auf die jetzt alle warteten. Dabei wurde festgestellt, daß die 
Depesche nicht ohne weiteres den anderen Nationen vorgelegt werden sollte, 
sondern daß man darüber im einzelnen und je nach der Entwicklung sich 
entscheiden wolle. Jeidels beantwortete die von mir in Gegenwart von Fürstenberg 
auf dessen Veranlassung gestellte Frage, ob er die von Fürstenberg zunächst in 
Aussicht genommene ultimative Form wünsche, mit Nein. Dann wurde ein 
Redaktionskomitee eingesetzt; praktisch beteiligten sich während eines späten 
Kaffeefrühstücks und danach an der Redaktion außer mir Vocke, Fürstenberg, 
Reinhart, Löb, Spiegelberg, Kastl, Dreyse. Der endgültige Text wurde in telephoni­
schen Abschnitten nach Basel gegeben6. Dabei wurde wegen des etwaigen 
weitestgehenden Entgegenkommens in der Markguthabenfrage noch eine beson­
dere Depesche beigefügt, die die letzte, einhellige Stellungnahme des größeren 
Kreises wiedergab.
Nachdem die Herren auseinandergegangen waren, und nachdem der letzte Teil 
der Depesche nach Basel durchgegeben war, fragte mich Fuchs noch einmal, ob 
die Dinge so aufzufassen seien, daß bei Nichtdurchsetzung aller dieser Punkte die 
Verhandlungen scheitern sollten. Darauf habe ich erwidert, so stände ja die Lage 
meines Wissens gar nicht; vielmehr solle doch jetzt alles an das Kreditkomitee 
gehen. Darauf teilte mir Fuchs mit, daß die Verhandlungen bereits im Kreditkomi­
tee geführt würden und daß die Herren Schlieper und Jeidels dort hingegangen 
seien, während er mit Herrn v. Wedel zurückgeblieben sei, um die Depesche 
aufzunehmen, die er jetzt gleich weitergeben wolle. Fuchs fragte mich noch wegen 
des Punktes der Zahlungsfreiheit für jeden, der zahlen wolle. Ich bestätigte ihm, 
daß in der Form, in der wir sie jetzt aufgenommen haben, es sich um eine 
Konstatierung handle, der natürlich die anderen zustimmen müßten.
Verabredet war vorher mit dem genannten engeren Kreis, daß wir uns notfalls in 
Dahlem bei mir treffen würden. Telefongespräche sollen zunächst zum Herrn 
Vizepräsidenten geleitet werden.

6 Hierin heißt es: „Diese Gesamtverschlechterung [des deutschen Vorschlages aufgrund der 
gegnerischen Forderungen] ist so groß, daß sie mit den Zwecken der Stillhaltung überhaupt nicht 
mehr in Einklang gebracht werden kann. Das deutsche Bankenkomitee kann sich auf keinen Fall 
mitverantwortlich machen für eine Regelung, die weder mit den Absichten und Formulierungen der 
Londoner Konferenz im Einklang ist noch überhaupt eine erfüllbare Zusage darstellen würde.“ 
Luther S. 208.

289.

17. 8. 1931: Tagesbericht des Reichsbankpräsidenten Luther

Nachlaß Luther 365.

Über die Sitzung mit dem deutschen Bankenkomitee, betreffend Stillhaltung, 
Deutsche Golddiskontbank usw., ist durch Geheimrat Müller Protokoll geführt, 
besonders auch über meine Zusammenfassung der Gesichtspunkte, die jetzt zur 
Erörterung stehen, am Schluß. Während der Sitzung rief Melchior an und teilte
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nochmals mit, daß gestern das große Komitee1, abgesehen von der Rückverwei­
sung an das Stillhaltekomitee (was der bestmögliche Weg gewesen wäre; sonst 
wäre eine Empfehlung des ausländischen Standpunktes zustandegekommen), den 
einen bestimmten Beschluß gefaßt hatte, daß er beauftragt worden sei, den 
deutschen Herren zu sagen, die Reichsbank möchte doch eine Verbindung mit der 
BIZ oder auch mit den Notenbankpräsidenten aufnehmen, um wenigstens in der 
Form eines gentlemen agreement die Erstreckung des Rediskontkredits auf 
6 Monate zu erreichen. Ich habe Melchior gebeten, das den deutschen Herren zu 
schreiben, und Fuchs, der ans Telefon kam, veranlaßt, sofort in diesem Sinne mit 
McGarrah zu sprechen, darauf hinweisend, daß nach dem Wortlaut der Londoner 
Beschlüsse2 der Rediskontkredit ja unter den Auspizien der BIZ zustande 
gekommen sei. In dem gleichen Telefongespräch habe ich mit Schlieper und den 
anderen Herren verabredet, und zwar nachdem dazu die ausdrückliche Zustim­
mung der Versammlung erfolgt war, daß die Herren gemäß ihrem Vorschlag für 
die Markguthaben nichts weiter als 20% alsbaldige Freigabe anbieten sollten3. Die 
endgültige Mitteilung des weiteren darüber, daß sich die Versammlung mit den 
gestrigen ablehnenden Beschlüssen durchaus nicht abgefunden habe, erfolgte erst 
durch Vocke und dann ergänzend noch durch Dreyse.

Beide Herren und auch Herr Fürstenberg haben telefonisch nach Basel die 
Aufforderung übermittelt, uns die Grundlage für die jetzt obwaltende Meinung 
wissen zu lassen, wonach es sich bei der Regelung des Stichtages vom 13. auf den 
31. Juli nicht, wie Hans Fürstenberg und die anderen Bankenvertreter gestern 
angenommen hatten, um fast 1 Milliarde, sondern nur um 2-300 Millionen handeln 
würde4. Wassermann hat mit Schlieper darüber gesprochen, was der Sinn der 
Freiwilligkeitsklausel sei5. Wassermann kam mit der Erklärung Schliepers zurück, 
daß er diese Klausel für das Harmloseste im ganzen Vertrag halte. Fuchs hatte mir 
umgekehrt gestern gesagt, daß er die Klausel für höchst unbequem, aber für nicht 
mehr abänderbar halte, und daß man schließlich damit werde durchkommen 
müssen. In der weiteren Diskussion der Versammlung hatte ich Veranlassung zu 

1 Die Vertreter der Banken waren am 14. 8. 1931 auf Einladung des Sachverständigenausschusses in 
Basel zusammengetreten. Die Verhandlungen beider Komitees liefen parallel zueinander, wodurch 
eine ständige Fühlungnahme gewährleistet war. Schulthess 1931 S. 508.

2 Vgl. Nr. 268 und 273.
3 Vgl. Nr. 288, Anm. 3. In diesem Punkt setzte sich der Sachverständigenausschuß schließlich gegen 

deutsche Widerstände durch, als das Scheitern der Verhandlungen drohte. Die Vereinbarung sah 
vor, daß alle Markguthaben, die zur Begleichung von Devisentermingeschäften dienen sollten, 
sofort freigegeben werden mußten. Von den Scheckguthaben waren sofort 25% freizugeben. Das 
Stillhalteabkommen vom 19. 8. 1931, PA, Büro RM 5 F, Bd. 2, Punkt 18b, S. 19f. Aus dieser 
Regelung ergab sich eine Devisenbeanspruchung der Reichsbank von zunächst etwa 300 Millionen 
RM; von den restlichen ca. 450 Millionen RM-Guthaben der Auslandsgläubiger sollten dann jeden 
Monat weitere 15% freigegeben werden. Schulthess 1931 S. 508 f.

4 Vgl. Nr. 288.
5 In Punkt 2 des Abkommens hieß es: „Der deutsche Bankenausschuß wird den Schuldnern in 

Deutschland und jeder ausländische Gläubigerausschuß wird den ausländischen Bankgläubigem 
seines Staates alsbald den Beitritt zu diesem Abkommen empfehlen . . .“ Das Stillhalteabkommen 
vom 19. 8. 1931 S. 4.
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betonen, daß die Moratoriumsfrage eine politische sei und auch, daß ich mir wegen 
einer Erstreckung der 6-Monatsfrist nichts mehr versprechen könne6.
In der Affiliationsfrage stellte Herr Haller die Frage, ob die Reichsbank, wenn die 
Affiliation nicht in das Abkommen mit einbezogen werde, ihm die nötigen Devisen 
zur Verfügung stellen werde7. Ich antwortete, daß eine solche Erklärung unmög­
lich abgegeben werden könne. Darauf erwiderte Herr Haller, dann müßten die 
Auslandsunternehmungen der deutschen Firmen die Exportdevisen, die sie 
verdienen, im Ausland behalten. Ich forderte Herrn Reichardt vom Wirtschaftsmi­
nisterium zu einer Äußerung auf, die nicht bestimmt ausfiel. Die Sitzung schloß, 
nachdem wir die schon erwähnten Feststellungen getroffen hatten.
Danach war Direktoriumssitzung in der Frage der Finanzierung. Aufgrund der 
durch die neue Notverordnung geschaffenen Lagerscheine wurde ein Betrag von 
100 Millionen Mark zur Verfügung gestellt8 9. Hinsichtlich der Rheinischen Landes­
bank trug Herr Vocke ein lebhaftes Telefonat des Herrn Hagen aus Karlsbad vor, 
wir müßten auf 100 Millionen gehen. Meine Stellungnahme mit 75 Millionen wurde 
gebilligt. Etwas später rief Herr v. Leyden an und teilte mir mit, daß die 
Gläubigerversammlung auf der Grundlage von 75 Millionen zustandegekommen 
sei. Ich telegrafierte entsprechend an Hagen?.
Um 1 Uhr Ministerrat10, in dem es sich um einige Punkte im nebenstehenden 
Bericht11 handelte. Ich bekämpfte besonders die Worte „heilsame Bewegung“ mit 
Bezug auf eine international garantierte Kreditgewährung, welcher Gedanke ja 
ganz von der Hauptidee des Baseler Kreditkomitees abführte.
Nach dem Ministerrat bat ich den Kanzler, in seinen bevorstehenden Besprechun­
gen mit Dr. Melchior darauf hinzuweisen, daß Mitte Februar als Endpunkt des 
Stillhalteabkommens sowohl jahreszeitmäßig wie politisch höchst unmöglich sei 
und deshalb auf eine Verlängerung um einige Monate zu drängen. Der Kanzler 
sagte das zu. Ich rief deshalb von der Reichsbank aus Reinhart an und legte ihm 
die Frage vor, ob er diesen Gesichtspunkt in die Depesche, die er zusammen mit 

6 Die Klausel für die Dauer des Abkommens lautete: „Die Laufzeit des Abkommens beträgt entweder 
sechs Monate, vom 1. September 1931 an gerechnet, oder entspricht der Laufzeit der unter den 
Auspizien der BIZ gewährten Vorschüsse der Zentralnotenbanken oder dem Plan, welchen der 
aufgrund der Anregung der Londoner Konferenz ernannte Finanzausschuß empfiehlt, mit der 
Maßgabe, daß die kürzeste dieser Fristen gilt. Die Laufzeit endet auch dann, wenn in Deutschland 
in irgendeiner Form ein allgemeines Moratorium erklärt wird.“ A. a. O. S. 9; vgl. Born S. 147 f.

7 Das Stillhalteabkommen vom 19. 8. 1931 bezog die deutschen Zweigniederlassungen und Tochterge­
sellschaften im Ausland nicht in die Stillhaltung ein. Dies wurde erst im „Deutschen Kreditabkom­
men 1932“ vom 1. 3. 1932 erreicht, der ersten Verlängerung des Stillhalteabkommens. Born S. 149.

8 Durch die Verordnung des Reichspräsidenten zur Erleichterung der Erntebewegung vom 6. 8. 1931 
(RGBl. 1931 I S. 433) wurde die „Deutsche Getreide-Handels-Gesellschaft mbH“ ermächtigt, 
Lagerscheine auszustellen, die durch Indossament (= Anweisung, daß der Schuldner der 
verbrieften Forderung nicht an den bisherigen Gläubiger, sondern an einen Dritten zahlen solle) 
übertragen werden konnten.

9 Zur Sanierung der Landesbank der Rheinprovinz mußte die Reichsbank ihren am 11. 7. 1931 
gewährten Rediskontkredit von 30 Millionen RM auf 75 Millionen RM aufstocken. Auch das Reich 
und Preußen waren zu weiteren Hilfsmaßnahmen gezwungen. Born S. 163 f.

10 Ministerbesprechung am 17. 8. 1931, 13 Uhr, BA R 43 1/1451.
11 Nicht abgedruckt. Inhalt der Besprechung war die Lage in Basel.
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Löb absenden wollte, einfügen wollte. Bald darauf rief mich Löb an und teilte mit, 
daß beide Herren sich dahin verständigt hätten, den Gesichtspunkt, der doch mehr 
politischer Art sei, nicht aufzunehmen.

Inzwischen hatte Fuchs mit Dreyse gesprochen und folgendes mitgeteilt: Der 
Vorschlag, betreffend die Markguthaben, sei mit stärkster Ablehnung von den 
übrigen Nationen aufgenommen worden. Man habe erklärt, daß man dann eben 
über diese Frage eine Einigung nicht zu Wege bringen könne und ohne Einigung 
über diesen Punkt auseinandergehen müsse. Schlieper, Jeidels und Fuchs seien 
bereit, das nunmehr geplante Dokument, dessen beabsichtigte Überschrift mitge­
teilt wurde, von sich aus zu unterzeichnen oder, richtiger gesagt, zu paraphieren. 
Ich rief, als mir Herr Dreyse erzählte, daß schon um 3 Uhr dieser Abschlußakt 
vollzogen werden sollte, bei dem die drei Herren die Verantwortung auf sich zu 
nehmen beabsichtigten, obwohl Herr Dreyse auf die mangelnde Zustimmung des 
Berliner Komitees aufmerksam machte, sofort wieder Basel an. Jeidels war am 
Telefon, und ich konnte ihm die von Reinhart und Löb entworfene Depesche, die 
auf eine bei Abschluß der Verhandlungen abzugebende Erklärung, betreffend die 
Verlängerung nach Ablauf von sechs Monaten, hinzielte, vorlesen. Ich bat ihn 
dringend, aus politischen Gründen in diesem Sinne noch zu tun, was er könnte, 
obwohl er seinerseits bemerkte, das gehöre wohl mehr in das große Kreditkomitee, 
damit auch seinerseits meine Ausführungen von heute morgen bestätigend, daß 
diese Frage für das Stillhalteproblem selbst nicht so wichtig sei. Währenddessen 
kam London, und Sprague sprach. Die Bank von England war inzwischen von der 
BIZ angefragt worden wegen einer Verlängerung eines Kredits. Sprague schlug 
vor, in den Text des Dokuments hineinzusetzen, daß auf eine teilweise Verlänge­
rung des Rediskontkredits gesehen würde, um die sechs Monate in Lauf zu halten, 
und schlug gleichzeitig als Ergänzung der gestern getroffenen Verabredung vor, 
die Reichsbank möchte nach drei Monaten etwa 20% zurückzahlen, was einen 
guten Eindruck machen werde, und den Rest verlängern. Ich erwiderte, daß die 
Frage der Markguthaben in Basel offen geblieben sei. Sprague wußte dies nicht, 
erkannte aber sofort an, daß hier ein Hindernis für eine derartige Erklärung vorlag. 
Ich gab dann noch an Jeidels die Anregung weiter, den Text des Dokumentes 
entsprechend zu ändern, was ja mit früheren eigenen Anregungen der deutschen 
Herren in Basel übereinstimmte.

Diese ganzen Gespräche [wurden] unter Mithören in Anwesenheit von Herrn 
Dreyse geführt. Dreyse berichtete dann noch über die Verhandlungen betreffend 
Karstadt.

Wie ich nachmittags zur Sitzung über die Gemeindefinanzen in der Reichskanzlei 
war, teilte mir Herr Dreyse telefonisch mit, Melchior habe angerufen und dem 
Wunsche Ausdruck gegeben, es möchte noch eine Erklärung von mir persönlich 
nach Basel kommen, ob es nicht möglich sei, in der Frage der Markguthaben 
weiter entgegenzukommen. Aufgrund dieser Mitteilung und dem dazu gegebenen 
Gesamtbild habe ich dann mit dem Kanzler gesprochen und dem Kanzler gesagt, 
ich sähe jetzt vielleicht zwei Möglichkeiten. Vielleicht sei es angesichts des 
Wunsches von Wiggin möglich, mit einem weitergehenden Angebot in der 
Markguthabenfrage das ganze Stillhalteabkommen zustande zu bringen, oder aber 
wir hätten den Weg stark zu betonen, wie unbefriedigend die bisherigen 

902



Tagesbericht Luthers 18. 8. 1931 290.

Ergebnisse seien, und zu verlangen, daß wir darüber erst einmal in Berlin uns 
aussprechen müßten. Der Kanzler empfahl mit Rücksicht auf die gesamte Lage 
den zweiten Weg, und auch Bülow, mit dem ich auf Veranlassung des Kanzlers 
sprach, stellte sich auf denselben Standpunkt. Darauf rief ich Melchior an und 
sagte ihm etwa dieselben Gedankengänge, die ich in dem Entwurf, den ich 
gleichzeitig diktiere, niedergelegt habe. Melchior machte darauf den Vorschlag, 
daß um der allgemeinen Atmosphäre auch für das große Komitee Schlieper 
dabliebe, daß nichts unterschrieben würde, daß Jeidels aber nach Berlin führe. 
Tatsächlich waren die Mitglieder des Stillhaltekomitees anscheinend schon ganz 
auseinandergespritzt. Wir verständigten uns dann noch, daß auch Fuchs nach 
Berlin kommen möchte, worüber Melchior sofort mit ihm sprechen wollte, 
v. Wedel aber dabliebe. Ich verständigte Dreyse und beraumte Sitzung auf morgen 
früh I/211 Uhr an12.
Die Besprechung über die Gemeindefinanzen13 ergab nur ein allgemeines schweres 
Bild und die Erklärung des Kanzlers, daß die grundsätzlichen Entscheidungen in 
den nächsten zwei bis drei Wochen fallen müßten. Über die unmittelbar 
bevorstehende Not einer Reihe von Gemeinden soll aufgrund besonderer Verhand­
lungen besonders hinweggeholfen werden.

12 Vgl. Nr. 290.
13 Ministerbesprechung am 17. 8. 1931, 16 Uhr, BA R 43 1/1451. Brüning betonte im Verlauf der 

Diskussion, daß „finanzielle Stockungen in großen Städten [. . .] unter allen Umständen verhütet 
werden“ müßten und stellte abschließend fest, daß innerhalb der folgenden 2 bis 3 Wochen den am 
schlimmsten betroffenen Gemeinden vorläufig geholfen werden und die „große Frage der 
Gemeindesanierung [. . .] binnen 3 Wochen erledigt sein“ müsse.

290.

18. 8. 1931: Tagesbericht des Reichsbankpräsidenten Luther (Auszüge)

Nachlaß Luther 365. Anstreichungen.

[• • •]*

In der Reichskanzlei, wo der Reichskanzler inzwischen mit den Ruhrindustriellen 
sprach1 2 - ich hatte schon vorher dort Reusch flüchtig gesehen; der Versuch einer 
Verabredung am Nachmittag oder Abend mißlang dann leider infolge meiner 
Inanspruchnahme -, begann die Besprechung dann damit, daß Jeidels berichtete. 
Es war das um etwa 1.30 Uhr. Ich faßte die Dinge dahin zusammen, wir sollten 
noch den ganz ernsten Versuch machen, in der Affiliationsfrage gemäß der vorher 
in der Reichsbank besprochenen, von Jeidels entworfenen und von Wassermann 
und Ritscher mit kleinen Veränderungen vorgesehenen Formulierungen durchzu­
kommen und dann gleichzeitig gemäß dem Fuchsschen Vorschlag von vor einigen 
Tagen als Freigabe der Markguthaben anbieten: 20%, 4 mal 5% und einmal 10%.

1 Der erste Teil des Tagesberichts bezieht sich auf die Markguthaben- und Affiliationsfrage. Vgl. 
Nr. 288, Anm. 3, und Nr. 289, Anm. 3 und 7.

2 Nr. 291.
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Auf Vorschlag Dietrichs wurde das in 20%, 10% und 4 mal 5% verwandelt. 
Gleichzeitig sollte dann eine gewisse Erklärung abgegeben werden, die sich an die 
Schlußerklärungen Brünings in London anschloß. Für den Fall dagegen, daß in der 
Affiliationsfrage nichts erreicht würde, sollte es bei dem jetzigen Angebot von nur 
20% bleiben und außerdem eine erheblich verschärfte Erklärung abgegeben 
werden. Jeidels drängte dieser interimistischen Zusammenfassung gegenüber 
immer wieder darauf, doch eine Vollfreigabe der Reichsmarkguthaben zuzugeste­
hen, wenn auch in neun Monaten. Es wurde dabei erwogen, daß eine solche 
Vollfreigabe gewisse günstige psychologische Wirkungen ausüben könne, die die 
daraus entstehende Last in der Praxis geringer machen könne als der mehr 
zurückhaltende Vorschlag. Ich gab schließlich zu, daß das irrationale Moment 
nicht abschätzbar sei, und erklärte mich schließlich mit Dreyse dahin einverstan­
den, daß dieser weitergehende Vorschlag anstelle des Fuchsschen Vorschlages 
gemacht werden sollte. Diese Stellungnahme, die vom Kanzler in der Linie seiner 
allgemeinen Politik empfohlen worden war, wurde dann gegen 3 Uhr nach Basel 
gegeben, wobei im übrigen so verfahren [worden] war, wie ich es vorhin 
zusammengefaßt hatte.
[• • J3
Um 4 Uhr begann dann die Besprechung in Sachen der Bankenaufsicht usw. mit 
den Sachverständigen4. Aus den Äußerungen möchte ich folgendes feststellen: 
Sowohl Dernburg wie Reinhart wandten sich besonders stark dagegen, jetzt 
irgendetwas Organisierendes zu tun. Ich meinerseits hatte zwischendurch die 
Sachverständigen folgendes gefragt: Auch wenn man davon ausgehe, daß nach 
solchen Ereignissen, wie sie jetzt waren, etwas Organisierendes werde geschehen 
müssen, so bäte ich um Äußerung, ob man den jetzigen Zeitpunkt für etwas 
endgültig Gestaltendes als geeignet erachte, und, falls nein, welche Maßnahmen 
alsbald empfohlen werden würden, wobei ich besonders auf gesteigerte Auskunfts­
pflicht der Banken hingewiesen habe. Pferdmenges warnte davor, aus den 
Eindrücken des Augenblicks endgültige Entscheidungen zu treffen, wie etwa über 
die Schaffung besonderer Depositenbanken oder Depositenabteilungen in den 
einzelnen Banken (letzterer ein von Dernburg zur Erörterung gestellter Gedanke). 
Pferdmenges sprach aus, wir seien nicht reich genug, um besondere Depositenban­
ken zu haben. Ernsthaft für die Einrichtung eines Bankenaufsichtsamts5 äußerte 
sich Hilferding, der der Meinung war, die Befugnisse dieses Amtes müßten sich 
erst aus seiner Tätigkeit ergeben. Das Bankenaufsichtsamt müsse ein gutes 
Befragungsformular herstellen; und ferner müßten seine Befugnisse auch dahinge­
hen, festzustellen und darauf hinzuzeigen, wann dieselben Kreditoren bei ver­
schiedenen Banken [verschuldet] seien oder wenn eine Fehlleitung von Kapital zu 
erkennen sei, durch die verschiedene Banken6 wirtschaftliche Unternehmungen in 
gleicher Art, und zwar im ganzen über den Bedarf hinaus, finanzierten. Was die

3 Ablehnende Stellungnahme zu der in Genf erhobenen Forderung nach „alsbaldiger Vollfreigabe“ 
der Markguthaben.

4 Sitzung des Wirtschaftsausschusses des Reichskabinetts am 18. 8. 1931, 15 Uhr, BA R 43 1/1451; 
Auszug in Born S. 220 ff.

5 Vgl. Nr. 281, Anm. 3.
6 Im Original „in den verschiedenen Banken“.
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Organisation dieses Bankenaufsichtsamtes anbeträfe, so könne er sich sehr wohl 
denken, daß es eine Abteilung der Reichsbank sei. Das könne gegenwärtig aber 
nicht gelten mit Rücksicht auf die völlige Autonomie der Reichsbank, weil das 
Bankenaufsichtsamt, das eine Stelle mit bankpolitischen Überlegungen sein soll, 
wenn auch in engstem Konnex mit der Reichsbank, so doch der Reichsregierung 
untergeordnet sein müsse. Ministerialdirektor Ernst wies auf die Einrichtung des 
Börsenkommissars hin, der keine gesetzlichen Befugnisse habe, sondern gewisser­
maßen nur ein Gesandter des Staates bei der Börse sei. Professor Stein sprach 
davon, es seien jetzt wohl sämtliche Kreditinstitute unechte Hypothekenbanken 
geworden. Als er auch von der Übersetzung der Banken sprach, wurde ich wegen 
eines Anrufes aus Basel herausgerufen. Hackeisberger äußerte, indem er sich auch 
gegen die Ausbildung von besonderen Bankentypen wandte, die Danatbank habe 
gerade dadurch an Vertrauen verloren, daß sie mit Rücksicht auf das, was über die 
Neubildung von Kapital bei ihr bekanntgeworden sei, wie eine Hausbank einer 
bestimmten Industriegruppe erscheine. Einleitend hatte ich, als von Regierungs­
seite sich niemand als vorbereitet erwies, mit wenigen Sätzen auf die Einrichtun­
gen im Ausland in Sachen Bankengesetzgebung und Bankenaufsicht hingewiesen. 
Ich habe nicht der ganzen Sitzung beigewohnt.
Einmal wurde die Sitzung auf längere Zeit unterbrochen, weil ein neuer Text für 
den Bericht des Wiggin-Komitees7 kam, in dem das Wort „jährliche Verbindlich­
keiten“ sich fand, das als Hinweis auf Reparationszahlungen wirkte. Es wurde 
dann als englischer Text festgestellt „annual commitments“, und natürlich war es 
so, daß diese Formulierung, unter der die Amerikaner und Engländer, wie 
mitgeteilt wurde, die Reparationsleistungen nicht verstanden wissen wollten, den 
Franzosen die Zustimmung ermöglichen sollte. Sinngemäß wurde dann von uns 
übersetzt „jährlich wiederkehrende Verbindlichkeiten“, indem der Gegensatz zu 
den Rückzahlungen kurzfristiger Schulden sich aus dem weiteren Text ergab.
Kurz vor Beendigung der Besprechung mit den Banksachverständigen kam dann 
die Nachricht aus Basel, daß das Wzggm-Komitee auch die Stillhaltefrage beraten 
und dabei jede Berücksichtigung der Affiliationen abgelehnt, hinsichtlich der 
Markguthaben aber die Forderung aufgestellt hatte, daß 25% alsbald freigegeben 
werden sollten und in den folgenden Monaten je 15%8. Das alles bezog sich, wie 
allerdings erst viel später ermittelt wurde, nur auf die Scheckguthaben, während 
die Termingelder, soweit sie bereits fällig geworden waren, sofort freigegeben 
werden sollten und im übrigen nach Maßgabe der künftigen Fälligkeiten. 
Gemildert war die Sache nur dadurch, daß durch ein Verfahren der Reichsbank 
gegenüber den anderen Notenbanken, das nach mündlichen Erläuterungen aus 
Basel lediglich auf die Erklärung der Reichsbank hinauskam, die Währung sei in 
Gefahr, eine einmalige Hinausschiebung der Freigabe um einen Monat ermöglicht 
werden sollte. Also, wie ich sofort sagte, die Formel wie im Young-Plan. Ferner 
wurde die Reichsbankgarantie - nicht für das Kapital - aber für die etwaige 
Kursdifferenz gefordert. Hinsichtlich der Reichsbankgarantie wurde im Laufe der 
Zeit festgestellt, daß es ganz unmöglich war, eine Veränderung in Basel zu 
erreichen, worauf auch Herr Dreyse davon Abstand nahm. Ich persönlich sah von 

7 Der sogenannte Layton-Bericht. Vgl. Nr. 288, Anm. 1.
8 Vgl. Nr. 289, Anm. 3.
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vornherein bei allen schweren Bedenken doch auch den Gegengesichtspunkt, daß 
es vielleicht die einzige Vorschrift sei, vermittels derer der volle Abzug der 
Markguthaben aus Deutschland etwas vermindert werden könnte. In dem kleinen 
Kabinettskreis, der zusammenblieb, wurde die Frage grundsätzlich erörtert. Ich 
muß hier nachholen, daß Melchior mit aller Bestimmtheit sowohl dem Kanzler 
gegenüber wie mir erklärt hatte, das Wiggins-Komitee werde seinen Bericht nicht 
unterzeichnen, wenn das Stillhalteabkommen nicht vorher zustandegekommen 
sei. So hatte, wie Melchior mitteilte, das Komitee beschlossen. Im Regierungs­
kreise unter Beteiligung von Dreyse, den ich wieder zur Reichskanzlei herüberge­
beten hatte, und mir wurde die Sachlage erwogen. Der Kanzler stellte sich auf den 
Standpunkt, daß der Bericht des Wiggins-Komitees immerhin einen bemerkbaren 
Fortschritt darstelle und daß der jetzige Zeitpunkt allgemein politisch nicht 
geeignet sei, um einen Bruch eintreten zu lassen. Dabei wurden die wirtschaftli­
chen Erwägungen, die so sehr gegen eine alsbaldige und überhaupt zu starke 
Inanspruchnahme der Reichsbank durch Devisenabzüge sprachen, ebenfalls, wie 
schon in all den vorhergehenden Besprechungen, gewürdigt. Ich sprach, nachdem 
die grundsätzliche Stellungnahme der Reichsregierung feststand, deren Gewicht 
Dreyse und ich uns nicht entziehen konnten, aus, daß der beste Weg, um 
festzustellen, ob es den anderen mit ihrer Behauptung, wir sähen die ganze Lage 
zu ungünstig an, und es würden nicht so viele Markguthaben abgezogen werden, 
ernst sei, der sei, vorzuschlagen, daß jede Freigabe von Markguthaben dann 
aufhören solle, wenn der freie Bestand der Reichsbank an Gold und Devisen unter 
eine bestimmte Zahl sänke - wir erwogen 1000 oder 900 Millionen -, und dann erst 
wieder beginnen solle, wenn z. B. 100 Millionen mehr wieder da wären. Als dieser 
Gedanke mehrfach als mein Vorschlag bezeichnet wurde, wehrte ich mich 
dagegen und sagte, daß es nur eine Nothilfe sei, auf die ich gekommen sei, um 
einen Ausweg zu zeigen. Es begannen darauf wieder endlose Gespräche mit Basel, 
die vorwiegend Dreyse führte. Dabei stellte sich heraus, daß auf dem von mir 
angeregten Wege auch nicht voranzukommen war. Die Basler Unterhändler, 
namentlich Fuchs, sahen auch die von mir von vornherein erwarteten Bedenken, 
daß man dann in die Ausweise der Reichsbank hineinreden könne und damit auch 
in die Bankpolitik der Reichsbank, als zu schwerwiegend an. So tauchte vielmehr 
der Gedanke auf, die verlängerte Wartezeit um einen Monat auf drei Monate zu 
erstrecken und so praktisch auf die 9 Monate zurückzukommen. Dieser Gedanke 
nahm im weiteren Verlauf noch die günstigere Gestalt an, daß ein an sich 
unbegrenztes Hinausschieben von Monat zu Monat vorgesehen wurde, aber 
freilich nur bis zum Ablauf der 6 Monate. Die Frage, was nach Ablauf der 
6 Monate werden sollte, war von Herrn Cannon, mit dem Herr Schlieper immerfort 
verhandelte, dahin beantwortet worden, der Rest, der dann noch übrig sei, würde 
eben das Schicksal aller Forderungen nach Ablauf der 6 Monate teilen. Herr 
Jeidels kam auf meine Einladung zur Reichskanzlei und unterstützte stark die 
Annahme der Basler Bedingungen. Es bleibe nichts weiter übrig, als gute Miene 
zum bösen Spiel zu machen. Auch Herr Löb und Herr Lammers, die noch gebeten 
wurden, stellten sich auf diesen Standpunkt. Schließlich fanden von dem kleinen 
Besprechungszimmer aus die Schlußerörterungen statt durch mich, Dreyse, 
Schäffer und Löb. Erst dabei wurde an Hand des inzwischen im Wortlaut 
durchgegebenen und von der Reichsbank herübergeschickten Textes und durch
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Besprechungen über diesen Text mit Basel festgestellt, daß die fälligen Termingel­
der sofort bezahlt werden sollen. Alle Basler Herren redeten dringend zu, auch 
diese Variante noch mit in Kauf zu nehmen. So wurde schließlich Herrn Schlieper 
gegenüber die Vollmacht ausgesprochen, in diesem Sinne zum Abschluß zu 
kommen.
Zwischendurch war einmal die Bemerkung gekommen, daß die Drohung, die 
Herren des Wiggin-Komitees würden abreisen, wenn nicht das Stillhalteabkom­
men noch heute abend fertig würde9, doch nicht ganz ernst zu nehmen sei. Ich 
fragte darauf Melchior, ob er von einer Vertagung auf morgen sich irgendwelchen 
Nutzen verspräche. Er erwiderte bestimmt, daß seines Erachtens die Situation, 
wenn eine Vertagung auf morgen erfolge, sich nur verschlechtern könne.
Ein anderer, fortgesetzt behandelter Punkt war die von unseren Vertretern, sei es 
durch Melchior im Wiggins-Komitee, sei es durch Fuchs und Schlieper in den 
Stillhalteverhandlungen abzugebende Schlußerklärung, in der die Verantwortung 
für den Vorschlag, der ja ausdrücklich vom Wiggin-Komitee unterstützt worden 
war - Schlieper unterstrich stark dies Wort „supported“ - von uns den anderen 
zugeschoben wurde. Ein mit der Reichsregierung unter Federführung von Trende­
lenburg gemachter Text wurde durchgegeben. Aus Basel kam ein Gegenvorschlag. 
Der Kanzler, der sich inzwischen in die Wohnung zurückgezogen hatte, erklärte 
aber auf Befragen, daß er seinen Text vorzöge und daran festhalte. Das vertrat 
dann Schäffer gegenüber Basel.
Nachdem gegen 11 Uhr die Dinge so weit waren, daß Schlieper mit Cannon einig 
war und Fuchs und Melchior diesen Vorschlag unterstützten, blieben dann nur 
Schäffer und Planck zurück, während Dreyse zur Reichsbank und ich nach Haus 
fuhr. Um 12 Ui Uhr rief mich Schlieper in der Wohnung an und teilte mit, daß, 
nachdem die materielle Einigung innerhalb des Stillhaltekomitees zustandegekom- 
men sei, der Bericht des Wiggin-Komitees nunmehr unterschrieben worden sei10. 
Mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten der Formulierung und auf die allgemeine 
Ermattung solle der Abschluß der Stillhalteverhandlungen erst am Mittwoch 
vormittag11 erfolgen. Ich hatte übrigens in meinem letzten Gespräch von der 
Reichskanzlei aus mit Schlieper nochmals festgestellt, daß es sich lediglich um 
eine Empfehlung der deutschen Delegierten handelte und das Abkommen nicht 
etwa seinen Charakter verändert hätte. Schlieper betonte darauf, wie es die Basler 
Herren ja immer getan haben, daß es Berlin völlig frei bleibe, anzunehmen oder 
abzulehnen.

9 Im Tagesbericht vom 19. 8. 1931 trug Luther nach, daß Wiggin persönlich bei der deutschen 
Delegation gewesen sei und erklärt habe, der Sachverständigenausschuß werde den Bericht nur 
dann unterzeichnen, wenn das Stillhalteabkommen zustande komme. Auch Francqui habe 
mehrfach mit seiner Abreise gedroht. Nachlaß Luther 365.

10 Text des Layton-Berichts in Das Baseler Gutachten und die deutsche Wirtschaftskrise, Frankfurt 
1931. Zusammenfassung in Schulthess 1931 S. 508 ff.; Auszug in Ursachen und Folgen VIII 
S. 196 ff.; Lüke S. 330 ff. Zur Beurteilung Luther S. 204 ff.; Bennett S. 286 ff.; Born S. 142 ff.

11 19. 8. 1931. Da die Laufzeit des Abkommens noch längere Zeit umstritten blieb, wurde es erst am 
9. 9. 1931 von den beteiligten deutschen Stellen unterzeichnet; es trat am 17. 9. 1931 in Kraft. 
Schulthess 1931 S. 201, 514. Dazu Tagesberichte Luthers vom 3. 9. und 4. 9. 1931, Nachlaß Luther 
366. Erste Maßnahme der Reichsregierung in der Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
der Durchführung des Stillhalteabkommens vom 9. 9. 1931, RGBl. 1931 I S. 489, sowie die 
Durchführungsverordnung vom selben Tag, ebenda S. 490.
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18. 8. 1931: Niederschrift des Ministerialdirektors v. Hagenow über 
eine Besprechung des Reichskanzlers Brüning mit Vertretern des 

Stahlwerks-V erbandes1

BA R 43 1/1139. Handschriftliche Korrekturen und Ergänzungen.

Anwesend die Herren:
Reichskanzler Dr. Brüning, Reichsarbeitsminister Dr. Stegerwald, Staatssekretär 
Dr. Trendelenburg, Ministerialdirektor Dr. v. Hagenow, Ministerialrat Vogels von 
der Reichskanzlei.
Ferner folgende Vertreter der Industrie:
Dr. Silverberg, Springorum, Ernst Poensgen, Peter Klöckner, Dr. Vogler, Geheim­
rat Reusch und Dr. Reichert.
Nach Eröffnung der Sitzung legte Dr. Vogler die Verhältnisse der rheinisch­
westfälischen Industrie dar und führte aus, daß es notwendig sei, den Inlands­
markt zu beleben. Deutschland werde zur Zeit mit fremdem Eisen überschwemmt. 
Was die Kohle angehe, so müsse die Preisfrage auf gerollt werden. Es sei den 
Unternehmungen nicht möglich, die Frage des Absatzes einer befriedigenden 
Lösung zuzuführen, da man die Preisfrage wegen der bestehenden Bindungen 
nicht angreifen könne. Die Industrie sei auf diesem Gebiete bei Kohle und Eisen 
einfach machtlos. Im Herbst werde erneut eine Entlassungswelle einsetzen, wenn 
nicht irgendwie Hilfe käme. Es müßten energische Maßnahmen zur Belebung des 
Marktes ergriffen werden, um den Binnenmarkt einer Gesundung zuzuführen. 
Notwendig werde es sein, mit den Arbeitnehmern Akkorde abzuschließen, um die 
Lohn- und die Arbeitszeitfrage einer, den gegenwärtigen Verhältnissen angepaß­
ten Regelung zuzuführen. Die Erzbestände auf Lager hätten etwa einen Wert von 
400 Millionen RM. Die Vorratsbildung gehe über das Normale hinaus. Die 
Mehrerzeugung betrage etwa 7-8 Millionen Tonnen nach Abzug des Normalmehr­
bedarfs. Der Buchwert für Koks belaufe sich auf 12 Mark, für Stabeisen auf 
100 Mark und für Roheisen auf 60 Mark. Namens der erschienenen Vertreter 
sprach Dr. Vogler die dringende Bitte aus, daß von der Reichsregierung - 
insbesondere auch im Wege der Arbeitsbeschaffung2 - energische Maßnahmen in 
Angriff genommen würden, um einen Zusammenbruch der Industrie im Westen zu 
vermeiden.
Der Reichskanzler erwiderte, daß es notwendig sei, über die angeschnittenen 
Fragen sich offen auszusprechen. Bei der westfälischen Industrie läge zur Zeit eine 
ähnliche Lage vor wie bei den Banken. Man könne aber nur dann zu einer 
Regelung kommen, wenn klare Verhältnisse geschaffen würden. Zunächst sei zu 
erwägen, die auf Lager gelegten Bestände abzuschieben. Es handle sich hier 
gewissermaßen um totes Kapital, das in irgendeiner Form Verwertung finden 
müsse. Er könne nicht zugeben, daß die Lohnfrage entscheidend sei. Gegenwärtig 

1 Im Original irrtümlich handschriftlich korrigiert „der vereinigten Stahlwerke“. Den Vereinigten 
Stahlwerken gehörten von den Gesprächsteilnehmern lediglich Poensgen und Vogler an.

2 Parenthese handschriftlich eingefügt.
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würden für die auf Lager vorhandenen Bestände von etwa 4—500 Millionen RM 
10% Bankzinsen gezahlt werden. Dies sei ein unmöglicher Zustand3.
Demgegenüber erwiderte Dr. Vogler, daß die Berechnung der Bankzinsen nicht 
stimme. Die Belastung der Bestände sei lange nicht so groß, wie sie anscheinend 
von der Regierung angenommen werde. Der Industrie werde sofort Hilfe entste­
hen, wenn 100 000 Arbeiter entlassen würden.
Was die Erzbestände angehe, so sei man gezwungen, sich diese Bestände zu 
sichern. Die Erzvorräte reichten aber nur für 7-8 Monate aus. Man könne also 
nicht zugeben, daß zu viel Bestände auf Lager seien. Im übrigen sei man durchaus 
bereit, die Vorräte soweit, wie es überhaupt nur möglich sei, zu verkaufen.
Der Reichskanzler legte noch einmal dar, daß es notwendig sei, die Haldenbe­
stände in irgendeiner Form zu mobilisieren4. Sodann kam der Reichskanzler auf 
die Russenaufträge zu sprechen und setzte auseinander, daß es schwer halten 
werde, diese Aufträge weiter zu finanzieren.
Klöckner bemerkte, daß die Frage des Abstoßens von Vorräten leider negativ 
beantwortet werden müsse. Es werde keine Absatzmöglichkeit, weder im Inland 
noch im Ausland, gegeben sein. Im übrigen sei die Industrie zur Zeit auf die 
Russenaufträge angewiesen. Ende September sei man mit den Russenaufträgen 
fertig. Infolgedessen sei es notwendig, neue Russenaufträge für die spätere Zeit 
hineinzunehmen5. Die Russenaufträge könnten auf keinen Fall entbehrt werden. 
Mit Schweden müsse ein Abkommen wegen der Erzlieferung getroffen werden. Es 
sei notwendig, daß Erze für 1-2 Jahre nicht geliefert würden. Ferner müsse auch 
die Eisenbahn weitgehende Aufträge für das ganze deutsche Gebiet erteilen. Zur 
Zeit scheide die Eisenbahn als Abnehmer für die industriellen Werke vollkommen 
aus.
Der Reichskanzler betonte, daß er hinsichtlich der Russenaufträge aus außen­
politischen Gründen keine Möglichkeit sehe. Die ganze Welt habe diese Aufträge 
nicht verstanden. Man nehme an, daß die Aufträge zu Rüstungszwecken Verwen­
dung finden, das habe unserer Außenpolitik sehr geschadet. Die Finanzierung der 
Russenaufträge werde daher kaum möglich sein6.

3 Den Memoiren Brünings zufolge, brachte dieses Gespräch für ihn „eine Enthüllung der katastro­
phalen Lage der Vereinigten Stahlwerke. Das HickProblem und das Problem Otto Wolff wurden 
mir plötzlich klar. Beide zusammen hingen mit nahezu 400 Millionen Mark Spekulationskredit bei 
den Großbanken“. Brüning S. 365; an dieser Stelle erläutert Brüning seine Absichten zu einer 
Reorganisation der rheinisch-westfälischen Industrie.

4 Vgl. Brüning S. 238.
5 Am 14. 4. 1931 war zwischen einer Delegation des Obersten Volkswirtschaftsrats der UdSSR und 

Vertretern der deutschen Industrie ein Handelsvertrag abgeschlossen worden, der zusätzliche 
russische Aufträge für den Zeitraum vom 15. 4. bis 31. 8. 1931 vorsah. Schulthess 1931 S. 104 ff. Am 
14. 11. 1931 begannen neue deutsch-sowjetische Wirtschaftsverhandlungen in Berlin, die zur 
Unterzeichnung eines Protokolls am 22. 12. 1931 führten. Schulthess 1931 S. 272.

6 Der deutsche Botschafter in Moskau, v. Dirksen, setzte sich demgegenüber für eine Ausweitung der 
deutsch-sowjetischen Wirtschaftsbeziehungen ein. Schon am 22. Juli 1931 hatte er an Frhr. 
v. Wangenheim geschrieben (vgl. Nr. 205a, Anm. 18), im Falle eines Scheiterns der Kreditverhand­
lungen in Paris und London müßte Deutschland vom Goldstandard abgehen und scharfe 
Handelskontrollen einführen: „Die Notwendigkeit der Kontrolle der Aus- und Einfuhr ist nichts 
anderes als ein Außenhandelsmonopol; und zu diesem müßten wir natürlich greifen, wie jeder
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Geheimrat Reusch führte aus, daß unbedingt alle Maßnahmen ergriffen werden 
müßten, um den Inlandsmarkt zu beleben. Die Löhne und Gehälter seien zu [sehr] 
gesunken, um eine Verbilligung herbeizuführen. Die Selbstkosten müßten gesenkt 
werden, um vernünftige Tarife zu erzielen. Der gegenwärtige Zustand der 
Gesetzgebung verursache die große Anzahl der Arbeitslosen7.

Staat, der es sich nicht leisten kann, alles einzuführen, was jedem seiner Bürger gerade Spaß 
macht. Das Vorhandensein des Außenhandelsmonopols gibt uns natürlich all die Möglichkeiten, die 
die Sowjetregierung aus ihm zieht; vor allem können wir dadurch unsere Käufe dort placieren, wo 
es uns Spaß macht, ohne daß wir des Bruchs der in den einzelnen Handelsverträgen vorgesehenen 
Meistbegünstigungsklauseln beschuldigt werden könnten. Und damit bin ich auf die Ostpolitik 
gekommen. Wir würden natürlich trachten müssen - im Falle des Nichtzustandekommens einer 
großen Anleihe - unsere Ausfuhr zu unseren bisherigen Abnehmern nicht nur aufrechtzuerhalten, 
sondern sie nach Möglichkeit zu steigern und sei es selbst durch Dumping. Wir müßten aber 
darüber hinaus noch alle denkbaren Möglichkeiten zur Hebung unserer Ausfuhr erschließen, um 
die Zahl der Arbeitslosen zu verringern und unserer Wirtschaft neues Blut zuzuführen. Dieses 
alles könnte aber dann durch Hebung unserer wirtschaftlichen Betätigung 
gegenüber der Sowjetunion geschehen. Wir haben bisher die ungeheuren Lieferungs­
möglichkeiten, die sich uns im letzten Jahr geboten haben - wie lange das noch dauern wird, weiß 
kein Mensch - nicht voll ausnützen können, weil wir der Sowjetunion nicht die für sie erforderlichen 
Kredite geben konnten bzw. weil wir nicht reich genug waren, um diese Geschäfte zu finanzieren. 
Eine solche Finanzierung würde aber überflüssig werden, wenn wir uns von der Sowjetregierung 
nicht in Geld, sondern in Waren bezahlen ließen. Wir können uns aber von ihr in Waren bezahlen 
lassen, sobald wir das Außenhandelsmonopol eingerichtet haben. Dann brauchen wir z. B. unseren 
Bedarf an Naphta und verwandten Produkten nicht in aller Welt zu decken, sondern können 
unseren ganzen Bedarf in Rußland decken und in dieser Höhe über unsere bisherigen Kreditmög­
lichkeiten hinaus zusätzliche Ausfuhr schaffen. Das gleiche gilt für eine Reihe anderer Erzeugnisse, 
die wir von anderen Ländern ohne entsprechende Gegenleistung einführen wie z. B. für Holz, 
Weizen, Mais, Baumwolle usw. Ich bin mir darüber klar, daß solche Zug-um-Zug-Geschäfte im 
Betrage von vielen Hunderten von Millionen nicht über den Ladentisch weg getätigt werden. Ihre 
Abwicklung nimmt nicht nur sehr viel Zeit in Anspruch, sie erfordert auch eine Finanzierung. Wenn 
man sich aber von der Goldwährung losgesagt und zu einer Binnenwährung bekannt hat, so könnte 
die Finanzierung dieser Russengeschäfte auch durch einen besonderen Typ von Papieren erfolgen, 
mag man sie nun Schatzscheine, russische Finanzierungsbonds oder anderswie nennen. Diese 
Papiere würden in Höhe der getätigten Geschäfte in den Verkehr gebracht und dann - je nach der 
Höhe der abgewickelten Geschäfte - aus ihm zurückgezogen werden. Das ist die eine Seite einer 
Betätigung in Rußland. Die andere würde darin bestehen, daß wir in ganz anderem Umfange als es 
bisher geschehen ist und ohne falsche Scheu vor westeuropäischem Stimrunzeln, den hiesigen 
Bedarf nach Menschen befriedigen, nach Arbeit jeder Art, qualifizierter und nicht qualifizierter. 
Das ist eine Frage für sich, über die sehr viel zu sagen wäre; ich will mich hier nur auf diesen 
Hinweis begnügen. Jedenfalls bin ich davon überzeugt, daß uns noch außerordentlich große 
Möglichkeiten zur Unterbringung von Menschen gegeben sind und daß diese Menschen durchaus 
nicht in eine vollständige Verelendung hineingestoßen zu werden brauchen. Es ist doch ein Unding, 
daß auf der einen Seite ein Kontinent wie Rußland existiert, der nach Waren aller Art, Maschinen 
usw. schreit und einen außerordentlichen Bedarf nach Menschen hat, daß auf der anderen Seite ein 
Land wie Deutschland existiert, das eine Überproduktion an derartigen Gütern und an Menschen 
hat - und daß Bedarf und Nachfrage nicht zusammengebracht werden können. Die Zeit drängt und 
so will ich allmählich schließen. Du siehst - ich bin durchaus nicht völlig pessimistisch. Es gibt 
immer Auswege. Übrigens bin ich nicht einmal wegen des Ganges der Verhandlungen in Paris und 
London so fürchterlich pessimistisch, denn wir haben die stärkste Verhandlungsposition, die man 
sich überhaupt denken kann; die Verhandlungsposition eines Schuldners, der sich nicht weniger als 
25 Milliarden Mark gepumpt hat und dessen Kaputtgehen den Gläubiger mit in das Verderben 
reißen muß.“

7 Reusch spielt hier auf die von Industriekreisen wiederholt geforderte Einschränkung der Verbind­
lichkeit der Tarifverträge an. Vgl. Nr. 213, 222 und 234a.
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Der Reichskanzler bemerkte, daß er sich große Sorge mache wegen der 
Verhältnisse bei der Industrie im Westen. Die Vereinigten Staaten von Amerika 
begännen mit Einfuhrverboten, und andere Staaten in Südamerika würden sich 
anschließen. Das werde sich aller Wahrscheinlichkeit nach für die Industrie recht 
ungünstig auswirken. Wir befänden uns leider in einer Revolution der Wirtschaft. 
Dr. Vogler führte noch aus, daß wir Deutsche uns auf den Binnenmarkt besinnen 
müßten. Die Einfuhr sei nicht an der unteren Grenze. Entweder werde sich die 
Zahl der Arbeitslosen noch weiter vermehren, oder die Industrie müßte mit 
weiteren Aufträgen versehen werden. Jedenfalls müsse alles aufgeboten werden, 
um die Eisenbahn zu bestimmen, Aufträge weiter zu erteilen.
Dr. Silverberg führte aus, daß die Eisenbahn mit Aufträgen zurückhalten müsse. 
Die Eisenbahn selbst sei in Ordnung. Sie sei aber bei der heutigen Lage nicht 
imstande, aus eigenen Mitteln weitgehende Aufträge zu erteilen. Die schwere 
Belastung der Eisenbahn mit Personalausgaben mache es ihr nicht möglich, der 
Industrie mit Aufträgen entgegenzukommen. Es müsse im Wege der Gesetzge­
bung eingeschritten werden, um die Personalausgaben zu senken. Nach seiner 
Meinung werde die Eisenbahn als Auftraggeber für die Industrie für lange Zeit 
nicht in Frage kommen.
Der Reichskanzler bemerkte hierzu, daß die Eisenbahn Aufträge vergeben 
müsse. Es müßten eben Aufträge seitens der Eisenbahn geschaffen werden. Die 
Reichsbahnverwaltung müsse sich ihrer diesbezüglichen Stellung im Wirtschafts­
körper des Deutschen Reichs bewußt sein.
Dr. Silverberg bemerkte, daß diese Frage mit der Eisenbahn besprochen werden 
müsse. Jedenfalls werde eine Änderung der Gesetzgebung notwendig sein, um der 
Bahn eine größere Bewegungsfreiheit zu schaffen8.
Dr. Poensgen kam noch einmal auf die Russenaufträge zu sprechen und stellte 
fest, daß Schienenlieferungen nach Rußland nicht erfolgt seien.
Der Reichskanzler bemerkte, daß er in der Frage der Russenkredite nicht 
günstig sehe.
Staatssekretär Dr. Trendelenburg führte aus, das zur Zeit bestehende 
Abkommen mit Rußland werde ohne weiteres durchgeführt werden. Fraglich 
werde nur sein, ob es möglich sei, über eine Ausweitung des Geschäfts im 
gegenwärtigen Augenblick mit Rußland zu verhandeln. Für Deutschland werde 
eine Ausweitung mit einem zu großen Risiko verbunden sein.
Dr. Vogler bemerkte, daß er das Risiko ebenfalls als so gefahrvoll ansehe wie 
Staatssekretär Trendelenburg.
Geheimrat Reusch bemerkte noch, daß die Entscheidungen in der Frage der 
Wirtschaft schnell getroffen werden müßten, da eine Hinauszögerung der erforder­
lichen Entscheidungen von ungeheurem Schaden sein würde.
Der Reichskanzler betonte noch, daß das Vertrauen des Auslandes zu der 
deutschen Wirtschaft sehr geschwunden sei und zwar wegen der Lage der 

8 Pläne zur Arbeitsbeschaffung in der Eisenindustrie wurden im Herbst 1931 diskutiert, scheiterten 
aber nach Brünings Aussage an der „passiven Resistenz“ der Reichsbahnverwaltung. Brüning 
S. 390 und S. 485.

911



292. 19.8.1931 Referentenaufzeichnung zur Reichsreform

deutschen Banken. Hierbei komme vor allen Dingen in Betracht, daß die Banken 
sich gegenseitig im Ausland schlechtgemacht hätten.
Dr. Klöckner legte noch nahe, den Reichsbankdiskont noch auf 8% herabzuset­
zen9. Allerdings habe er leider gehört, daß eine solche Herabsetzung nicht möglich 
sei.
Hierzu bemerkte der Reichskanzler, daß er glaube, daß zur Zeit eine solche 
Herabsetzung kaum durchführbar erscheine.
Hierauf verließ der Reichskanzler die Besprechung. Sie wurde unter dem Vorsitz 
des Herrn Reichsministers Stegerwald fortgesetzt. Ein bestimmtes Ergebnis wurde 
nicht erzielt10.

H[a]g[enow]

9 Am 18. 8. 1931 wurde der Lombardsatz wieder von 15 auf 12%, am 1. 9. 1931 auf 10%, zugleich der 
Diskontsatz von 10 auf 8% gesenkt. Schulthess 1931 S. 185 und 199.

10 Am 27. 8. 1931 übermittelte Vogler dem Staatssekretär im Reichswirtschaftsministerium, Trende­
lenburg, ein Memorandum zur Lage der Eisen- und Kohlenindustrie. Nachlaß Pünder 142; 
abgedruckt in Ursachen und Folgen VIII S. 167 ff.

292.

19. 8. 1931: Referentenaufzeichnung im Bayerischen 
Staatsministerium des Äußern zur Reichsreform

GStAM MA 103 463. Handschriftlicher Kopfvermerk1.

Betreff: Reichsreform.
Bei der am 13. 8. 1931 unter dem Vorsitz des Reichskanzlers Dr. Brüning 
abgehaltenen Sitzung des Reichsrats2 wurde auch die Finanzlage der Länder und 
Gemeinden besprochen und die Notwendigkeit ihrer Sanierung betont. Im 
einzelnen wurde über den Weg, auf dem ihnen Hilfe zuteil werden soll, nicht 
verhandelt. Die Reichsregierung stellte die Ausarbeitung von Plänen in Aussicht, 
vor deren Verwirklichung die Länder nochmals gehört werden sollen.
Die Presse bringt nunmehr bereits Nachrichten über die Absichten, die auf dem 
Gebiete der Sanierung der gemeindlichen Finanzen bestehen. Die eine drückende 
Last der Gemeinden, ihre kurzfristige Verschuldung, soll durch eine Zwangsan­
leihe konsolidiert werden. Die Gläubiger der Gemeinden - hauptsächlich Banken 
und Sparkassen - müßten die Anleihestücke zur Abgeltung der laufenden 
kurzfristigen Kommunalkredite übernehmen. Die Papiere sollten unter Umstän­
den mit Reichsgarantie ausgestattet werden. Die weitere schwere Last der 
Gemeinden, ihre ungeheure Wohlfahrtslast, soll durch eine unmittelbare 
Reichshilfe erleichtert werden. Die Reichsregierung soll sich zu diesem 
Zwecke mit dem Gedanken tragen, den Gemeinden langfristige Kredite zu 
gewähren, wobei gegebenenfalls Reichsschatzanweisungen überwiesen würden, 

1 Aktenverfügung.
2 Vgl. Nr. 287a und 287b.
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die von den Gemeinden bei der Akzeptbank diskontiert werden könnten. (Vgl. 
dazu Bayerische Staatszeitung Nr. 188 vom 17./18. 8. 1931, Regensburger Anzei­
ger Nr. 225 vom 17. 8. 1931).
Nach dem Berichte des stellvertretenden Reichsratsbevollmächtigten Dr. Hammer 
vom 14. 8. 1931 wird über Umfang und Maß der Reichshilfe für die Gemeinden 
noch fortgesetzt verhandelt. ,,Es ist leider nun das Ziel des Reichsfinanzministe­
riums, den Gemeinden individuelle Hilfe zuteil werden zu lassen und 
womöglich in Berlin zu prüfen, ob eine Gemeinde unterstützungsbedürftig ist oder 
nicht. Dies würde zu einer Kommunalaufsicht3 des Reiches führen, die von uns 
wohl nicht hingenommen werden kann. Von Mulert, der z. Z. eine große 
Betriebsamkeit entfaltet, kann nicht erwartet werden, daß er auf die Zuständigkeit 
der Länder irgendwelche Rücksichten nimmt.“ (Mulert hat im Gegenteil am 
13. 8. 1931 bei einer Pressebesprechung über das Sanierungsprogramm des 
Deutschen Städtetages den Standpunkt vertreten, daß die Grundlage aller 
Sanierungsmaßnahmen eine Verwaltungsreform bei den Gemeinden, bei den 
Ländern und beim Reich sei. Die Zeit für die Reichsreform sei gekommen4. Ohne 
eine Neuordnung der Verhältnisse der Gemeinden zum Reich 
könnten die bestehenden Schwierigkeiten nicht überwunden werden. Vgl. Regens­
burger Anzeiger Nr. 224 vom 15. 8. 1931. Mulert drängt sonach ganz offensichtlich 
auf eine Reichsunmittelbarkeit der Städte hin.)
Die schon früher gehegte Befürchtung, daß im Rahmen der Notverordnungen den 
Rechten und dem Bestände der Länder abträgliche verfassungspolitische Ziele 
verfolgt werden5, ist inzwischen durch die Eingriffe der 2. Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 5. 6. 19316 
und durch die Verordnung des Reichspräsidenten über die Spar- und Girokassen 
sowie die kommunalen Giroverbände und kommunalen Kreditinstitute vom 
5. 8. 19317 voll bestätigt worden. Würden die neuen Pläne Wirklichkeit, so würden 
die Grundlagen des Verhältnisses zwischen Reich und Ländern noch mehr 
erschüttert werden. Die Gefahr einer finanziellen Aushöhlung wird noch dadurch 
verschärft, daß man das Problem: Reich, Länder und Gemeinden mit der Revision 
der Reparationen verknüpfen und damit den stärksten Druck ausüben will. Nach 
Zeitungsnachrichten soll in den Bericht, den die Finanzsachverständigen den 
Regierungen der an der Londoner Konferenz beteiligten Mächte vorlegen werden, 
auch die Forderung aufgenommen werden, „daß von Deutschland sofortige 
scharfe Maßnahmen verlangt werden, damit es durch neue Ersparnisse den 
Haushalt des Reiches, der Länder und der Gemeinden ins Gleichgewicht bringe“8.

3 Anmerkung im Original: „Nicht nur das; jede einzelne Gemeinde wird unter Ausschaltung der 
Länder zum Reiche laufen, um Geld zu bekommen.“

4 Vgl. Nr. 284.
5 Vgl. Nr. 281 und 287a.
6 RGBl. 1931 I S. 279.
7 RGBl. 1931 I S. 429.
8 Im Layton-Bericht heißt es in diesem Zusammenhang, „daß die gegenwärtige Regierung unter 

schwierigen Verhältnissen den Beweis ihrer Entschlossenheit, Deutschlands öffentliche Finanzen 
auf eine gesunde Basis zu stellen, geliefert hat, und daß diese Politik, wenn sie streng fortgesetzt 
wird, entschieden dazu beitragen wird, Deutschlands Kredit zu stärken“. Vgl. Nr. 288, Anm. 1; 
Schulthess 1931 S. 512.
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(Regensburger Anzeiger Nr. 226 vom 18. 8. 1931). Und der Reichskanzler selbst 
hat in der Reichsratssitzung vom 13. 8. 1931 angedeutet, daß bei der endgültigen 
Lösung der Reparationsfrage auch der finanzielle Ausgleich zwischen Reich und 
Ländern berührt werden müsse. Es liegt so der Versuch nahe, die Erreichung 
eines innenpolitischen Zieles durch Erzeugung außenpolitischen Druckes zu 
fördern.
Wenn nun der Reichskanzler immer wieder beruhigende Erklärungen abgibt, daß 
er eine Reichsreform nicht machen will, so muß aufgrund der bisherigen 
Entwicklung und der bisherigen Maßnahmen der Reichsregierung befürchtet 
werden, daß mit diesen Erklärungen nur eine Reichsreform im strengen verfas­
sungsrechtlichen Sinne verstanden werden will. Ganz abgesehen davon, daß bei 
einzelnen Mitgliedern der Reichsregierung und in der Reichsbürokratie der 
Gedanke einer unitarischen Reichsreform niemals zur Ruhe kommt (vgl. den 
Artikel „der Volksentscheid über die Landtagsauflösung in Preußen“ in Nr. 16 
des „Heimatdienstes“, wo der für die Fragen der Reichsreform zuständige 
Ministerialrat im Reichsministerium des Innern Dr. Kaisenberg „die großen 
innerpolitischen Reformfragen“ zur Abstimmung im Volksentscheid für durchaus 
geeignet erachtet), ist heute die Lage der Länder so bedrohlich geworden, daß 
Brüning gar keine eigentliche Reichsreform [zu] machen braucht und doch zum 
Ziel kommen kann. Wer saniert, wer kontrolliert, ist dem Sanierten, dem 
Kontrollierten übergeordnet; zur Durchführung der Kontrolle wird er sich Auf­
sichtsorgane schaffen und mit diesen die Haushaltsgebarung überwachen. Jede 
Einschränkung der Selbständigkeit in der Haushaltsführung ist aber gleichbedeu­
tend mit der Einschränkung in der betreffenden Sache selbst. So ist eine 
„Sanierung“ der Länder zu denken, die den bundesstaatlichen Aufbau der 
Verfassung nicht nur auf den engeren finanziellen Gebieten, sondern auch auf den 
übrigen Hoheitsgebieten und vor allem auf dem Gebiete der Organisationsgewalt 
der Länder zerstört. Dieser Weg ist für die Länder besonders gefährlich, weil er - 
an sich verfassungswidrig - den äußeren Schein einer Verfassungsänderung 
vermeidet und zudem den Ländern den formalrechtlichen Schutz erschwert9. Es 
ist der schon bisher von Popitz in Nr. 1/1931 der „Deutschen Juristenzeitung“ 
vorgezeichnete Weg:
„Wesentlicher als konstruktive Lösung, wie Reich und Länder sich zueinander 
verhalten sollen, scheint mir [dazu]10 die Zusammenfassung der richtungsgeben­
den Einflußnahme auf die Wirtschafts-, Kredit- und Steuerpolitik der Gemeinden 

9 Vgl. Brüning S. 371 ff. Zu den Plänen Brünings Werner Conze, Brüning als Reichskanzler. Eine 
Zwischenbilanz, in HZ 214 (1972), S. 330ff.; ders., Die Reichsverfassungsreform als Ziel der Politik 
Brünings, in: Der Staat 11 (1972), S. 212ff.; Gerhard Schulz, Erinnerungen an eine mißlungene 
Restauration. Heinrich Brüning und seine Memoiren, in: Der Staat 11 (1972), S. 76 ff.

10 Der vorhergehende Satz, auf den sich das im Original stehende, hier ausgelassene „dazu“ bezieht, 
lautet: „Dauernde Erfolge kann die Finanzpolitik nur sichern, wenn sie auf eine Gestaltung unserer 
öffentlichen Zustände ausgerichtet ist, die aus dem aliquod monstrum, zu dem die Gewalt der 
Vielen den deutschen Staat noch immer werden ließ, eine zwar mannigfach gegliederte, aber in der 
Entscheidung über das für unser Schicksal Wesentliche geschlossene Staatspersönlichkeit macht.“ 
Popitz, Finanzpolitische Aufgaben, in: Deutsche Juristen-Zeitung, 36. Jg. (Heft 1 vom 1. Januar 
1931), Sp. 17.
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und auf die Verwaltung der Sozialversicherungsträger in einer Hand, die damit 
erst zur Regierung des deutschen Staates wird.“
Hier sind unschwer Zusammenhänge zu erkennen. Auf diese wird auch bereits in 
der Aufzeichnung über die wesentlichsten und wichtigsten Eingriffe der Notver­
ordnung vom 5. 6. 1931 eingehend hingewiesen. Bei der jahrelangen praktischen 
Zusammenarbeit zwischen Popitz und Brüning ist es nicht von der Hand zu 
weisen, daß bei Brüning Popitzsche Ideengänge wiederkehren. So liegt der 
Schlüssel für die Frage der Reichsreform heute nicht mehr in Länderkonferenzen 
und Verfassungsausschüssen, sondern in dem neu aufgetauchten Problem der 
„Sanierung“ und „Kontrolle“ der Länder- und Gemeindefinanzen. Rein ressort­
mäßig betrachtet, verschiebt sich damit der Schwerpunkt der Frage der Reichsre­
form zum Finanzressort, ohne damit irgendwie an Bedeutung zu verlieren.
Bayern wird alles daran setzen müssen, den Erlaß von Vorschriften zu verhüten, 
die unter Ausnützung der derzeitigen Notlage eine Reichsreform auf dem Wege 
der Sanierung und Kontrolle der Länder- und Gemeindefinanzen verwirklichen 
wollen und verlangen müssen, daß die zur Gesundung der Finanzen sachlich 
gebotenen Maßnahmen in die sachlich bedingten Bahnen geleitet und unter 
Beachtung der verfassungsrechtlichen Vorschriften durchgeführt werden.

Schmidt

293.

20. 8. 1931: Rundschreiben des Reichsverbandes der Deutschen 
Industrie

Nachlaß Silverberg 231. Vervielfältigtes Exemplar - Tgb. Nr. 1633/P (G. M.). „An die 
Mitglieder des Vorstandes des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, Fachgruppen 
und landschaftlichen Verbände1.“ Paraphe Silverbergs.

Sehr geehrte Herren!
I. Wie Ihnen bekannt ist, hat der Reichsverband der Deutschen Industrie in den 
letzten Jahren wiederholt seine grundsätzliche Stellungnahme zur Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik eingehend dargelegt, insbesondere auch in unseren 
Denkschriften vom Jahre 1925  und 1929 , die umfassende positive Vorschläge für 
die Wiederbelebung der deutschen Wirtschaft enthielten. Darüber hinaus haben 
wir regelmäßig zu den Erfordernissen, die sich aus der jeweiligen wirtschaftlichen 
und finanziellen Lage ergaben, der Regierung unseren Standpunkt mitgeteilt, und 

2 3

1 Mit geringfügigen Textänderungen abgedruckt in Geschäftliche Mitteilungen des RDI Nr. 20 vom 
22. August 1931, S. 173 f. unter dem Titel „Stellungnahme des RDI zu der gegenwärtigen Finanz- 
und Wirtschaftslage“.

2 Denkschrift zur Deutschen Finanzpolitik vom Dezember 1925 (Veröffentlichungen des RDI 29); 
Schneider, Unternehmer S. 63 mit Anm. 71.

3 Aufstieg oder Niedergang? Deutsche Wirtschafts- und Finanzreform 1929. Eine Denkschrift des 
Präsidiums des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, Berlin 1929 (Veröffentlichungen des 
RDI 49).
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zwar ebenfalls in Verbindung mit positiven Vorschlägen. In Verfolg der Beratun­
gen von Präsidium und Vorstand in der letzten Zeit und angesichts der außeror­
dentlich bedrohlichen Lage in der Industrie wie in den anderen Wirtschaftszwei­
gen, haben wir nunmehr noch einmal unsere wichtigsten Forderungen und 
Vorschläge zusammengestellt und sie in Form einer „Aufzeichnung über 
die Stellungnahme des RDI zu der gegenwärtigen Finanz- und 
Wirtschaftslage“ dem Reichskanzler gestern schriftlich übermittelt4. Wir 
haben den Reichskanzler dabei nachdrücklich darauf aufmerksam gemacht, daß 
die sorgenschwere, zum Teil verzweifelte Stimmung der deutschen Industrie so 
um sich gegriffen hat, daß nur noch allerschnellste Maßnahmen die 
Voraussetzungen für eine Beruhigung schaffen können, und daß die von uns 
gewünschte positive Zusammenarbeit von Industrie und Regierung nur dann 
mit Erfolg fortgeführt werden kann, wenn die notwendigen 
Maßnahmen auf den Gebieten der Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik so schnell und umfassend durchgeführt werden, 
daß eine weitere Verschärfung der gegenwärtigen Lage abge­
wandt wird und statt dessen die unbedingt erforderlichen 
Grundlagen für eine Wiederbelebung der deutschen Wirt­
schaft geschaffen werden5.
Wir haben die Aufzeichnung ebenfalls den in Frage kommenden Ministerien sowie 
dem Reichsbankpräsidenten zur Kenntnis gegeben und werden sie auch in 
geeigneter Weise allen Persönlichkeiten an die Hand geben, die gegenwärtig die 
Wirtschaftspolitik der Regierung maßgebend beeinflussen. Wir bedauern sehr, 
daß wir davon absehen müssen, den Wortlaut der Aufzeichnung bekanntzugeben. 
Wir müssen aber im Augenblick, gerade mit Rücksicht auf den Erfolg, unbe­
dingt verhindern, daß unsere Forderungen im gegenwärtigen 
Stadium Gegenstand öffentlicher Auseinandersetzungen wer­
den, weil dann nur zu leicht die Kräfte innerhalb und außerhalb der Regierung, 
die sich der Richtigkeit unserer Forderungen bewußt sind und sich in der von uns 
gewünschten Richtung einzusetzen bereit sind, in ihrer Wirksamkeit gestört und 
behindert würden. Uns fällt aus naheliegenden Gründen der Verzicht auf die 
Bekanntgabe des Wortlautes an unsere Mitglieder sehr schwer, aber wir glauben 
unter den gegebenen Umständen, auf das Verständnis unserer Mitglieder dafür 
rechnen zu können.
II. Wir teilen Ihnen jedoch zu Ihrer Unterrichtung mit, daß die Aufzeichnung 
alle die Forderungen in nachdrücklichster Weise enthält, über 
deren schnellste Erfüllung in der gesamten deutschen Indu­
strie Einmütigkeit besteht und daß die Forderungen auch in einer Form 
aufgestellt sind, die dem Ernst der Lage entspricht. Der Ausgangspunkt der 
ganzen Darstellung ist der zwingende Gedanke, daß Deutschland auf den Weg der 
Selbsthilfe angewiesen ist, und daß dieser Weg gekennzeichnet ist durch eine 
energische, sofortige und umfassende Einsetzung aller in Deutschland selbst 
vorhandenen Kräfte. Mit eiserner Konsequenz müssen für Staat, Kapital und 

4 Anlage zu einem Schreiben Kastls vom 19. 8. 1931 an Brüning. BA R 43 1/2373.
5 Brünings ablehnende Haltung gegenüber den seiner Meinung nach von der Industrie geförderten 

„inflatorischen Maßnahmen“ in Brüning S. 366.
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Arbeit alle notwendigen Schlußfolgerungen gezogen werden. Im Mittelpunkt 
des Selbsthilfeprogramms muß die organische Umgestaltung 
der Selbstkosten im Sinne einer möglichst weitgehenden Her­
abdrückung der Selbstkosten stehen. In der Aufzeichnung ist im 
einzelnen dargestellt, wie dieser Grundsatz auf folgende vier Hauptgebiete 
angewandt werden muß:
1. Steuern und Abgaben an die öffentliche Hand,
2. Soziale Belastungen,
3. Löhne und Gehälter,
4. Verkehrstarife und Tarife der kommunalen Versorgungsbetriebe.
Ein weiterer besonderer Abschnitt befaßt sich mit den Aufgaben einer richtigen 
und einwandfreien Kreditpolitik, insbesondere in der öffentlichen 
Hand, um eine Senkung der Kreditkosten zu erreichen und im Rahmen einer 
pfleglichen Verwaltung des vorhandenen Kreditvolumens erweiterte Kreditmög­
lichkeiten für die private Wirtschaft zu schaffen. Im Zusammenhang damit 
wird sowohl die Kreditpolitik wie überhaupt die Finanzpolitik der Gemeinden einer 
scharfen Kritik unterzogen, und es werden positive Vorschläge dafür gemacht, wie 
eine Sicherung dafür erreicht werden kann, daß sich die bisherigen Fehler nicht 
wiederholen.
Ein anderer positiver Vorschlag erstreckt sich auf die Schaffung einer 
Möglichkeit für vermehrte Aufträge an die Wirtschaft. Selbstver­
ständlich enthält die Eingabe auch die nachdrückliche Forderung, alle Reste 
der Zwangswirtschaft, insbesondere auch die Zwangswirt­
schaft im Wohnungswesen, endgültig zu beseitigen. Auf repara­
tionspolitischem Gebiete wird ausgeführt, daß die Durchführung des Selbsthilfe­
programms zugleich die Vorbedingung für eine erfolgversprechende Reparations­
politik ist, und daß die Inangriffnahme der zu erwartenden neuen Reparationsrege­
lung parallel mit der Selbsthilfeaktion unverzüglich geschehen 
muß. Abschließend wird betont, daß es eine völlige Verdrehung der Tatsachen 
ist, wenn man von einem Versagen der Privatwirtschaft spricht. Nicht die 
Privatwirtschaft hat versagt, sondern gescheitert ist ein 
System, das mit politischem Zwang die Privatwirtschaft 
künstlich ihrer natürlichen Entwicklungsgrundlagen beraubt 
hat. Diese grundsätzliche Einstellung verpflichtet uns andererseits, nicht nur 
bestimmte Auswüchse und Fehler zuzugeben, die sich bedauerlicherweise in der 
Privatwirtschaft gezeigt haben, sondern auch dafür einzustehen, daß 
einer Wiederholung solcher Erscheinungen vorgebeugt wird. 
III. Parallel mit dieser nochmaligen energischen Einwirkung auf das Kabinett, die 
von mündlichen Vorstellungen ergänzt wird, führen wir die Arbeiten auf 
allen unseren Tätigkeitsgebieten mit verstärktem Nachdruck 
fort. Wir wissen, daß in diesen Zeiten eine Verantwortung auf uns liegt, der wir 
nur durch eine äußerste Anspannung unserer Kräfte gerecht werden können. Wir 
sind uns vollkommen der furchtbaren Sorgen bewußt, die heute in jeder Beziehung 
die Betriebe wie die Verbände bedrücken. Wir lassen nichts unversucht, 
um die Firmen von diesen Sorgen zu befreien, die sowohl im 
Binnengeschäft wie im Exportgeschäft und insbesondere auch 
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im Rußlandgeschäft6 und im Sachlieferungsgeschäft auf ihnen 
lasten. Eine ganz besondere Sorge ist uns nach wie vor die 
Notlage der mittleren und kleinen Unternehmungen, und jeder 
neue Hilferuf, der zu uns dringt, ist für uns der Gegenstand eingehender 
Beratungen.

Wir richten an unsere Fachgruppen und landschaftlichen Verbände die Bitte, 
den Inhalt dieses Rundschreibens mit größter Beschleunigung 
und ungekürzt den Unterverbänden und Mitgliedern zur 
Kenntnis zu geben. In der jetzigen Welle der Not ist ein möglichst enger 
Kontakt zwischen dem Reichsverband und allen Mitgliedern draußen im Lande 
und deren schnelle Unterrichtung über die Aktivität des Reichsverbandes die 
Vorbedingung für die Zusammenfassung aller Kräfte in der Industrie selbst und für 
ein erfolgversprechendes Handeln. Nicht von heute auf morgen lassen sich die 
Erschütterungen beseitigen, denen die deutsche Wirtschaft jetzt ausgesetzt ist, 
aber wir glauben doch, daß, wenn alle Verbände der Industrie 
in zähem Kampf eng zusammenstehen, trotz allem der Weg für 
eine wirtschaftliche Gesundung und einen nationalen Aufstieg 
Deutschlands geebnet wird.

Mit vorzüglicher Hochachtung!
REICHSVERBAND DER DEUTSCHEN 
INDUSTRIE
Der Geschäftsführer:

______  Herle

6 Vgl. Nr. 291, Anm. 3 und 6.

294.

22. 8. 1931: Tagesbericht des Reichsbankpräsidenten Luther (Auszug)

Nachlaß Luther 365. Anstreichungen.

[• . .]*
Es kam dann noch die allgemeine Frage der Bankenpolitik auf. Dietrich sprach 
davon, daß wir die Deflationspolitik nicht fortsetzen dürften, und mehrfach wurde 
aus dem Kreise der Sachverständigen auf die daraus sich ergebenden Gefahren für 
die Wirtschaft und namentlich des Bankwesens durchaus zutreffend hingewiesen. 
Der Kanzler sagte sehr deutlich, daß wir, und zwar aus außenpolitischen Gründen,

1 Beratung des Wirtschaftsausschusses des Kabinetts mit Sachverständigen. Auch BA R 43 1/1451, 
Auszug in Born S. 225 ff. Auf Druck Brünings hatten der Vorstand und der Aufsichtsrat der 
Dresdner Bank ihre Ämter zur Verfügung gestellt. Über die weiteren Maßnahmen zur Sanierung 
und Rekonstruktion der Banken, die eine Fusion der Danat- und der Dresdner Bank einschlossen 
(11. 3. 1932) und die personellen Veränderungen Born S. 167 ff. 
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den jetzigen Weg der Sparsamkeit nicht verlassen dürften2. Professor Weber 
versuchte, einiges Grundsätzliche über die Frage zu sagen. Ich meinerseits habe 
folgendes ausgeführt: Es sei überhaupt unrichtig, davon zu sprechen, daß wir 
Deflationspolitik trieben. Wir lebten vielmehr mitsamt fast der ganzen Welt in 
einem Deflationsgeschehen dahin, und für uns könne nur die Frage bestehen, ob 
wir eine Antideflationspolitik treiben wollten. Ich habe zugegeben, daß es auf die 
Deckungsgrenze innerhalb gewisser Grenzen nicht entscheidend ankomme und 
daß das vorwiegend eine psychologische Frage sei - so notwendig wir das Gold als 
allgemeinen Maßstab für alle Währungen und als Mittel des Herausgehens von 
einer Währung in die andere brauchten, solange wir überhaupt in der Weltwirt­
schaft ständen. Von der Notenbank aus gesehen, sei die viel dringendere Situation 
durch die Gefahr des illegalen Werdens gegeben, wie sich das jetzt schon, 
eigentlich zwangsläufig, durch die Vorgänge über die Akzeptbank weg und 
überhaupt durch die Schwierigkeiten im Banken- und Sparkassenwesen ergeben 
habe. Im übrigen sei es eine falsche Betrachtungsform, immer den Kredit als das 
Primäre zu nehmen. Das Primäre seien vielmehr die Aufträge, und das primäre 
Problem sei, ob wir im Sinne antideflationistischer Politik die Aufträge künstlich 
vermehren wollen. Demgegenüber sei die Kreditbeschaffung sekundär3. An die 
Stelle der abgezogenen ausländischen Kredite seien bereits jetzt vielfach deutsche 
Kredite getreten, wie der Wechselbestand der Reichsbank auf das deutlichste 
ausweise. Auch eine Entwicklung des Privatdiskontmarktes außerhalb der Reichs­
bank werde gepflegt. Das große Problem von der Kreditseite aus gesehen sei, wie 
man angesichts des Mangels an Kapitalbildung und des Abzuges langfristigen 
Kredits langfristigen oder mittelfristigen Kredit beschaffe. Hier liege für die 
Notenbank die Grenze [zu] absoluter Unmöglichkeit. Dietrich wies dann auf meine 
Erklärung, daß jeder ordentliche Handelswechsel von der Reichsbank diskontiert 
werde, auf die hohen Zinssätze als kredithemmend hin. Ich erklärte dies [für] 
selbstverständlich, betonte aber wiederum, daß viel schwerer das sich aus der 
Situation heraus ergebende Fehlen eines längerfristigen Kredits sei. Professor 
Weber wies darauf hin, daß seines Erachtens die Mark im Ausland ruhig etwas 
fallen könne. Ich habe sofort auf das lebhafteste gegen diesen Gedanken 
protestiert und fand, wenn nicht bei allen Anwesenden, so doch sicher bei der 
übergroßen Mehrzahl volle Zustimmung.
Als ich zurückkehrte zur Reichsbank, lag die schon im gestrigen Diktat erwähnte 
Depesche von Harrison vor4. Ich berief den deutschen Stillhaltekreis auf nachmit­
tags 3!/2 Uhr [. . .]5.

2 Auf die „wirtschaftliche Inaktivität im Dienste der Lösung der Reparationsfrage“ hat Helbich 
S. 54 ff. hingewiesen. Die kontroverse Diskussion zur deflationären Finanz- und Wirtschaftspolitik 
Brünings skizziert Gerhard Schulz, Erinnerungen an eine mißlungene Restauration, Heinrich 
Brüning und seine Memoiren, in: Der Staat 11 (1972), S. 76 ff.

3 Zum wirtschafts- und finanzpolitischen Kurs der Reichsregierung, zu dem es seiner Meinung nach 
keine Alternative gab, Luther S. 149 ff.; theoretische Erörterungen des Deflationsproblems durch 
Schäffer in Nr. 299.

4 In der Depesche, die Harrison an McGarrah schickte, wurde die Übernahme einer Verlängerungs­
verpflichtung, für den in Basel gewährten Rediskontkredit abgelehnt. Tagesbericht Luthers vom 
21. 8. 1931, Nachlaß Luther 365.

5 Über eine Sitzung des Stillhaltekomitees am 22. 8. 1931, 15.30 Uhr, und eine Ministerbesprechung 
am 22. 8. 1931, 16 Uhr, BA R 43 1/1451.
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22.723. 8. 1931: Aufzeichnung von Lammers über den Besuch Lord 
Laytons in Berlin (Auszüge)

PA Büro StS, Pol A/4. Durchschlag. Datiert 24. 8. 1931. „Ganz geheim“.

Die Notiz stellt einen zusammenfassenden Auszug dar aus
a) den privaten Besprechungen Layton-Lammers im Hause Lammers;
b) den vertraulichen Besprechungen Brüning-Layton-Lammers am Abend des 

22. August in der Reichskanzlei;
c) der Konferenz Brüning-Layton-Curtius-v. Bülow-Lammers am Vormittag des 

23. August in der Reichskanzlei .1
Gegenstand der Aussprache waren u. a.:

1. Der Wiggin-Layton-Bericht der Basler Konferenz;
2. die Frage der Stillhaltung und der Gewährung eines neuen Auslandskredits an 

Deutschland;
3. die aktuelle Lage in England;
4. die deutsch-österreichische Zollunion;
5. die Arbeiten im Genfer Europa-Ausschuß ;2
6. die künftige Gestaltung der internationalen Handelspolitik;
7. die Lage in Deutschland;
8. das deutsch-französische Verhältnis;
9. die Stellung Deutschlands im europäischen Konzert der Großmächte;

10. die Reparationsfrage.

Zu 1. (Baseler Berichte)
Layton wurde zu seinem Bericht beglückwünscht. Anerkannt wurden insbeson­
dere die im Bericht enthaltenen Hinweise auf die Reparationsfrage, die damit 
zusammenhängenden Fehler der protektionistischen Handelspolitik vieler Staaten 
und die Notwendigkeit einer politischen Verständigung unter den führenden 
Nationen. Layton berichtete, man habe in Frankreich besonders Sorge wegen 
Aufrollung der Reparationsfrage in Basel von seiner Seite gehegt und ihm deshalb 
Moreau gegenübergestellt, der ihn in Verfolg der Baden-Badener Verhandlungen 
als einen besonders hartnäckigen Gegner bezeichnet habe. Um so mehr sei er 
erstaunt gewesen, daß Moreau sich in den finanzpolitischen und wirtschaftspoliti­
schen Fragen sehr aufgeschlossen gezeigt und den Bericht - ohne jeden Druck von 
anderer Seite - bereitwillig unterschrieben habe. Leider habe der Bericht in 
England vorläufig wenig Beachtung gefunden, weil die Sorge um die englische 

1 Vgl. Brüning S. 382; auch den Bericht Laytons über seine Gespräche mit Brüning am 22.123. 8. 1931 
in DBFP 2, II S. 254 ff.

2 Der Genfer Europa-Ausschuß war am 17. 9. 1931 zum Studium des Briandschen Europaplans ins 
Leben gerufen worden; er beschäftigte sich bis zum September 1932 auf insgesamt sechs Sitzungen 
vorwiegend mit den durch die Weltwirtschaftskrise aufgeworfenen Fragen. Siebert S. 559; vgl. 
Schulthess 1931 S. 566 f.
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Krise in allen Köpfen stecke und deren Lösung als weitaus vordringlich angesehen 
werde3. Die Aufnahme in den offiziellen englischen Kreisen sei aber günstig.
Zu 2. (Stillhaltung und deutsche Anleihe)
Hinsichtlich des Stillhalte-Abkommens wurde Layton auf die wesentlichsten 
deutschen Bedenken aufmerksam gemacht (Markguthaben, Art der Heranziehung 
der Wirtschaftsgarantie usw.)4. Er bemerkte, daß er in Basel nicht in der Lage 
gewesen sei, sich stark mit diesen Verhandlungen zu befassen. Immerhin hoffe er 
auf eine gute psychologische Auswirkung. Es sei ihm bekannt, daß die deutschen 
Besorgnisse von der anderen Seite nicht voll geteilt würden. Im Zusammenhang 
mit der Wirtschaftsgarantie, die der Fundierung einer neuen internationalen 
Anleihe Deutschlands habe dienen sollen, äußerte Layton Zweifel, ob Deutschland 
eine solche Anleihe zur Zeit überhaupt erhalten werde. Eine englische Anleihe zur 
Stabilisierung des Pfundes, die Amerika und Frankreich gemeinsam gewähren 
müßten, stehe im Vordergrund.
[• • -]5
Zu 7. (Lage in Deutschland)
Im Zusammenhang mit den handelspolitischen Erörterungen nahm der Reichs­
kanzler Gelegenheit, Layton über die wirtschaftliche und finanzielle Lage in 
Deutschland näher zu unterrichten. Er erörterte insbesondere die Verhältnisse im 
Bergbau, in der Eisen- und Stahlindustrie, in der Landwirtschaft, Probleme der 
Arbeitslosigkeit und der Arbeitslosenversicherung, Lohn- und Gehaltsverhältnisse 
in Ländern und Kommunen. Außerdem ging er auf die innerpolitischen Schwierig­
keiten ein, welche die Zuspitzung sowohl der inneren deutschen Wirtschaftslage 
wie der Versteifung der außenpolitischen Situation mit sich bringe. Der Kanzler 
bemerkte, er halte es keineswegs für ausgeschlossen, daß es sich im Verlaufe 
weniger Monate innerhalb Deutschlands nicht mehr um einzelne große Zusam­
menbrüche handeln werde, sondern um die Frage des vollkommenen Zusammen­

3 Starke Devisenabzüge hatten den am 1. 8. 1931 der Bank von England gewährten 50 000 000-Pfund- 
Kredit bereits größtenteils aufgezehrt und eine schwere Finanzkrise herbeigeführt. Kindleberger 
S. 165 ff.

4 Vgl. Nr. 288, 289 und 290.
5 Zu Punkt 3 (aktuelle Lage in England) gab Layton einen Überblick über die politischen und 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten in seinem Land. Als Hauptaufgabe sah er die Stabilisierung des 
Pfundes durch Begrenzung der sozialen Leistungen und Lohnsenkung an. Nur solche Stabilisierung 
könne gewährleisten, daß die Finanzlage international gemeistert werde. Layton erklärte, daß er 
den Versuch gemacht habe, eine nationale Regierung aus allen drei Parteien zu bilden. Hinsichtlich 
der Arbeiten im Genfer Europa-Ausschuß brachte Layton „wiederholt zum Ausdruck, daß der 
französische Plan, welchen Briand und Francois-Poncet dem Gedanken der deutsch-österreichi­
schen Zollunion gegenübergestellt hätten, keineswegs befriedige. Im Sachverständigenausschuß 
des Europakomitees sei auch mit einer Billigung nicht zu rechnen.“ Lammers wies Layton in seinem 
Privatgespräch „auf die scharfe Abneigung des überwiegenden Teils der deutschen Industrie gegen 
die Genfer Verhandlungen“ hin. Zu Punkt 6 unterbreitete Layton Vorschläge, die auf eine 
Zurückdrängung der wachsenden protektionistischen Tendenzen abzielten. Brüning schloß sich der 
Auffassung an, „daß ohne einen derartigen Zollabbau Europa in absehbarer Zeit zugrunde gehen 
werde, und daß man deshalb den Mut haben solle, durch Verständigungen im engeren Kreise 
wenigstens partiell Breschen in die Mauern des Hochschutzzolls zu legen“. Um den Schwierigkei­
ten der ostdeutschen Landwirtschaft zu begegnen, sei es erstrebenswert, „das System der 
Einfuhrkontingente zu ermäßigten Zöllen weiter auszubauen“.
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bruches der ganzen deutschen Wirtschaft. Das Ausland könne den Ernst der Lage 
nicht schwer genug einschätzen.
Zu 8. (Das deutsch-französische Verhältnis)
Bei Erörterung des TV/ggiu-Layton-Berichts und der Bestrebungen auf Konsolidie­
rung der internationalen Wirtschaftslage wies Layton wiederholt darauf hin, daß 
die erste Voraussetzung für jede wirksame Maßnahme eine Befriedung der 
europäischen politischen Situation darstelle. Der Schlüssel hierzu liege in dem 
Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich. Soweit er sehen könne, spitze 
sich dabei alles auf die Frage des deutschen Ostens und die Reparationsfrage zu. 
Der Kanzler nahm diese Hinweise zum Anlaß, um Layton über einige wichtige 
Punkte des kürzlich stattgehabten deutsch-französischen Meinungsaustauschs zu 
unterrichten. Er legte dar, daß Frankreich politische Konzessionen größten 
Ausmaßes gefordert habe6 7, welche auch noch die letzten Möglichkeiten ausräumen 
sollten, die der Versailler Vertrag für Deutschland belasse, und auf eine restlose 
Stabilisierung der gegenwärtigen untragbaren Situation Deutschlands abzielten. In 
diesem Zusammenhang schilderte er auch die Befestigungs- und Rüstungsmaß­
nahmen Frankreichs, seine militärischen Verbindungen mit den östlichen Alliier­
ten usw. Wenn man überhaupt den Gedanken der Verständigung verfolge, so habe 
diese gesamte Politik Frankreichs, jedenfalls Deutschland gegenüber, nicht den 
geringsten Sinn. Irgendeine Aufklärung oder Beruhigung habe man von Frank­
reich nicht erlangen können.
Auch die innerpolitischen Verhältnisse Frankreichs seien außerordentlich 
undurchsichtig, vor allem, was die Tendenzen der im Vordergrund stehenden 
Politiker hinsichtlich Gestaltung ihres wechselseitigen Verhältnisses angehe. Man 
könne noch nicht absehen, wer der kommende Mann sei. Das hindere nicht nur 
Deutschland, sondern anscheinend auch die ganze französische Politik im 
Verhältnis zu Deutschland.
[• • -f
Zu 10. (Die Reparationsfrage)
Unter Hinweis auf den Baseler Bericht, welcher die Notwendigkeit einer neuen 
Regelung der Reparationen deutlich hervorhebt, befragte Layton den Kanzler über 
seine diesbezügliche Meinung. Der Kanzler unterstrich das ungeheure Ausmaß der 
bisherigen Leistungen und wies hinsichtlich der Zukunft vor allem darauf hin, daß 
eine derartige politische Schuld immer wieder zu politischen Diskussionen und 
Störungen Anlaß geben müsse und daß deshalb weder Kapital noch Wirtschaft in 
Europa wirklich langsichtige Dispositionen treffen könnten. Die Erfahrung der 
jüngsten Zeit habe bewiesen, daß schon verhältnismäßig geringe politische 
Störungen jeden Ansatz von Vertrauen wieder vernichten und vor allem den 
Geldmarkt in vollkommene Verwirrung bringen. Die Wiederholung solcher Vor­
gänge unter dem Einfluß der Reparationsfrage erscheine so gut wie unvermeidlich.

6 Vgl. Nr. 256 und 279a.
7 In der Diskussion über Punkt 9 trat Brüning für regelmäßige Konsultationen der „zehn verantwort­

lichen Leute Europas“ ein. „Die französische Politik laufe zum Teil darauf hinaus, mit Deutschland 
gewisse Dinge zu vereinbaren, die unter Umständen eine Spitze gegen andere Nationen enthalten 
könnten. Die deutsche Politik werde sich jedoch auf solche Versuche unter keinen Umständen 
einlassen.“

922



Frhr. v. Imhoff an Bayerisches Staatsministerium des Innern 25.8.1931 296.

Aus den Ausführungen Laytons ging hervor, daß man in Basel eine starke 
Reduktion der Reparationsverpflichtungen als selbstverständlich angesehen hat. 
Layton nannte auch dem Reichskanzler gegenüber eine gewisse Ziffer, die unter 
Umständen zu erwägen sei. Der Kanzler betonte, daß die Ziffer allein nicht das 
Entscheidende sei, sondern die politischen Situationen, die immer wieder aus dem 
Fortbestand irgendeiner Reparationsverpflichtung entstünden8.
Mir gegenüber ventilierte Layton im Gespräch über die Reparationsfrage vor allem 
auch eine Verlängerung des Hoover-Jahres. Ich erklärte, daß auch diesem 
Gedanken gegenüber die politischen Erwägungen des Kanzlers durchschlagend 
erschienen.
Schließlich erwähnte Layton im Zusammenhang mit der Reparationsfrage noch 
das Kolonialproblem. Er fragte den Kanzler, ob Deutschland auf ein koloniales 
Revirement Wert lege9. Der Kanzler erwiderte, daß diese Frage naturgemäß vom 
Standpunkt der Rohstoffbeschaffung und dergleichen Bedeutung besitze, daß sie 
andererseits aber zur Zeit nicht im Vordergrund des Interesses stehe.

gez. Lammers

8 Der englische Botschafter informierte Curtius in einem Gespräch am 28. 8. 1931 über die 
augenblickliche passive Haltung Hoovers in der Reparations- und Schuldenfrage. Das Foreign 
Office halte es für wenig aussichtsreich, die Frage in nächster Zeit neu aufzurollen. Curtius 
entgegnete, daß die Reichsregierung zur Zeit nicht beabsichtige, eine Initiative zu ergreifen. PA 
Büro RM, SF 2; Bericht Rumbolds in DBFP 2, II S. 257f. Vgl. die Äußerungen Brünings zu dieser 
Thematik in einem Interview, das er dem Berliner Korrespondenten von United Press am 26. 8. 
1931 gewährte. Schulthess 1931 S. 188.

9 Schon während der Beratungen über den Young-Plan hatte Schacht am 17. 4. 1929 in Den Haag die 
Kolonialfrage angesprochen. Das deutsche Memorandum vom 17. 4. 1929 ist abgedruckt in Schacht 
S. 67 ff.; vgl. Schulthess 1929 S. 479 ff.; Vogt S. 222, Anm. 16; Reichskanzlei, Müller II, 1, 
S. 552 ff.

296.

25. 8. 1931: Ministerialdirektor Frhr. v. Imhoff an das Bayerische 
Staatsministerium des Innern

GStAM MA 103 291. Abschrift.

Betreff: Reichsreform.
Heute habe ich Ministerialdirektor Poetzsch-Heffter dazu gebracht, mir die 
Gedankengänge zu entwickeln, die bei ihm und seinem Kreise vorliegen, um die 
Reichsreform vorwärts zu treiben.
Der vom preußischen Finanzminister Höpker-Aschoff in der letzten Nummer des 
„Deutschen Volkswirts“ veröffentlichte Entwurf ist hiernach zweifellos ein Teil 
eines Referentenentwurfs, der in der Abteilung des Ministerialdirektors Menzel 
des Reichsministeriums des Innern ausgearbeitet worden ist1. Er gründet sich auf 

1 Hermann Höpker-Aschoff, Reichsreform, in Der deutsche Volkswirt 5 (1931), S. 1579 ff. Vgl. Ehni 
S. 221 ff.; Braun S. 359; Brüning S. 366; Schulze S. 697ff.; Schulz, Demokratie S. 604ff.; ders., 
Triebkräfte und Ziele der Reichsreform S. 96f.
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die Ergebnisse des Hauptausschusses der Länderkonferenz. Ihn zur Weiterbe­
handlung zu bringen, dazu sollte der Artikel 48 der Reichsverfassung insofern 
dienen, als gedacht gewesen sei, einige Reichsminister, insbesondere den 
Reichsinnenminister, für eine vorübergehende Zeit gleichzeitig als Minister für 
Preußen zu bestellen, um durch Zusammenlegung mehrerer Reichs- und preußi­
scher Ressorts eine einheitliche Auffassung für die Reichsreform zu erzielen. 
Dieser Eingriff in die preußische Verfassung könne natürlich, dem Wesen des 
Artikels 48 entsprechend, nur ein vorübergehender sein. Diese vorübergehende 
Zeit sollte dazu benützt werden, den Entwurf einer Reichsreform im Reichsrat und 
im Reichstag durchzubringen. Daß unter den jetzigen Verhältnissen, die zu einer 
Änderung in der Struktur von Reich und Ländern gerade zwängen, auch Bayern 
dem Entwurf, vielleicht unter einigen Verbesserungen, zustimmen müsse, sei 
seine Überzeugung (!!), namentlich, wenn Bayern, was wohl zu erreichen sei, die 
Klausel zugestanden würde, daß gewisse Vorrechte, die ihm eingeräumt würden, 
auch nicht mit verfassungsändernder Mehrheit der gesetzgebenden Körperschaf­
ten geändert werden dürften.
Würde der Entwurf im Reichsrat, wenn auch nicht einstimmig - vielleicht würden 
einige kleine Länder dagegen sein -, angenommen, würde der Reichstag damit 
befaßt. Es sei auch bei dem jetzigen Reichstag gar nicht ausgeschlossen, daß 
mindestens eine einfache Mehrheit für den Entwurf zu gewinnen sei. Fehle die 2/3- 
Mehrheit, dann solle ein Volksentscheid herbeigeführt werden2. Daß auf dem Weg 
des Artikel 76 der Reichsverfassung auch solche grundlegenden Änderungen 
möglich seien, ergebe sich schon daraus, daß bei den Verhandlungen in den 
Ausschüssen der Nationalversammlung Artikel 76 sogar für die Umwandlung der 
Republik in eine Monarchie als anwendbar bezeichnet worden sei. Daß die 
gegenteilige Meinung in der Wissenschaft an Boden gewinne, wollte er nicht gelten 
lassen. Es sei nun sehr mißlich gewesen, daß Höpker-Aschoff vorzeitig mit den auf 
Artikel 48 gestützten Absichten und zwar, wie wenn es ein preußischer Entwurf 
wäre, herausgekommen sei. Er, Poetzsch-Heffter, habe zwar zuerst gedacht, es sei 
dies geschehen im Einverständnis mit der Reichsregierung oder doch mit 
Reichsinnenminister Wirth. Das sei aber nicht der Fall gewesen. Wirth habe ihn, 
Poetzsch-Heffter, gleich telefonisch angerufen - im übrigen ein Zeichen, wie eng 
das Reichsministerium des Innern mit Poetzsch-Heffter in dieser Sache alliiert ist - 
und sei wütend über den Vorstoß von Höpker-Aschoff gewesen. Diese Entrüstung 
sei noch dadurch verstärkt worden, daß nach der Darstellung von Höpker-Aschoff 
auch Wirth seinen Ministersitz an einen preußischen Minister abgeben müßte.
Im Anschluß an eine heutige Reichsratsausschußsitzung, in der Staatssekretär 
Zweigert den Vorsitz führte, habe ich diesen wegen der Reichsreform interpelliert. 
Er versicherte mir auf das bestimmteste, daß dem Referentenentwurf, mit dem er 
selbst sich noch gar nicht befaßt habe, noch gar keine politische Bedeutung 
zukomme. Selbst Wirth habe ihn noch nicht gebilligt. Ob überhaupt in der 
Reichsreform irgend etwas geschehen solle, sei ausschließlich politische Entschei­
dung des Reichskanzlers3. Er könne sich aber gar nicht denken, daß dieser, wenn 

2 Diesen Gedanken hatte Severing schon im Mai 1930 geäußert. Schulz, Demokratie S. 601.
3 Vgl. Nr. 297.
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er sein Kabinett zusammenhalten wolle, gewillt sei, irgendeinen Schritt nach 
dieser Richtung zu unternehmen. Staatssekretär Zweigert will im übrigen seinem 
Minister Wirth vortragen, daß die Bayerische Regierung begreiflicherweise den 
dringenden Wunsch habe, über die Absichten hinsichtlich der Reichsreform 
unterrichtet zu werden.
Das Staatsministerium des Äußern hat Abdruck des Berichts erhalten.

gez. Frhr. v. Imhoff

297.

29. 8. 1931: Ministerialdirektor Brecht an Ministerpräsident Braun

Nachlaß Otto Braun 472. Handschreiben. „Vertraulich“1.

Staatspräsident Bolz schreibt mir über sein Gespräch mit dem Reichskanzler über 
die Frage der Reichsreform:
1. Der Reichskanzler erklärte, daß er an diese Fragen erst herangehen könne, 
wenn die finanziellen und wirtschaftlichen Bedrängnisse der nächsten Monate 
einigermaßen behoben seien.
2. Der Reichskanzler halte die Anwendung des Artikels 48 nicht für möglich (ob 
auch für Teilfragen, bleibt unklar) .2
3. Herr Bolz hat den Eindruck gewonnen, daß der Reichskanzler sich, soweit er 
überhaupt Zeit dazu findet, ernsthaft mit diesen Fragen befaßt, daß aber im Lauf 
der nächsten Monate irgendein Schritt nicht zu erwarten ist .3
4. Herr Bolz tritt selbst diesem Standpunkt bei. Er nimmt an, daß die Entwicklung 
der finanziellen Lage einer Reihe kleinerer Länder ja wohl zwangsläufig zu 
Veränderungen führe.
Soweit der Brief. Die Zukunft ist um so mehr auf Seiten der Offensive in dieser 
Frage. Es hat oft Stellungnahmen aus Parteigründen gegeben, die das Gesamtin­
teresse schädigten. Wenn aber Parteigründe mit dem aktuellen allgemeinen 
Interesse zusammenfallen, so wäre es doch falsch, die Dinge nicht zu verfolgen, 
weil man der Partei vorwerfen könnte, sie betriebe die Frage aus eigenem 
Interesse. Soll man allgemeine Interessen nur dann verfechten, wenn sie gegen 
das eigene Interesse gehen? Es ist doch der erwünschte Fall, daß beides 
zusammenfällt. Daher begrüße ich sehr Ihre Königsberger Rede4.

Brecht
1 Auszug abgedruckt in Schulze S. 699.
2 Vgl. Nr. 296.
3 In seinem Tagesbericht vom 2. 9. 1931 notierte Luther: „Nachmittags kam Graf Roedern und 

berichtete, daß der Kanzler, die Reichsreformfrage anschneidend, diese als jetzt noch nicht 
zeitgemäß bezeichnet habe, namentlich bevor nicht der Reichstag das ganze Werk der Reichsre­
form habe passieren lassen.“ Nachlaß Luther 366.

4 Der Preußische Ministerpräsident hatte in einer Rede am 28. 8. 1931 in Königsberg vorgeschlagen, 
eine „Reichsverwaltungsreform in die Wege zu leiten“. Schulthess 1931 S. 192. Vgl. Braun 
S. 359 f.; Ehni S. 225 ff.; Schulze S. 698.
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